
Anlage 1 

Zusammenstellung der für die Durchführung der Notfallplanung relevanten Rechtsgrundlagen 
(Stand: Dezember 2016) 

1.1 VERORDNUNG (EU) Nr. 994/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES vom 20. Oktober 2010 über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren 
Erdgasversorgung und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/67/EG des Rates („SoS-VO“) 

1.2 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) 
(Auszüge) 

1.3 Gesetz zur Sicherung der Energieversorgung (Energiesicherungsgesetz 1975) EnSiG 

1.4 Verordnung zur Sicherung der Gasversorgung in einer Versorgungskrise 
(Gassicherungsverordnung - GasSV) 

Die in der Datei dargestellten für die Notfallplanung besonders bedeutsamen Rechtsnormen sind 
in der jeweils aktuellen Fassung anzuwenden, wie sie sich aus den amtlichen Veröffentlichungen 
(insbesondere Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften) 
ergibt. Die Zusammenstellung ist eine Handreichung für die Praxis und stellt daher keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit, Aktualität und inhaltliche Richtigkeit dar. Eine Gewähr wird nicht 
übernommen. 



I 

(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 994/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 20. Oktober 2010 

über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Erdgasversorgung und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/67/EG des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 194 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Erdgas (im Folgenden auch „Gas“) ist eine wesentliche 
Komponente der Energieversorgung der Europäischen 
Union, das ein Viertel der Primärenergieversorgung deckt 
und hauptsächlich zur Strom- und Wärmeerzeugung so­
wie als Grundstoff für die Industrie und als Kraftstoff im 
Verkehrssektor genutzt wird. 

(2) In den letzten zehn Jahren ist der Erdgasverbrauch in 
Europa schnell angestiegen. Der Rückgang der einhei­
mischen Produktion ging mit einem starken Anstieg 
der Erdgasimporte einher und führte so zu einer höheren 
Abhängigkeit von Importen und damit zur Notwendig­

keit, auf Aspekte der Gasversorgungssicherheit einzuge­
hen. Außerdem befinden sich einige Mitgliedstaaten auf­
grund fehlender Infrastrukturverbindungen zum Rest der 
Union in einer Erdgasinsel. 

(3) Angesichts der Bedeutung von Erdgas für den Energiemix 
der Union soll diese Verordnung den Erdgaskunden zei­
gen, dass alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, 
um ihre kontinuierliche Versorgung sicherzustellen, ins­
besondere unter schwierigen klimatischen Verhältnissen 
und bei Störungen. Es wird anerkannt, dass diese Ziele 
durch möglichst kosteneffiziente Maßnahmen erreicht 
werden sollten, um die relative Wettbewerbsfähigkeit die­
ses Brennstoffs im Vergleich zu anderen Brennstoffen 
nicht zu beeinträchtigen. 

(4) Mit der Richtlinie 2004/67/EG des Rates ( 3 ) wurde erst­
mals ein Rechtsrahmen auf Gemeinschaftsebene geschaf­
fen, der die sichere Erdgasversorgung gewährleisten und 
dazu beizutragen soll, dass der Erdgasbinnenmarkt bei 
einer Versorgungsstörung reibungslos funktioniert. Auf 
ihrer Grundlage wurde die Koordinierungsgruppe „Erd­
gas“ eingesetzt, die sich bereits hinsichtlich des Informa­
tionsaustauschs und der Festlegung gemeinsamer Maß­
nahmen zwischen den Mitgliedstaaten, der Kommission, 
der Erdgasindustrie und den Verbrauchern bewährt hat. 
Das vom Europäischen Rat im Dezember 2006 beschlos­
sene EU-Netz der Energiesicherheits-Korrespondenten hat 
mehr Kapazitäten für die Datenerhebung geschaffen und 
frühzeitig auf potenzielle Bedrohungen für die Energie­
versorgungssicherheit hingewiesen. Die vom Europäi­
schen Parlament und vom Rat im Juli 2009 verabschie­
deten Rechtsvorschriften für den Energiebinnenmarkt 
sind ein wichtiger Schritt hin zur Vollendung des Ener­
giebinnenmarkts und haben das ausdrückliche Ziel, die 
Energieversorgungssicherheit der Union zu erhöhen. 

(5) Die auf Unionsebene bereits getroffenen Maßnahmen zur 
Sicherung der Erdgasversorgung lassen den Mitgliedstaa­
ten allerdings nach wie vor einen großen Ermessensspiel­
raum hinsichtlich der Wahl ihrer Maßnahmen. Ist die
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Versorgungssicherheit eines Mitgliedstaats gefährdet, be­
steht zweifelsfrei die Gefahr, dass einseitig von diesem 
Mitgliedstaat beschlossene Maßnahmen das reibungslose 
Funktionieren des Erdgasbinnenmarkts und die Versor­
gung der Kunden mit Erdgas gefährden. Die jüngsten 
Erfahrungen haben gezeigt, dass diese Gefahr tatsächlich 
besteht. Damit der Erdgasbinnenmarkt auch bei Liefer­
engpässen funktioniert, gilt es sowohl bei der Prävention 
als auch bei der Reaktion auf konkrete Versorgungskrisen 
für Solidarität und Koordinierung zu sorgen. 

(6) In bestimmte Regionen der Union wird niederkalorisches 
Erdgas geliefert. Angesichts seiner Eigenschaften kann 
niederkalorisches Erdgas nicht in Geräten verwendet wer­
den, die für hochkalorisches Erdgas konstruiert sind. Es 
ist jedoch möglich, hochkalorisches Erdgas in Geräten zu 
verwenden, die für niederkalorisches Erdgas konstruiert 
sind, wenn das Gas vorab, zum Beispiel durch Zugaben 
von Stickstoff, in niederkalorisches Gas umgewandelt 
wird. Die besonderen Eigenschaften von niederkalori­
schem Gas sollten auf nationaler und regionaler Ebene 
beachtet werden und bei der Risikobewertung und in den 
Präventions- und des Notfallplänen auf nationaler und 
regionaler Ebene Berücksichtigung finden. 

(7) Eine Diversifizierung der Lieferwege und Bezugsquellen 
des für die Union bestimmten Erdgases ist eine wesent­
liche Voraussetzung für die Verbesserung der Versor­
gungssicherheit der Union insgesamt und ihrer einzelnen 
Mitgliedstaaten. In Zukunft wird die Versorgungssicher­
heit von der Entwicklung beim Brennstoffmix, von der 
Produktionsentwicklung in der Union und in den die 
Union beliefernden Drittländern, von den Investitionen 
in Speicheranlagen und in die Diversifizierung von Gas­
versorgungswegen und -bezugsquellen innerhalb und au­
ßerhalb der Union, einschließlich der Investitionen in 
Anlagen für verflüssigtes Erdgas (liquid natural gas, 
„LNG“) abhängen. In diesem Zusammenhang sollten prio­
ritäre Infrastrukturmaßnahmen gemäß der Mitteilung der 
Kommission vom 13. November 2008 mit dem Titel 
„Zweite Überprüfung der Energiestrategie — EU-Aktions­
plan für Energieversorgungssicherheit und -solidarität“, 
wie zum Beispiel der südliche Erdgaskorridor (Nabucco 
und die Verbindungsleitung Türkei-Griechenland-Italien), 
eine diversifizierte und angemessene LNG-Versorgung für 
Europa, ein wirksamer Verbund im Ostseeraum, der Mit­
telmeer-Energiering und ein angemessener Nord-Süd-Gas­
verbund in Mittel- und Südosteuropa, besondere Beach­
tung finden. 

(8) Um die Auswirkungen der infolge von Störungen bei 
Gaslieferungen möglichen Krisen zu mindern, sollten 
die Mitgliedstaaten die Diversifizierung der Energiequellen 
und der Gaslieferwege und -bezugsquellen fördern. 

(9) Eine größere Störung der Erdgasversorgung der Union 
kann alle Mitgliedstaaten, die Union in ihrer Gesamtheit 
und Partner des Vertrags zur Gründung der Energie­
gemeinschaft ( 1 ), unterzeichnet am 25. Oktober 2005 
in Athen, treffen. Sie kann zudem der gesamten Wirt­
schaft der Union schweren Schaden zufügen. Auch kann 
die Störung der Erdgasversorgung erhebliche soziale Aus­
wirkungen, vor allem für sensible Kundengruppen, nach 
sich ziehen. 

(10) Bestimmte Kunden, wie u. a. Haushalte und Kunden, die 
soziale Dienstleistungen von grundlegender Bedeutung 
erbringen, wie zum Beispiel Tätigkeiten im Gesundheits­
wesen, in der Kinderbetreuung und im Bildungswesen 
und weitere soziale und Fürsorgedienste sowie Dienste, 
die für das Funktionieren eines Mitgliedstaats unverzicht­
bar sind, sind besonders verletzlich und müssen mögli­
cherweise geschützt werden. Eine weit gefasste Festlegung 
solcher geschützten Kunden sollte nicht im Widerspruch 
zu den europäischen Solidaritätsmechanismen stehen. 

(11) Der vom Europäischen Rat in Brüssel im Dezember 2008 
angenommene Bericht über die Umsetzung der europäi­
schen Sicherheitsstrategie hebt die wachsende Abhängig­
keit von Energieeinfuhren als ein erhebliches zusätzliches 
Risiko für die Energieversorgungssicherheit der Union 
hervor, welche als eine der neuen Herausforderungen 
für die Sicherheitspolitik genannt wird. Der Erdgasbin­
nenmarkt trägt ganz wesentlich zur Erhöhung der Ener­
gieversorgungssicherheit in der Union bei und gewähr­
leistet, dass die Beeinträchtigungen der einzelnen Mit­
gliedstaaten durch Versorgungsstörungen abgefedert wer­
den. 

(12) Für einen gut funktionierenden Erdgasbinnenmarkt ist es 
von wesentlicher Bedeutung, dass die Maßnahmen, die 
zur Gewährleistung einer sicheren Erdgasversorgung er­
griffen werden, den Wettbewerb bzw. das reibungslose 
Funktionieren des Erdgasbinnenmarkts nicht in unange­
messener Weise verzerren bzw. behindern. 

(13) Der Ausfall der größten Einzelinfrastruktur für Erdgas, 
das sogenannte n-1-Prinzip, ist ein realistisches Szena­
rium. Den Ausfall einer solchen Infrastruktur als Bench­
mark dafür zu verwenden, was die Mitgliedstaaten aus­
gleichen können sollten, ist ein guter Ausgangspunkt für 
eine Analyse der Erdgasversorgungssicherheit eines jeden 
Mitgliedstaats. 

(14) Versorgungsstörungen lassen sich nur mit einer ausrei­
chenden und diversifizierten Erdgasinfrastruktur inner­
halb eines Mitgliedstaats und in der Union als Ganzem 
bewältigen, insbesondere einschließlich neuer Gasinfra­
strukturen, die die gegenwärtigen isolierten Systeme, die 
Erdgasinseln bilden, mit den benachbarten Mitgliedstaa­
ten verbindet. Gemeinsame Mindestkriterien für eine si­
chere Erdgasversorgung sollten unter Berücksichtigung 
der nationalen bzw. regionalen Gegebenheiten gleiche 
Ausgangsbedingungen für die Erdgasversorgungssicher­
heit gewährleisten und klare Anreize dafür geben, die 
notwendige Infrastruktur aufzubauen und den Grad der 
Vorbereitung auf den Krisenfall zu verbessern. Nachfra­
geseitige Maßnahmen wie der Brennstoffwechsel können 
einen wertvollen Beitrag zur Sicherung der Energieversor­
gung leisten, sofern sie als Reaktion auf eine Versor­
gungsstörung schnell umgesetzt werden können und 
die Nachfrage spürbar reduzieren. Die effiziente Energie­
nutzung sollte weiterhin gefördert werden, insbesondere 
in Fällen, in denen nachfrageseitige Maßnahmen notwen­
dig sind. Die Umweltauswirkungen der vorgeschlagenen 
nachfrage- und angebotsseitigen Maßnahmen sollten an­
gemessen berücksichtigt werden, und es sollte unter Be­
rücksichtigung von Gesichtspunkten der Versorgungs­
sicherheit nach Möglichkeit den Maßnahmen der Vorzug 
gegeben werden, die die Umwelt am wenigsten belasten.
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(15) Investitionen in neue Erdgasinfrastrukturen sollten voran­
getrieben werden, und sie sollten erst nach einer ange­
messenen Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den ein­
schlägigen Rechtsvorschriften der Union getätigt werden. 
Diese neuen Infrastrukturen sollten nicht nur die Sicher­
heit der Erdgasversorgung erhöhen, sondern auch dafür 
sorgen, dass der Erdgasbinnenmarkt reibungslos funktio­
niert. Die Investitionen sollten grundsätzlich durch die 
Unternehmen getätigt werden und auf ökonomischen 
Anreizen basieren. Der Notwendigkeit, die Einspeisung 
von Gas aus erneuerbaren Energiequellen in die Erdgas­
netzinfrastruktur zu erleichtern, sollte ausreichende Be­
achtung geschenkt werden. Handelt es sich bei einer In­
frastruktur um eine grenzübergreifende Investition, soll­
ten die mit Verordnung (EG) Nr. 713/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) gegründete Agentur 
für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden 
(im Folgenden „Agentur“) und der durch die Verordnung 
(EG) Nr. 715/2009 Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen für den 
Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen ( 2 ) gegründete 
europäische Verbund der Erdgasfernleitungsnetzbetreiber 
(im Folgenden „ENTSO (Gas)“) zur stärkeren Berücksich­
tigung grenzübergreifender Aspekte in ihren jeweiligen 
Zuständigkeitsbereichen eng mit einbezogen werden. Es 
wird daran erinnert, dass die Agentur gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 713/2009 Stellungnahmen oder Empfeh­
lungen zu grenzübergreifenden Angelegenheiten abgeben 
darf, die in ihren Zuständigkeits- und Tätigkeitsbereich 
fallen. Die Agentur und der ENTSO (Gas) spielen gemein­
sam mit anderen Marktteilnehmern eine bedeutende 
Rolle bei der Festlegung und Umsetzung des unionswei­
ten zehnjährigen Netzentwicklungsplans, der unter ande­
rem eine Europäische Prognose zur Angemessenheit des 
Angebots enthalten wird und im Hinblick auf grenzüber­
schreitende Verbindungsleitungen unter anderem auf dem 
angemessenen Bedarf der verschiedenen Netznutzer fu­
ßen sollte. 

(16) Die zuständigen Behörden oder die Mitgliedstaaten soll­
ten sicherstellen, dass als einer der notwendigen Schritte 
in dem Prozess, der zur Einhaltung des Infrastrukturstan­
dards führt, ein Gasmarkttest vorgenommen wird. 

(17) Bei der Erfüllung der in dieser Verordnung festgelegten 
Aufgaben sollten die zuständigen Behörden eng mit an­
deren zuständigen nationalen Behörden zusammenarbei­
ten, insbesondere mit den nationalen Regulierungsbehör­
den, entsprechend den Erfordernissen und unbeschadet 
ihrer Zuständigkeiten gemäß der Richtlinie 2009/73/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbin­
nenmarkt ( 3 ). 

(18) Soweit neue grenzüberschreitende Verbindungsleitungen 
oder der Ausbau von bereits bestehenden erforderlich 
sind, sollten die betroffenen Mitgliedstaaten und die zu­
ständigen Behörden sowie die nationalen Regulierungs­
behörden — falls diese nicht die zuständigen Behörden 
sind — bereits frühzeitig eng miteinander zusammen­
arbeiten. 

(19) Um Mitgliedstaaten bei der Finanzierung der für die Pro­
duktion, Infrastruktur sowie Energieeffizienzmaßnahmen 

auf regionaler und lokaler Ebene notwendigen Investitio­
nen zu unterstützen, stehen verschiedene Möglichkeiten 
der Finanzierung durch die Union zur Verfügung, ins­
besondere Darlehen und Garantien der Europäischen In­
vestitionsbank oder Finanzmittel aus den Regional-, 
Struktur- oder Kohäsionsfonds. Des weiteren können 
Maßnahmen in Drittländern über die Europäische Inves­
titionsbank und Instrumente der Union für Außenhilfe, 
wie das Europäische Nachbarschafts- und Partnerschafts­
instrument, das Instrument für Heranführungshilfe und 
das Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusam­
menarbeit unterstützt werden, um die Energieversor­
gungssicherheit zu erhöhen. 

(20) Diese Verordnung sollte Erdgasunternehmen und Kunden 
in die Lage versetzen, sich im Falle von Versorgungsstö­
rungen so lange wie möglich auf Marktmechanismen 
verlassen zu können. Auch sollte sie Notfallmechanismen 
vorsehen, auf die zuzugreifen ist, falls die Märkte allein 
eine Störung der Erdgasversorgung nicht mehr angemes­
sen bewältigen können. Selbst im Notfall sollten markt­
gerechte Instrumente den Vorrang bei der Eindämmung 
der Folgen der Versorgungsstörung haben. 

(21) Nach dem Inkrafttreten der neuen Rechtsvorschriften 
zum Energiebinnenmarkt im Juli 2009 werden für den 
Erdgassektor neue Bestimmungen gelten, die die Auf­
gaben und Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten, der na­
tionalen Regulierungsbehörden, der Fernleitungsnetz­
betreiber und der Agentur klar festlegen und für eine 
größere Markttransparenz sorgen, um das Funktionieren 
des Marktes, die Versorgungssicherheit und den Kunden­
schutz zu verbessern. 

(22) Die Vollendung des Erdgasbinnenmarkts und ein wirk­
samer Wettbewerb innerhalb dieses Marktes bieten der 
Union ein Höchstmaß an Versorgungssicherheit für alle 
Mitgliedstaaten, sofern der Markt im Falle einer einen Teil 
der Union betreffenden Versorgungsstörung unabhängig 
von deren Ursache voll funktionsfähig bleiben kann. Dies 
erfordert ein umfassendes und wirksames gemeinsames 
Konzept für die Versorgungssicherheit, das sich insbeson­
dere auf Transparenz, Solidarität und nicht diskriminie­
rende und mit den Funktionsmechanismen des Binnen­
marktes vereinbare Strategien stützt, die Marktverzerrun­
gen vermeiden und dafür sorgen, dass die Reaktionen des 
Marktes auf Versorgungsstörungen nicht unterlaufen wer­
den. 

(23) Die sichere Erdgasversorgung liegt im Rahmen ihrer je­
weiligen Tätigkeiten und Zuständigkeiten in der gemein­
samen Verantwortung der Erdgasunternehmen, der Mit­
gliedstaaten, insbesondere ihrer zuständigen Behörden so­
wie der Kommission. Gegebenenfalls sollten auch die 
nationalen Regierungsbehörden, sofern sie nicht die zu­
ständigen Behörden sind, in ihren Tätigkeits- und Zustän­
digkeitsbereichen gemäß der Richtlinie 2009/73/EG zur 
Sicherheit der Erdgasversorgung beitragen. Darüber hi­
naus können auch Kunden, die Erdgas zur Stromerzeu­
gung oder für industrielle Zwecke verwenden, von Be­
deutung für die Sicherheit der Erdgasversorgung sein, da 
sie in der Lage sind, auf eine Krise mit nachfrageseitigen 
Maßnahmen zu reagieren, wie zum Beispiel durch Ver­
träge mit Unterbrechungsmöglichkeit und durch Brenn­
stoffwechsel, da sich dies direkt auf das Gleichgewicht 
von Angebot und Nachfrage auswirkt.
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(24) Für einen insbesondere bei Versorgungsstörungen und in 
Krisensituationen gut funktionierenden Erdgasbinnen­
markt kommt es entscheidend darauf an, dass Aufgaben 
und Zuständigkeiten der Erdgasunternehmen und zustän­
digen Behörden klar festgelegt sind. Die Festlegung der 
Aufgaben und Zuständigkeiten sollte so erfolgen, dass 
sichergestellt ist, dass dabei ein auf drei Ebenen beruhen­
der Ansatz verfolgt wird, wonach zuerst die betreffenden 
Erdgasunternehmen und Wirtschaftsbranchen, dann die 
Mitgliedstaaten auf nationaler oder regionaler Ebene 
und schließlich die Union tätig werden. Im Fall einer 
Versorgungskrise sollten die Wirtschaftsakteure ausrei­
chend Gelegenheit erhalten, mit marktgerechten Maßnah­
men auf die Lage zu reagieren. Sind die Reaktionen der 
Wirtschaftsakteure nicht ausreichend, so sollten die Mit­
gliedstaaten und ihre zuständigen Behörden Maßnahmen 
ergreifen, um die Auswirkungen der Versorgungskrise zu 
beheben oder einzudämmen. Nur wenn diese Maßnah­
men nicht ausreichen, sollten Maßnahmen auf regionaler 
oder auf Unionsebene ergriffen werden, um die Auswir­
kungen der Versorgungskrise zu beheben oder einzudäm­
men. Soweit wie möglich sollte nach regionalen Lösun­
gen gesucht werden. 

(25) Im Geiste der Solidarität wird zur Durchführung dieser 
Verordnung unter Einbeziehung der Behörden und der 
Erdgasunternehmen in großem Umfang eine Zusammen­
arbeit auf regionaler Ebene eingeführt, um die Vorteile im 
Bereich der Koordinierung von Maßnahmen zur Eindäm­
mung der erkannten Risiken zu optimieren und die für 
die beteiligten Parteien kostengünstigsten Maßnahmen 
umzusetzen. 

(26) Es sollten hinreichend abgestimmte Standards für die 
Versorgungssicherheit eingeführt werden, um zumindest 
eine Situation wie diejenige, die im Januar 2009 aufgetre­
ten ist, bewältigen zu können, wobei den Unterschieden 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie den gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen und dem Kundenschutz ge­
mäß Artikel 3 der Richtlinie 2009/73/EG Rechnung ge­
tragen wird. Zur Gewährleistung der notwendigen 
Rechtssicherheit sollten solche Standards für die Versor­
gungssicherheit solide und klar definiert sein und die 
Erdgasunternehmen, darunter neue Anbieter und kleine 
Unternehmen, und die Endnutzer nicht unangemessen 
und unverhältnismäßig belasten. Diese Standards sollten 
auch den gleichen Zugang für die Erdgasunternehmen 
der Union zu nationalen Kunden gewährleisten. Die Maß­
nahmen zur Gewährleistung des Versorgungsstandards 
können sich auf zusätzliche Speicherkapazitäten und 
-mengen, Netzpufferung, Versorgungsverträge, Verträge 
mit Unterbrechungsmöglichkeit oder andere Maßnahmen 
mit ähnlicher Wirkung sowie die notwendigen tech­
nischen Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit 
der Erdgasversorgung erstrecken. 

(27) Im Interesse eines gut funktionierenden Gasmarktes 
kommt es mit Blick auf mögliche Versorgungsstörungen 
wie diejenige, die im Januar 2009 aufgetreten ist, darauf 
an, dass die Erdgasunternehmen rechtzeitig die notwen­
digen Investitionen in die eigene Produktion und Infra­
struktur, zum Beispiel in Verbindungsleitungen — ins­
besondere für den Zugang zum Gasnetz der Union —, 
in die für physische Lastflüsse in beide Richtungen not­
wendige Ausrüstung von Pipelines sowie in die Speiche­
rung und in Anlagen zur Regasifizierung von LNG, tä­
tigen. Bei der Vorhersage des Finanzbedarfs für die Erd­

gasinfrastruktur in Bezug auf die Finanzinstrumente der 
Union sollte die Kommission entsprechend den Erforder­
nissen den Infrastrukturprojekten Priorität einräumen, 
durch die die Integration des Erdgasbinnenmarktes und 
die Sicherheit der Erdgasversorgung gefördert werden. 

(28) Die Fernleitungsnetzbetreiber sollten nicht daran gehin­
dert werden, eine Situation zu erwägen, in der Investitio­
nen zur Schaffung von physischen Kapazitäten zum Gas­
transport in beide Richtungen (im Folgenden „Kapazitä­
ten für Lastflüsse in beide Richtungen“) in grenzüber­
schreitenden Verbindungsleitungen mit Drittländern 
dazu beitragen könnte, die Versorgungssicherheit zu ver­
bessern, insbesondere im Falle von Drittländern, die die 
Transitflüsse zwischen zwei Mitgliedstaaten gewährleis­
ten. 

(29) Entscheidend ist, dass in den Fällen, in denen der Markt 
hierzu nicht mehr in der Lage ist, die Erdgasversorgung 
insbesondere für Haushaltskunden sowie für eine be­
grenzte Zahl sonstiger Kunden, vor allem Erbringer we­
sentlicher sozialer Dienstleistungen, die von den betref­
fenden Mitgliedstaaten entsprechend festgelegt werden 
können, aufrechterhalten wird. Die im Krisenfall zu er­
greifenden Maßnahmen müssen bereits im Vorfeld fest­
gelegt werden, dabei müssen die Sicherheitsanforderun­
gen berücksichtigt werden, und zwar auch in Fällen, in 
den geschützte Kunden an dasselbe Verteilernetz ange­
schlossen sind wie andere Kunden. Diese Maßnahmen 
können in Fällen, in denen Kapazitäten für den Zugang 
zu Infrastruktur aus technischen Gründen eingeschränkt 
werden, die Anwendung anteiliger Einschränkungen im 
Verhältnis zu der ursprünglich gebuchten Kapazität ein­
schließen. 

(30) In der Regel sollten sich die zuständigen Behörden an 
ihre Notfallpläne halten. Unter ausreichend begründeten 
besonderen Umständen können sie Maßnahmen ergrei­
fen, die von diesen Plänen abweichen. 

(31) Um den Verpflichtungen zur Gewährleistung der Versor­
gungssicherheit nachzukommen, steht eine große Aus­
wahl von Instrumenten zur Verfügung. Diese Instrumente 
sollten je nach Bedarf national, regional oder unionsweit 
so eingesetzt werden, dass sie zu kohärenten und kos­
tengünstigen Ergebnissen führen. 

(32) Aspekte der langfristigen Planung der Investitionen in 
ausreichende grenzübergreifende Kapazitäten und andere 
Infrastrukturen, die die Versorgungssicherheit betreffen 
und es dem System langfristig ermöglichen, die Versor­
gungssicherheit zu gewährleisten und eine angemessene 
Nachfrage zu befriedigen, werden in der Richtlinie 
2009/73/EG behandelt. Möglicherweise erfordert die Er­
füllung der Standards für die Versorgungssicherheit eine 
Übergangsfrist, in der die notwendigen Investitionen ge­
tätigt werden können. Der vom ENTSO (Gas) erstellte 
und von der Agentur überwachte unionsweite zehnjäh­
rige Netzentwicklungsplan ist ein grundlegendes Instru­
ment zur Ermittlung des Investitionsbedarfs auf Unions­
ebene, damit die in dieser Verordnung niedergelegten 
Infrastrukturanforderungen umgesetzt werden können. 

(33) Der ENTSO (Gas) und die Agentur sollten als Mitglieder 
der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ im Rahmen ihrer Zu­
ständigkeiten in den Kooperations- und Konsultations­
prozess auf Unionsebene voll einbezogen werden.
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(34) Die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ ist die maßgebliche 
Stelle, die von der Kommission im Zusammenhang mit 
der Aufstellung der Präventions- und der Notfallpläne zu 
konsultieren ist. Es wird daran erinnert, dass der ENTSO 
(Gas) und die Agentur Mitglieder der Koordinierungs­
gruppe „Erdgas“ sind und in diesem Zusammenhang kon­
sultiert werden. 

(35) Um im Falle von Versorgungsstörungen einen möglichst 
hohen Grad der Vorbereitung zu gewährleisten, sollten 
die zuständigen Behörden nach Konsultation der Erdgas­
unternehmen Notfallpläne aufstellen. Diese Pläne sollten 
auf nationaler, regionaler oder Unionsebene nicht unver­
einbar miteinander sein. Sie sollten sich an bewährten 
Verfahren bereits bestehender Pläne orientieren und Auf­
gaben und Zuständigkeiten für alle betroffenen Erdgas­
unternehmen und zuständigen Behörden klar benennen. 
Soweit möglich und notwendig sollten auf regionaler 
Ebene gemeinsame Notfallpläne aufgestellt werden. 

(36) Um in einem unionsweiten Notfall die Solidarität zwi­
schen den Mitgliedstaaten zu stärken und um insbeson­
dere die Mitgliedstaaten zu unterstützen, die ungünstige­
ren geografischen oder geologischen Gegebenheiten aus­
gesetzt sind, sollten die Mitgliedstaaten Solidarmaßnah­
men entwickeln. So sollten Erdgasunternehmen Maßnah­
men, wie geschäftliche Vereinbarungen, treffen, die auch 
höhere Erdgasexporte oder Ausspeisungen aus Speichern 
beinhalten können. Der Abschluss von Vereinbarungen 
zwischen den Erdgasunternehmen muss gefördert wer­
den. Die Maßnahmen des Notfallplans sollten gegebenen­
falls Mechanismen einschließen, durch die gerechte und 
ausgewogene Entschädigung der Erdgasunternehmen si­
chergestellt wird. Solidarmaßnahmen können sich beson­
ders zwischen solchen Mitgliedstaaten anbieten, für die 
die Kommission auf regionaler Ebene die Erstellung ge­
meinsamer Präventions- oder Notfallpläne empfiehlt. 

(37) Im Zusammenhang mit dieser Verordnung spielt die 
Kommission bei Notfällen sowohl auf Unionsebene als 
auch auf regionaler Ebene eine wichtige Rolle. 

(38) Bei Bedarf sollte europäische Solidarität auch durch Hilfe 
geübt werden, die von der Union und ihren Mitgliedstaa­
ten im Rahmen des Katastrophenschutzes geleistet wird. 
Diese Hilfsmaßnahmen sollten durch das mit der Ent­
scheidung des Rates 2007/779/EG, Euratom ( 1 ) einge­
führte Gemeinschaftsverfahren für den Katastrophen­
schutz erleichtert und koordiniert werden. 

(39) Die Rechte der Mitgliedstaaten an den Energieressourcen 
auf ihrem Hoheitsgebiet bleiben von dieser Verordnung 
unberührt. 

(40) Die Richtlinie 2008/114/EG des Rates vom 8. Dezember 
2008 über die Ermittlung und Ausweisung europäischer 
kritischer Infrastrukturen und die Bewertung der Notwen­

digkeit, ihren Schutz zu verbessern ( 2 ), sieht ein Verfahren 
vor, mit dem die Sicherheit ausgewiesener europäischer 
kritischer Infrastrukturen, auch bestimmter Erdgas-Infra­
strukturen, in der Union verbessert werden soll. Die 
Richtlinie 2008/114/EG und diese Verordnung tragen 
zu einem umfassenden Konzept für die Energieversor­
gungssicherheit der Union bei. 

(41) Notfallpläne sollten regelmäßig aktualisiert und veröffent­
licht werden. Sie sollten einer Prüfung durch Fachkolle­
gen unterzogen und getestet werden. 

(42) Die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ sollte im Falle eines 
unionsweiten Notfalls die Kommission bei der Koordinie­
rung der Maßnahmen zur Sicherung der Erdgasversor­
gung beraten. Die Gruppe sollte auch die Angemessen­
heit und Zweckmäßigkeit der gemäß dieser Verordnung 
ergriffenen Maßnahmen überwachen. 

(43) Mit dieser Verordnung sollen die Erdgasunternehmen und 
die zuständigen Behörden in die Lage versetzt werden, im 
Falle einer Versorgungsstörung den Erdgasbinnenmarkt 
so lange wie möglich funktionsfähig zu halten, bis die 
zuständige Behörde Maßnahmen ergreift, um der Situa­
tion zu begegnen, dass der Markt die notwendigen Erd­
gaslieferungen nicht mehr bereitstellen kann. Derartige 
außergewöhnliche Maßnahmen sollten mit dem Unions­
recht uneingeschränkt in Einklang stehen und der Kom­
mission mitgeteilt werden. 

(44) Da die Union auf Gaslieferungen aus Drittländern ange­
wiesen ist, sollte die Kommission Maßnahmen, die Dritt­
länder betreffen, koordinieren und mit den Liefer- und 
Transitdrittländern Vereinbarungen für Krisensituationen 
treffen, um einen stabilen Lastfluss in die Union zu ge­
währleisten. Die Kommission sollte eine Task Force ein­
setzen können, die in Krisensituationen in Absprache mit 
den betreffenden Drittländern die Lastflüsse in die Union 
überwacht und die im Falle einer Krise infolge von Pro­
blemen in einem Drittland die Rolle eines Mittlers und 
Moderators übernimmt. 

(45) Es ist wichtig, dass die Bedingungen für die Versorgung 
aus Drittländern den Wettbewerb nicht verzerren und 
mit den Binnenmarktvorschriften in Einklang stehen. 

(46) Liegen verlässliche Informationen über eine Situation au­
ßerhalb der Union vor, durch die die Versorgungssicher­
heit in einem oder mehreren Mitgliedstaaten bedroht 
wird und durch die ein Frühwarnsystem zwischen der 
Union und einem Drittland ausgelöst werden könnte, 
so sollte die Kommission die Koordinierungsgruppe „Erd­
gas“ unverzüglich informieren, und die Union sollte an­
gemessene Maßnahmen ergreifen, um die Situation nach 
Möglichkeit zu entschärfen.
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(47) Im Februar 2009 hat der Rat beschlossen, dass die Trans­
parenz und Verlässlichkeit durch den sachdienlichen Aus­
tausch von Informationen zwischen der Kommission und 
den Mitgliedstaaten über Energiebeziehungen mit Dritt­
ländern, einschließlich der langfristigen Lieferregelungen 
bei gleichzeitiger Wahrung vertraulicher Geschäftsdaten 
erhöht werden sollten. 

(48) Auch wenn die Bestimmungen im Vertrag über die Eu­
ropäische Union und im Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, insbesondere die Wettbewerbs­
vorschriften, für Dienstleistungen von allgemeinem wirt­
schaftlichen Interesse gelten, soweit durch die Anwen­
dung solcher Vorschriften die Erbringung solcher Dienst­
leistungen nicht behindert wird, so haben die Mitglied­
staaten bei der Festlegung und Organisation gemeinwirt­
schaftlicher Verpflichtungen sowie der Auftragsvergabe 
für diese doch einen weiten Ermessensspielraum. 

(49) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Gewährleis­
tung der sicheren Erdgasversorgung in der Union auf 
Ebene der Mitgliedstaaten, allein nicht ausreichend ver­
wirklicht werden kann und daher wegen seines Umfangs 
oder seiner Wirkungen besser auf Unionsebene zu ver­
wirklichen ist, kann die Union in Einklang mit dem in 
Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union nie­
dergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entspre­
chend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht 
über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß 
hinaus. 

(50) Die Richtlinie 2004/67/EG sollte aufgehoben werden — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Verordnung werden Bestimmungen zur Gewährleis­
tung einer sicheren Erdgasversorgung erlassen, indem sicher­
gestellt wird, dass der Binnenmarkt für Erdgas (im Folgenden 
auch „Gas“) reibungslos und ununterbrochen funktioniert, in­
dem außerordentliche Maßnahmen für den Fall ermöglicht wer­
den, dass der Markt die notwendigen Erdgaslieferungen nicht 
mehr bereitstellen kann, und indem sowohl hinsichtlich der 
Prävention als auch der Reaktion auf konkrete Versorgungsstö­
rungen eine klare Festlegung und Zuweisung der Zuständigkei­
ten der Erdgasunternehmen, der Mitgliedstaaten und der Union 
vorgesehen werden. Mit dieser Verordnung werden auch im 
Geiste der Solidarität transparente Mechanismen für die Koor­
dinierung der Planung für Notfälle auf der Ebene der Mitglied­
staaten, auf regionaler Ebene und Unionsebene und für die 
Reaktion auf derartige Notfälle festgelegt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die Begriffsbestim­
mungen der Richtlinie 2009/73/EG, der Verordnung (EG) 
Nr. 713/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. 

Zusätzlich gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. Der Ausdruck „geschützte Kunden“ bezeichnet sämtliche 
Haushaltskunden, die an ein Erdgasverteilernetz angeschlos­
sen sind, und kann sich, wenn der betreffende Mitgliedstaat 
dies so festlegt, außerdem auch auf folgende Kunden erstre­
cken: 

a) kleine und mittlere Unternehmen, sofern sie an ein Erd­
gasverteilernetz angeschlossen sind, und wesentliche so­
ziale Einrichtungen, sofern sie an ein Erdgasverteilernetz 
oder ein Fernleitungsnetz angeschlossen sind, voraus­
gesetzt, dass diese zusätzlichen Kunden nicht mehr als 
20 % des Gasendverbrauchs ausmachen, und/oder 

b) Fernwärmeanlagen, soweit sie Wärme an Haushaltskun­
den und an die unter Buchstabe a genannten Kunden 
liefern, sofern diese Anlagen keine Brennstoffwechsel vor­
nehmen können und an ein Erdgasverteilernetz oder ein 
Fernleitungsnetz angeschlossen sind. 

Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission so schnell wie 
möglich, spätestens jedoch bis zum 3. Dezember 2011 da­
von in Kenntnis, ob sie Buchstaben a und/oder b in ihre 
Definition der geschützten Kunden aufzunehmen beabsichti­
gen. 

2. Der Ausdruck „zuständige Behörde“ bezeichnet die nationale 
Regierungsbehörde oder die nationale Regulierungsbehörde, 
die von den Mitgliedstaaten benannt wurde, um die Umset­
zung der in dieser Verordnung festgelegten Maßnahmen si­
cherzustellen. Die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, der zu­
ständigen Behörde zu gestatten, bestimmte in dieser Verord­
nung festgelegte Aufgaben anderen Stellen zu übertragen, 
bleibt davon unberührt. Diese übertragenen Aufgaben wer­
den unter der Aufsicht der zuständigen Behörde wahrgenom­
men und sind in den in Artikel 4 genannten Plänen auf­
zuführen. 

Artikel 3 

Zuständigkeit für die Sicherheit der Erdgasversorgung 

(1) Die sichere Erdgasversorgung liegt im Rahmen ihrer je­
weiligen Tätigkeiten und Zuständigkeiten in der gemeinsamen 
Verantwortung der Erdgasunternehmen, der Mitgliedstaaten und 
insbesondere ihrer zuständigen Behörden sowie der Kommis­
sion. Diese gemeinsame Verantwortung erfordert ein hohes 
Maß an Kooperation zwischen diesen Akteuren. 

(2) So bald wie möglich, spätestens jedoch bis zum 
3. Dezember 2011, benennt jeder Mitgliedstaat eine zuständige 
Behörde, die die Umsetzung der in dieser Verordnung festgeleg­
ten Maßnahmen sicherstellt. Bis zur förmlichen Benennung der 
zuständigen Behörde ergreifen gegebenenfalls die nationalen 
Stellen, die gegenwärtig für die Sicherheit der Gasversorgung 
verantwortlich sind, die Maßnahmen, die gemäß dieser Verord­
nung von der zuständigen Behörde umgesetzt werden müssen. 
Diese Maßnahmen umfassen die Durchführung der in Artikel 9 
genannten Risikobewertung, und, auf der Grundlage dieser Ri­
sikobewertung, die Aufstellung eines Präventionsplans und
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eines Notfallplans sowie die regelmäßige Überwachung der Erd­
gasversorgungssicherheit auf nationaler Ebene. Die zuständigen 
Behörden kooperieren miteinander, um zu versuchen, Versor­
gungsstörungen zu verhindern und bei einem solchen Vorfall 
gegebenenfalls auftretende Schäden zu begrenzen. Mitgliedstaa­
ten sind durch nichts daran gehindert, Rechtsakte zur Umset­
zung zu erlassen, wenn diese notwendig sind, um den Bestim­
mungen dieser Verordnung nachzukommen. 

(3) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission den Namen der 
zuständigen Behörde unverzüglich nach deren Benennung und 
gegebenenfalls die Namen der nationalen Stellen mit, die für die 
Sicherheit der Gasversorgung verantwortlich sind und gemäß 
Absatz 2 als vorläufige zuständige Behörde handeln. Jeder Mit­
gliedstaat veröffentlicht diese Benennungen. 

(4) Bei der Umsetzung der in dieser Verordnung vorgesehe­
nen Maßnahmen legt die zuständige Behörde die Aufgaben und 
Zuständigkeiten der verschiedenen Akteure so fest, dass sie si­
cherstellt, dass ein auf drei Ebenen beruhender Ansatz verfolgt 
wird, wonach zuerst die betreffenden Erdgasunternehmen und 
Wirtschaftsbranchen, dann die Mitgliedstaaten auf nationaler 
oder regionaler Ebene und schließlich die Union tätig werden. 

(5) Die Kommission koordiniert gegebenenfalls, insbesondere 
in einem unionsweiten oder regionalen Notfall im Sinne des 
Artikels 11 Absatz 1 unter anderem über die in Artikel 12 
genannte Koordinierungsgruppe „Erdgas“ oder über das in 
Artikel 11 Absatz 4 genannte Krisenmanagementteam, die Tä­
tigkeit der zuständigen Behörden auf regionaler Ebene und auf 
Unionsebene gemäß dieser Verordnung. 

(6) Die Maßnahmen der Präventionspläne und der Notfall­
pläne zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit werden 
klar festgelegt, sind transparent, verhältnismäßig, nicht diskrimi­
nierend und überprüfbar, dürfen den Wettbewerb nicht unzu­
lässig verfälschen und den Binnenmarkt für Erdgas nicht beein­
trächtigen und die Sicherheit der Erdgasversorgung anderer Mit­
gliedstaaten oder der Union als Ganzes nicht gefährden. 

Artikel 4 

Aufstellung eines Präventions- und eines Notfallplans 

(1) Die zuständige Behörde eines jeden Mitgliedstaats erstellt, 
nachdem sie die Erdgasunternehmen, die jeweiligen die Interes­
sen von Privathaushalten und gewerblichen Verbrauchern ver­
tretenden Organisationen und die nationale Regulierungs­
behörde, sofern diese nicht mit der zuständigen Behörde iden­
tisch ist, konsultiert hat, unbeschadet des Absatzes 3 auf natio­
naler Ebene Folgendes: 

a) in Übereinstimmung mit der Risikobewertung gemäß 
Artikel 9 einen Präventionsplan mit den für die Risikobesei­
tigung oder -eindämmung notwendigen Maßnahmen und 

b) einen Notfallplan mit Maßnahmen zur Beseitigung oder Ein­
dämmung der Folgen einer Störung der Erdgasversorgung 
gemäß Artikel 10. 

(2) Vor Verabschiedung eines Präventionsplans und eines 
Notfallplans auf nationaler Ebene tauschen die zuständigen Be­
hörden spätestens bis zum 3. Juni 2012 ihre Entwürfe für die 
Präventionspläne und die Notfallpläne aus und konsultieren ei­
nander auf der jeweils angemessenen regionalen Ebene sowie 
die Kommission, um sicherzustellen, dass ihre Plan- und Maß­
nahmenentwürfe nicht mit dem Präventions- und Notfallplan 
eines anderen Mitgliedstaats unvereinbar sind und dass sie mit 
dieser Verordnung und anderen Rechtsvorschriften der Union 
im Einklang stehen. Solche Konsultationen werden vor allem 
zwischen benachbarten Mitgliedstaaten abgehalten, sowie ins­
besondere zwischen isolierten Systemen, durch die Erdgasinseln 
entstehen, und deren benachbarten Mitgliedstaaten, und können 
sich zum Beispiel auf die Mitgliedstaaten erstrecken, die in der 
indikativen Liste in Anhang IV aufgeführt sind. 

(3) Auf der Grundlage der Konsultationen gemäß Absatz 2 
und möglicher Empfehlungen der Kommission können die be­
treffenden zuständigen Behörden beschließen, zusätzlich zu den 
auf nationaler Ebene aufgestellten Plänen gemeinsame Präventi­
onspläne auf regionaler Ebene (im Folgenden „gemeinsame Prä­
ventionspläne“) und gemeinsame Notfallpläne auf regionaler 
Ebene (im Folgenden „gemeinsame Notfallpläne“) aufzustellen. 
Bei gemeinsamen Plänen schließen die zuständigen Behörden 
gegebenenfalls Vereinbarungen ab, um die regionale Zusam­
menarbeit umzusetzen. Wenn notwendig, werden diese Verein­
barungen von den Mitgliedstaaten förmlich gebilligt. 

(4) Bei der Aufstellung und Umsetzung des Präventionsplans 
und des Notfallplans auf nationaler und/oder regionaler Ebene 
berücksichtigt die zuständige Behörde jederzeit in angemesse­
nem Umfang den sicheren Betrieb des Gasnetzes und beachtet 
und führt in diesen Plänen die technischen Beschränkungen auf, 
durch die der Betrieb des Netzes beeinflusst wird, einschließlich 
der technischen Gründe und der Sicherheitsgründe, die zu einer 
Reduzierung der Lastflüsse in Notfällen führen können. 

(5) Die Präventionspläne und Notfallpläne, gegebenenfalls 
einschließlich der gemeinsamen Pläne, werden spätestens bis 
zum 3. Dezember 2012 angenommen und veröffentlicht. Sol­
che Pläne werden unverzüglich der Kommission übermittelt. Die 
Kommission informiert die Koordinierungsgruppe „Erdgas“. Die 
zuständigen Behörden gewährleisten die regelmäßige Über­
wachung der Umsetzung der Pläne. 

(6) Innerhalb von drei Monaten nach Übermittlung der in 
Absatz 5 genannten Pläne durch die zuständigen Behörden 

a) bewertet die Kommission diese Pläne gemäß Buchstabe b. 
Dazu konsultiert sie die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ hin­
sichtlich dieser Pläne und berücksichtigt deren Stellung­
nahme in gebührender Weise. Die Kommission erstattet 
der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ Bericht über ihre Bewer­
tung der Pläne und
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b) falls die Kommission aufgrund dieser Konsultationen 

i) zu der Einschätzung gelangt, dass ein Präventionsplan 
oder ein Notfallplan nicht geeignet ist, um die Risiken 
gemäß der Risikobewertung abzuschwächen, kann sie der 
betreffenden zuständigen Behörde bzw. den betreffenden 
zuständigen Behörden empfehlen, den entsprechenden 
Plan zu ändern; 

ii) der Ansicht ist, dass ein Präventionsplan oder ein Notfall­
plan mit den Risikoszenarien oder den Plänen anderer 
zuständiger Behörden unvereinbar ist oder nicht mit den 
Bestimmungen dieser Verordnung oder anderen Bestim­
mungen des Rechts der Union in Einklang steht, verlangt 
sie den entsprechenden Plan zu ändern; 

iii) der Ansicht ist, dass durch den Präventionsplan die Si­
cherheit der Gasversorgung anderer Mitgliedstaaten oder 
der Union als Ganzes gefährdet wird, so beschließt sie, 
von der zuständigen Behörde die Überprüfung dieses 
Präventionsplans zu fordern und kann spezifische Emp­
fehlungen zu seiner Änderung geben. Die Kommission 
begründet ihren Beschluss ausführlich. 

(7) Innerhalb von vier Monaten, nachdem sie von der Kom­
mission gemäß Absatz 6 Buchstabe b Ziffer ii hierzu aufgefor­
dert wurde, ändert die zuständige Behörde den Präventionsplan 
oder den Notfallplan und übermittelt der Kommission den ge­
änderten Plan oder unterrichtet die Kommission über die 
Gründe, aufgrund derer sie mit der Aufforderung nicht einver­
standen ist. Im Falle der Uneinigkeit kann die Kommission in­
nerhalb von zwei Monaten nach der Antwort der zuständigen 
Behörde ihre Aufforderung zurückziehen oder die betreffenden 
zuständigen Behörden und, falls die Kommission es für notwen­
dig erachtet, die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ zusammenru­
fen, um die Angelegenheit zu prüfen. Die Kommission begrün­
det ausführlich, warum sie um Änderung des Plans ersucht. Die 
zuständige Behörde berücksichtigt den Standpunkt der Kommis­
sion uneingeschränkt. Weicht die endgültige Entscheidung der 
zuständigen Behörde vom Standpunkt der Kommission ab, so 
legt die zuständige Behörde innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang des Standpunkts der Kommission gemeinsam mit dieser 
Entscheidung und dem Standpunkt der Kommission die Begrün­
dung für ihre Entscheidung vor und veröffentlicht diese. Gege­
benenfalls wird der geänderte Plan von der zuständigen Behörde 
umgehend veröffentlicht. 

(8) Innerhalb von drei Monaten, nachdem sie von dem Be­
schluss der Kommission gemäß Absatz 6 Buchstabe b Ziffer iii 
in Kenntnis gesetzt wurde, ändert die zuständige Behörde den 
Präventionsplan und übermittelt der Kommission den geänder­
ten Plan oder unterrichtet die Kommission über die Gründe, 
aufgrund derer sie mit dem Beschluss nicht einverstanden ist. 
Im Falle einer Uneinigkeit kann die Kommission innerhalb von 
zwei Monaten nach der Antwort der zuständigen Behörde be­
schließen, ihre Aufforderung abzuändern oder zurückzuziehen. 
Erhält die Kommission ihre Forderung aufrecht, so muss die 
betreffende zuständige Behörde den Plan innerhalb von zwei 
Monaten nach Übermittlung des Kommissionsbeschlusses än­
dern, wobei sie den Empfehlungen der Kommission gemäß Ab­
satz 6 Buchstabe b Ziffer iii weitestgehend Rechnung trägt, und 
ihn der Kommission übermitteln. 

Die Kommission informiert die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ 
und berücksichtigt gebührend deren Empfehlungen bei der Er­
arbeitung ihrer Stellungnahme zu dem geänderten Plan, die 
innerhalb von zwei Monaten nach der Übermittlung durch die 
zuständige Behörde vorgelegt werden muss. Die betreffende zu­
ständige Behörde trägt der Stellungnahme der Kommission wei­
testgehend Rechnung und nimmt den entsprechend geänderten 
Plan innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Stellung­
nahme der Kommission an und veröffentlicht ihn. 

(9) Die Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Daten ist si­
cherzustellen. 

Artikel 5 

Inhalt der nationalen und gemeinsamen Präventionspläne 

(1) Die nationalen und gemeinsamen Präventionspläne ent­
halten: 

a) die Ergebnisse der Risikobewertung gemäß Artikel 9; 

b) die Maßnahmen, Mengen, Kapazitäten und die Zeitplanung, 
die zur Erfüllung der in den Artikeln 6 und 8 festgelegten 
Infrastruktur- und Versorgungsstandards notwendig sind, ge­
gebenenfalls einschließlich des Umfangs, in dem eine Ver­
sorgungsstörung gemäß Artikel 6 Absatz 2 durch nachfra­
geseitige Maßnahmen hinreichend und zeitnah ausgeglichen 
werden kann, der Identifizierung der größten einzelnen Ga­
sinfrastruktur im gemeinsamen Interesse im Falle der An­
wendung von Artikel 6 Absatz 3 und aller erhöhten Ver­
sorgungsstandards gemäß Artikel 8 Absatz 2; 

c) die Verpflichtungen, die Erdgasunternehmen und anderen 
einschlägigen Stellen auferlegt werden, einschließlich Ver­
pflichtungen für den sicheren Betrieb des Gasnetzes; 

d) die anderen Maßnahmen zur Vermeidung der festgestellten 
Risiken, wie zum Beispiel, soweit angemessen, Maßnahmen 
betreffend die Notwendigkeit, die Verbindungsleitungen zwi­
schen benachbarten Mitgliedstaaten zu verbessern, und die 
Möglichkeit, Gasversorgungswege und -bezugsquellen zu di­
versifizieren, um die Gasversorgung für alle Kunden weitest­
gehend aufrechtzuerhalten; 

e) gegebenenfalls die Mechanismen, die bei der Zusammen­
arbeit mit den anderen Mitgliedstaaten bei der Vorbereitung 
und Umsetzung der gemeinsamen Präventionspläne und der 
gemeinsamen Notfallpläne gemäß Artikel 4 Absatz 3 anzu­
wenden sind; 

f) Informationen über bestehende und zukünftige Verbindungs­
leitungen, einschließlich derer für den Zugang zum Gasnetz 
der Union, über grenzüberschreitende Gasflüsse, den grenz­
überschreitenden Zugang zu Speicheranlagen sowie die phy­
sische Kapazität für einen Gastransport in beide Richtungen 
(im Folgenden „Kapazität für Lastflüsse in beide Richtun­
gen“), insbesondere in Notfällen; 

g) Angaben zu allen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, 
die mit der Sicherheit der Gasversorgung in Zusammenhang 
stehen.
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(2) Die nationalen und gemeinsamen Präventionspläne, ins­
besondere die Maßnahmen zur Erfüllung des in Artikel 6 fest­
gelegten Infrastrukturstandards, berücksichtigen den von dem 
ENTSO (Gas) gemäß Artikel 8 Absatz 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2009 auszuarbeitenden unionsweiten zehnjährigen 
Netzentwicklungsplan. 

(3) Die nationalen und gemeinsamen Präventionspläne beru­
hen hauptsächlich auf marktbezogenen Maßnahmen und be­
rücksichtigen die wirtschaftlichen Auswirkungen, die Wirksam­
keit und die Effizienz der Maßnahmen, die Auswirkungen auf 
das Funktionieren des Energiebinnenmarktes, die Umwelt und 
die Verbraucher, und sie dürfen die Erdgasunternehmen nicht 
über Gebühr belasten und sich nicht negativ auf das Funktio­
nieren des Erdgasbinnenmarktes auswirken. 

(4) Die nationalen und gemeinsamen Präventionspläne wer­
den alle zwei Jahre aktualisiert, sofern nicht die Umstände eine 
häufigere Aktualisierung rechtfertigen, und spiegeln die aktuali­
sierte Risikobewertung wieder. Die gemäß Artikel 4 Absatz 2 
vorgesehene Konsultation zwischen den zuständigen Behörden 
wird vor der Annahme des aktualisierten Plans vorgenommen. 

Artikel 6 

Infrastrukturstandard 

(1) Durch die Mitgliedstaaten oder, wenn ein Mitgliedstaat 
dies so vorsieht, durch die zuständige Behörde wird gewähr­
leistet, dass die notwendigen Maßnahmen dafür ergriffen wer­
den, dass bis spätestens 3. Dezember 2014 bei Ausfall der 
größten einzelnen Gasinfrastruktur die Kapazität der verbleiben­
den Infrastruktur, die gemäß der n-1-Formel in Anhang I Num­
mer 2 bestimmt wurde, unbeschadet des Absatzes 2 des vor­
liegenden Artikels in der Lage ist, die Gasmenge zu liefern, die 
zur Befriedigung der Gesamtnachfrage nach Erdgas in dem be­
rechneten Gebiet an einem Tag mit einer außerordentlich hohen 
Nachfrage benötigt wird, wie sie mit statistischer Wahrschein­
lichkeit einmal in 20 Jahren auftritt. Dies gilt, wenn angebracht 
und notwendig, unbeschadet der Verantwortung der Netzbetrei­
ber, die entsprechenden Investitionen zu tätigen, und der Ver­
pflichtungen der Fernleitungsnetzbetreiber gemäß der Richtlinie 
2009/73/EG und der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. 

(2) Die Verpflichtung, sicherzustellen, dass die verbleibende 
Infrastruktur über die Kapazitäten verfügt, um die Gesamtnach­
frage nach Erdgas gemäß Absatz 1 zu befriedigen, gilt auch 
dann als erfüllt, wenn die zuständige Behörde in dem Präventi­
onsplan nachweist, dass eine Versorgungsstörung durch ange­
messene marktbasierte nachfrageseitige Maßnahmen hinreichend 
und zeitnah ausgeglichen werden kann. Hierzu wird die Formel 
in Anhang I Nummer 4 angewandt. 

(3) Gemäß der Risikobewertung nach Artikel 9 können die 
betreffenden zuständigen Behörden beschließen, dass die Ver­
pflichtung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels auf regio­
naler und nicht auf nationaler Eben erfüllt werden soll. In die­
sem Falle werden gemeinsame Präventionspläne gemäß 
Artikel 4 Absatz 3 erstellt. Es gilt Anhang I Nummer 5. 

(4) Jede zuständige Behörde teilt der Kommission nach Kon­
sultation der einschlägigen Erdgasunternehmen unverzüglich et­
waige Abweichungen von der Verpflichtung gemäß Absatz 1 
mit und informiert die Kommission über die Gründe dieser 
Abweichungen. 

(5) Die Fernleitungsnetzbetreiber schaffen so schnell wie 
möglich und spätestens bis zum 3. Dezember 2013 dauerhafte 
Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtungen in allen grenz­
überschreitenden Verbindungsleitungen zwischen den Mitglied­
staaten, ausgenommen 

a) im Falle von Verbindungen zu Produktionsanlagen, zu LNG- 
Anlagen und zu Verteilernetzen oder 

b) wenn eine Ausnahme gemäß Artikel 7 gewährt wurde. 

Bis 3. Dezember 2013 passen die Fernleitungsnetzbetreiber das 
gesamte System der Fernleitungen oder Teile davon so an, dass 
in den grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen physische 
Lastflüsse in beide Richtungen möglich sind. 

(6) Wenn bei einer bestimmten grenzüberschreitenden Ver­
bindungsleitung Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtungen 
bereits bestehen oder gerade geschaffen werden, gilt die Ver­
pflichtung gemäß Absatz 5 Unterabsatz 1 für diese Verbin­
dungsleitung als erfüllt, es sei denn, einer oder mehrere Mit­
gliedstaaten fordern aus Gründen der Versorgungssicherheit eine 
Erweiterung der Kapazitäten. Wird ein solches Erweiterungsersu­
chen gestellt, so gilt das Verfahren gemäß Artikel 7. 

(7) Durch die Mitgliedstaaten oder, wenn ein Mitgliedstaat 
dies so vorsieht, durch die zuständige Behörde wird gewähr­
leistet, dass in einem ersten Schritt zunächst stets der Gasmarkt 
auf transparente, ausführliche und nicht diskriminierende Weise 
getestet wird, um zu beurteilen, ob die Investition in die Infra­
struktur, die notwendig ist, um die Verpflichtungen gemäß Ab­
sätzen 1 und 5 zu erfüllen, von dem Markt benötigt wird. 

(8) Um angemessene Anreize bei der transparenten und aus­
führlichen Festlegung und Genehmigung der Tarife und Metho­
den gemäß Artikel 41 Absatz 8 der Richtlinie 2009/73/EG und 
gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 zu bieten, 
berücksichtigen die nationalen Regulierungsbehörden die tat­
sächlich angefallenen Kosten für die Erfüllung der Verpflichtung 
gemäß Absatz 1 und die Kosten für die dauerhafte Vorhaltung 
von Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtungen. Soweit eine 
Investition für die Schaffung von Kapazitäten für Lastflüsse in 
beide Richtungen vom Markt nicht benötigt wird und wenn 
durch diese Investition Kosten in mehr als einem Mitgliedstaat 
oder in einem Mitgliedstaat zum Nutzen eines Mitgliedstaats 
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten entstehen, entscheiden 
die nationalen Regulierungsbehörden aller betreffenden Mitglied­
staaten gemeinsam über die Kostenaufteilung, bevor eine Ent­
scheidung über die Investition getroffen wird. Bei der Kosten­
aufteilung wird insbesondere der Anteil am Nutzen der Infra­
strukturinvestitionen für die Erhöhung der Versorgungssicher­
heit der betreffenden Mitgliedstaaten berücksichtigt. Artikel 8 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 713/2009 findet Anwen­
dung.
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(9) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass jede neue Fern­
leitungsinfrastruktur durch die Entwicklung eines gut angebun­
denen Netzes, gegebenenfalls auch mittels einer ausreichenden 
Zahl grenzüberschreitender Ein- und Ausspeisepunkte entspre­
chend der Marktnachfrage und den ermittelten Risiken, zur Ver­
sorgungssicherheit beiträgt. Die zuständige Behörde stellt in der 
Risikobewertung gegebenenfalls fest, wo interne Engpässe beste­
hen und ob die nationale Einspeisekapazität und die nationalen 
Infrastrukturen und insbesondere die Fernleitungsnetze in der 
Lage sind, die nationalen Lastflüsse an das in der Risikobewer­
tung genannte Szenarium eines Ausfalls der in der Risikobewer­
tung ausgemachten größten einzelnen Gasinfrastruktur anzupas­
sen. 

(10) Als Ausnahme von Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
sind Luxemburg, Slowenien und Schweden an die in Absatz 1 
genannte Verpflichtung nicht gebunden, sie bemühen sich aber, 
diese einzuhalten, wobei sie die Gasversorgung der geschützten 
Kunden gemäß Artikel 8 sicherstellen. Diese Ausnahme gilt, 

a) im Falle von Luxemburg: solange es über mindestens zwei 
Verbindungsleitungen mit anderen Mitgliedstaaten, über min­
destens zwei unterschiedliche Bezugsquellen und über keine 
Speicheranlagen oder LNG-Anlage auf seinem Hoheitsgebiet 
verfügt; 

b) im Falle von Slowenien: solange es über mindestens zwei 
Verbindungsleitungen mit anderen Mitgliedstaaten, über min­
destens zwei unterschiedliche Bezugsquellen und über keine 
Speicheranlagen oder LNG-Anlage auf seinem Hoheitsgebiet 
verfügt; 

c) im Falle von Schweden: solange über schwedisches Gebiet 
keine Gasdurchleitung in andere Mitgliedstaaten erfolgt, der 
jährliche Bruttogasverbrauch im Inland in Schweden unter 2 
Mtoe liegt und weniger als 5 % des gesamten Primärenergie­
verbrauchs durch Erdgas gedeckt werden. 

Diese drei Mitgliedstaaten stellen auf transparente, ausführliche 
und nicht diskriminierende Weise sicher, dass der Markt im 
Hinblick auf Infrastrukturinvestitionen getestet wird, und ver­
öffentlichen die Ergebnisse dieser Tests. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Mitgliedstaaten informieren die 
Kommission über jede Änderung hinsichtlich der in Unterabsatz 
1 genannten Bedingungen. Die in Unterabsatz 1 festgelegte 
Ausnahme gilt nicht mehr, wenn mindestens eine dieser Bedin­
gungen nicht mehr zutrifft. 

Jeder der in Unterabsatz 1 genannten Mitgliedstaaten übermit­
telt der Kommission bis zum 3. Dezember 2018 einen Bericht, 
in dem sie die Lage in Bezug auf die in Unterabsatz 1 fest­
gelegten jeweiligen Bedingungen sowie die Prognosen für die 
Erfüllung der Verpflichtung gemäß Absatz 1, unter Berücksich­
tigung der wirtschaftlichen Auswirkungen der Erfüllung des In­
frastrukturstandards, der Ergebnisse der Gasmarkttests, der Ent­
wicklungen auf dem Gasmarkt und von Gasinfrastrukturprojek­
ten in der Region, darlegen. Auf der Grundlage des Berichts und 
falls die jeweiligen in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes 
genannten Bedingungen nach wie vor vorliegen, kann die Kom­
mission beschließen, dass die in Unterabsatz 1 festgelegte Aus­
nahme weitere vier Jahre Anwendung findet. Im Falle eines 

stattgebenden Beschlusses wird das in dem vorliegenden Unter­
absatz festgelegte Verfahren nach vier Jahren wiederholt. 

Artikel 7 

Verfahren zur Schaffung von Kapazitäten für Lastflüsse in 
beide Richtungen oder für das Erwirken einer 

Ausnahmeregelung 

(1) Für jede grenzüberschreitende Verbindungsleitung zwi­
schen Mitgliedstaaten, ausgenommen die gemäß Artikel 6 Ab­
satz 5 Buchstabe a ausgenommenen Fälle und Fälle, in denen 
bereits Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtungen bestehen 
oder gerade errichtet werden und nicht durch einen oder meh­
rere Mitgliedstaaten aus Gründen der Versorgungssicherheit um 
eine Erweiterung ersucht wurde, legen die Fernleitungsnetz­
betreiber den Mitgliedstaaten oder, falls dies durch die Mitglied­
staaten so festgelegt wurde, deren zuständigen Behörden oder 
deren Regulierungsbehörden (im vorliegenden Artikel zusam­
men als „betreffende Behörden“ bezeichnet) spätestens bis zum 
3. März 2012 und nach Konsultation aller betroffenen Fernlei­
tungsnetzbetreiber Folgendes vor: 

a) einen Vorschlag für Kapazitäten für Lastflüsse entgegen der 
Hauptflussrichtung („Kapazitäten für den Umkehrfluss“) oder 

b) ein Ersuchen um eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Schaffung von Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtun­
gen. 

(2) Der Vorschlag für Kapazitäten für den Umkehrfluss bzw. 
das Ersuchen um Ausnahmeregelungen gemäß Absatz 1 fußt 
auf einer Bewertung der Marktnachfrage sowie auf Prognosen 
für Nachfrage und Angebot, für die technische Machbarkeit und 
für die Kosten der Kapazitäten für den Umkehrfluss, einschließ­
lich der konsequenten Stärkung des Fernleitungsnetzes und des 
Nutzens für die Versorgungssicherheit, wobei gegebenenfalls 
auch der mögliche Beitrag der Kapazitäten für den Umkehrfluss 
und anderer möglicher Maßnahmen zur Erfüllung des in 
Artikel 6 festgelegten Infrastrukturstandards für Mitgliedstaaten, 
die aus den Kapazitäten für den Umkehrfluss Nutzen ziehen, 
berücksichtigt wird. 

(3) Die betreffende Behörde, bei der der Vorschlag oder das 
Ersuchen um eine Ausnahmeregelung eingeht, setzt die betref­
fenden Behörden der anderen Mitgliedstaaten, die laut der Ri­
sikobewertung aus den Kapazitäten für den Umkehrfluss Nutzen 
ziehen könnten, und die Kommission unverzüglich von dem 
Vorschlag oder dem Ersuchen um eine Ausnahmeregelung in 
Kenntnis. Diese betreffende Behörde gibt jenen betreffenden 
Behörden und der Kommission die Möglichkeit, innerhalb von 
vier Monaten nach Erhalt der Mitteilung eine Stellungnahme 
abzugeben. 

(4) Innerhalb von zwei Monaten nach dem Ablauf der in 
Absatz 3 genannten Frist reagiert die betreffende Behörde auf­
grund der Kriterien gemäß Absatz 2 und der gemäß Artikel 9 
vorgenommenen Risikobewertung und unter weitestgehender 
Berücksichtigung der gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels 
empfangenen Stellungnahmen sowie unter Berücksichtigung 
von nicht streng wirtschaftlichen Aspekten, wie zum Beispiel 
der Sicherheit der Gasversorgung und des Beitrags zum Gasbin­
nenmarkt wie folgt:
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a) sie gewährt eine Ausnahme, wenn durch die Kapazitäten für 
den Umkehrfluss in keinem Mitgliedstaat oder keiner Region 
die Versorgungssicherheit erheblich verbessert würde oder 
wenn die Kosten der Investition den zu erwartenden Nutzen 
für die Versorgungssicherheit deutlich überwiegen würden, 
oder 

b) sie akzeptiert den Vorschlag für Kapazitäten für den Um­
kehrfluss oder 

c) sie fordert den Fernleitungsnetzbetreiber auf, seinen Vor­
schlag zu überarbeiten. 

Die betreffende Behörde übermittelt der Kommission unverzüg­
lich ihre Entscheidung, zusammen mit allen einschlägigen Infor­
mationen, die die Gründe für die Entscheidung deutlich machen, 
einschließlich der gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels 
empfangenen Stellungnahmen. Die betreffenden Behörden be­
mühen sich sicherzustellen, dass voneinander abhängige Ent­
scheidungen, die dieselbe Verbindungsleitung oder verbundene 
Rohrleitungen betreffen, einander nicht widersprechen. 

(5) Wenn es Abweichungen zwischen der Entscheidung der 
betreffenden Behörde und den Stellungnahmen anderer einbezo­
gener betreffender Behörden gibt, kann die Kommission inner­
halb von zwei Monaten nach Erhalt der Mitteilung fordern, dass 
die betreffende Behörde ihre Entscheidung ändert. Diese Frist 
kann um einen Monat verlängert werden, wenn die Kommission 
zusätzliche Informationen anfordert. Jeder Vorschlag der Kom­
mission, durch den eine Änderung der Entscheidung der betref­
fenden Behörde gefordert wird, wird auf der Grundlage der in 
Absatz 2 und in Absatz 4 Buchstabe a festgelegten Faktoren 
und Kriterien und unter Berücksichtigung der Gründe für die 
Entscheidung der betreffenden Behörde unterbreitet. Die betref­
fende Behörde leistet der Aufforderung Folge, indem sie ihre 
Entscheidung innerhalb von vier Wochen ändert. Wird die 
Kommission nicht innerhalb der genannten Zweimonatsfrist tä­
tig, so wird davon ausgegangen, dass sie keine Einwände gegen 
die Entscheidung der betreffenden Behörde hat. 

(6) Werden entsprechend den Ergebnissen der gemäß 
Artikel 9 durchgeführten Risikobewertung zusätzliche Kapazitä­
ten für einen Umkehrfluss benötigt, so wird das in Absatz 1 bis 
5 des vorliegenden Artikels festgelegte Verfahren auf Ersuchen 
eines Fernleitungsnetzbetreibers, einer betreffenden Behörde 
oder der Kommission wiederholt. 

(7) Die Kommission und die betreffende Behörde behandeln 
wirtschaftlich sensible Informationen stets vertraulich. 

Artikel 8 

Versorgungsstandard 

(1) Die zuständige Behörde verpflichtet die Erdgasunterneh­
men, die sie bezeichnet, dazu, die Erdgasversorgung geschützter 

Kunden in den Mitgliedstaaten in folgenden Fällen zu gewähr­
leisten: 

a) extreme Temperaturen an sieben aufeinander folgenden Ta­
gen mit Spitzenlast, wie sie mit statistischer Wahrscheinlich­
keit einmal in 20 Jahren vorkommt; 

b) ein außergewöhnlich hoher Gasverbrauch über einen Zeit­
raum von mindestens 30 Tagen, wie sie mit statistischer 
Wahrscheinlichkeit einmal in 20 Jahren vorkommt; und 

c) für einen Zeitraum von mindestens 30 Tagen bei Ausfall der 
größten einzelnen Gasinfrastruktur unter durchschnittlichen 
Winterbedingungen. 

Die zuständige Behörde bezeichnet die in Unterabsatz 1 ge­
nannten Erdgasunternehmen spätestens bis 3. Juni 2012. 

(2) Ein erhöhter Versorgungsstandard, der die in Absatz 1 
Buchstaben b und c genannten Zeiträume von 30 Tagen über­
schreitet, oder jede zusätzliche Verpflichtung, die aus Gründen 
der Sicherheit der Gasversorgung auferlegt wird, fußt auf der 
Risikobewertung gemäß Artikel 9, spiegelt sich im Präventions­
plan wieder und 

a) entspricht den Bestimmungen von Artikel 3 Absatz 6; 

b) führt nicht zu unzulässigen Wettbewerbsverzerrungen oder 
Beeinträchtigungen des Binnenmarkts für Erdgas; 

c) wirkt sich nicht nachteilig auf die Fähigkeit der anderen 
Mitgliedstaaten aus, ihre geschützten Kunden bei einem na­
tionalen, unionsweiten oder regionalen Notfall gemäß diesem 
Artikel zu versorgen, und 

d) entspricht den in Artikel 11 Absatz 5 festgelegten Kriterien 
im Falle eines unionsweiten oder regionalen Notfalls. 

In dem Präventionsplan und dem Notfallplan legt die zuständige 
Behörde im Geiste der Solidarität fest, wie erhöhte Versorgungs­
standards oder zusätzliche Verpflichtungen, die den Erdgas­
unternehmen auferlegt wurden, im Falle eines unionsweiten 
oder regionalen Notfalls zeitweilig eingeschränkt werden kön­
nen. 

(3) Nach Ablauf der gemäß Absatz 1 und 2 von der zustän­
digen Behörde festgelegten Fristen oder unter Bedingungen, die 
strenger sind als die in Absatz 1 festgelegten, halten die zustän­
digen Behörden und die Erdgasunternehmen die Gasversorgung 
insbesondere der geschützten Kunden so lange wie möglich 
aufrecht.
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(4) Die den Erdgasunternehmen auferlegten Verpflichtungen 
für die Erfüllung der in diesem Artikel festgelegten Versorgungs­
standards dürfen nicht diskriminierend sein und dürfen diese 
Unternehmen nicht ungebührlich belasten. 

(5) Die Erdgasunternehmen dürfen diese Verpflichtungen ge­
gebenenfalls auf regionaler oder auf Unionsebene erfüllen. Die 
zuständige Behörde verlangt nicht, dass die in diesem Artikel 
festgelegten Standards mit der allein auf ihrem Hoheitsgebiet 
vorhandenen Infrastruktur erfüllt werden müssen. 

(6) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass die Bedingun­
gen für die Versorgung geschützter Kunden das reibungslose 
Funktionieren des Erdgasbinnenmarkts nicht beeinträchtigen 
und der Preis entsprechend dem Marktwert der Lieferungen 
festgelegt wird. 

Artikel 9 

Risikobewertung 

(1) Bis 3. Dezember 2011 nimmt jede zuständige Behörde 
auf der Grundlage folgender gemeinsamer Kriterien eine voll­
ständige Bewertung der Risiken vor, die die Sicherheit der Erd­
gasversorgung in ihrem Mitgliedstaat gefährden, indem sie: 

a) die in den Artikeln 6 und 8 genannten Standards verwendet, 
aus denen die Berechnung der n-1-Formel, die zugrunde 
gelegten Annahmen, auch für die Berechnung der n-1-For­
mel auf regionaler Ebene, und die für eine solche Berech­
nung notwendigen Daten hervorgehen; 

b) alle relevanten nationalen und regionalen Gegebenheiten be­
rücksichtigt, insbesondere Marktvolumen, Netzkonfiguration, 
tatsächliche Lastflüsse, einschließlich Lastflüssen aus dem be­
troffenen Mitgliedstaat, die Möglichkeit für physische Last­
flüsse in beide Richtungen, einschließlich der möglichen, da­
raus folgenden Notwendigkeit einer Stärkung des Leitungs­
netzes, das Vorhandensein von Erzeugung und Speicherung 
und die Rolle von Gas im Energiemix, insbesondere hinsicht­
lich Fernwärme und Stromerzeugung und zum Betrieb von 
Industrieanlagen, sowie Sicherheitserwägungen und Erwä­
gungen betreffend die Gasqualität; 

c) verschiedene Szenarien unter Annahme einer außergewöhn­
lich hohen Nachfrage nach Gas und einer Versorgungsstö­
rung durchspielt, wie etwa den Ausfall der wichtigsten Fern­
leitungsinfrastrukturen, von Speichern oder LNG-Anlagen 
und die Störung der Lieferungen aus einem Drittland, unter 
Berücksichtigung der Vorgeschichte sowie von Wahrschein­
lichkeit, Jahreszeit, Häufigkeit und Dauer ihres Auftretens 
und gegebenenfalls geopolitischer Risiken, sowie indem sie 
die voraussichtlichen Folgen dieser Szenarien bewertet; 

d) die Interaktion und Risikokorrelation mit anderen Mitglied­
staaten ermittelt, unter anderem hinsichtlich Verbindungslei­

tungen, grenzüberschreitender Lieferungen, des grenzüber­
schreitenden Zugangs zu Speicheranlagen und von Kapazitä­
ten für Lastflüsse in beide Richtungen; 

e) Berücksichtigung der Höchstkapazität der Verbindungsleitun­
gen an jedem Grenzein- und Ausspeisepunkt. 

(2) Gilt Artikel 4 Absatz 3, so nehmen die betreffenden 
zuständigen Behörden auch eine gemeinsame Risikobewertung 
auf regionaler Ebene vor. 

(3) Die Erdgasunternehmen, gewerbliche Gaskunden, die ein­
schlägigen die Interessen der Privathaushalte und gewerblichen 
Gasverbraucher vertretenden Organisationen sowie die Mitglied­
staaten und die nationale Regulierungsbehörde, sofern sie nicht 
mit der zuständigen Behörde identisch ist, kooperieren mit der 
zuständigen Behörde und stellen ihr auf Antrag alle für die 
Risikobewertung notwendigen Informationen zur Verfügung. 

(4) Die Risikobewertung wird erstmals spätestens 18 Monate 
nach der Verabschiedung der in Artikel 4 genannten Präventi­
onspläne und Notfallpläne und danach alle zwei Jahre vor dem 
30. September des betreffenden Jahres aktualisiert, sofern nicht 
die Umstände eine häufigere Aktualisierung rechtfertigen. Die 
Risikobewertung trägt den Fortschritten bei den Investitionen 
Rechnung, die erforderlich sind, um dem in Artikel 6 definierten 
Infrastrukturstandard sowie länderspezifischen Schwierigkeiten 
gerecht zu werden, die bei der Umsetzung neuer Alternativlö­
sungen auftreten. 

(5) Die Risikobewertung, auch deren aktualisierte Fassungen, 
sind der Kommission unverzüglich zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 10 

Notfallpläne und Krisenstufen 

(1) Die nationalen und die gemeinsamen Notfallpläne müs­
sen jeweils folgenden Kriterien genügen: 

a) Sie stützen sich auf die in Absatz 3 genannten Krisenstufen; 

b) sie legen die Aufgaben und Zuständigkeiten der Erdgasunter­
nehmen und gewerblichen Gaskunden einschließlich relevan­
ter Stromerzeuger fest, wobei sie berücksichtigen, inwieweit 
diese jeweils durch eine Unterbrechung der Gaslieferung be­
troffen sind, und regeln ihre Zusammenarbeit mit den zu­
ständigen Behörden und gegebenenfalls mit den nationalen 
Regulierungsbehörden auf jeder der in Absatz 3 definierten 
Krisenstufen; 

c) sie legen Aufgaben und Zuständigkeiten der zuständigen 
Behörden und der anderen Stellen fest, an die Aufgaben 
gemäß Artikel 2 Absatz 2 auf jeder der in Absatz 3 des 
vorliegenden Artikels definierten Krisenstufen delegiert wur­
den;
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d) sie stellen sicher, dass Erdgasunternehmen und gewerbliche 
Gaskunden ausreichend Gelegenheit erhalten, auf jeder Kri­
senstufe zu reagieren; 

e) in ihnen sind gegebenenfalls die zu ergreifenden Maßnahmen 
festgelegt, mit denen die möglichen Auswirkungen einer Stö­
rung der Erdgasversorgung auf Fernwärme und auf die Ver­
sorgung mit durch Gas erzeugtem Strom eingegrenzt werden 
sollen; 

f) in ihnen sind die für die einzelnen Krisenstufen geltenden 
Verfahren und Maßnahmen detailliert festgelegt sowie die 
entsprechenden Pläne für den Informationsfluss; 

g) sie bezeichnen einen Krisenmanager oder ein Krisenteam 
und legen dessen Aufgaben fest; 

h) sie zeigen auf, wie insbesondere die in Anhang II aufgeführ­
ten marktbasierten Maßnahmen dazu beitragen können, im 
Falle einer Alarmstufe die Situation zu bewältigen und im 
Falle einer Notfallstufe die Folgen einzudämmen; 

i) sie zeigen auf, welchen Beitrag die nicht marktbasierten, ins­
besondere die in Anhang III aufgeführten Maßnahmen, die 
für die Notfallstufe vorgesehen sind oder umgesetzt werden, 
leisten können, und bewerten, inwieweit der Rückgriff auf 
solche nicht marktbasierten Maßnahmen zur Krisenbewälti­
gung notwendig ist; sie bewerten ihre Auswirkungen und 
legen die Verfahren für ihre Umsetzung fest, wobei zu be­
rücksichtigten ist, dass nicht marktbasierte Maßnahmen nur 
dann angewendet werden, wenn Lieferungen, insbesondere 
an die geschützten Kunden, mit marktbasierten Mechanis­
men allein nicht mehr gewährleistet werden können; 

j) sie enthalten eine Darlegung der Mechanismen, die für die 
Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten je nach Krisen­
stufe gelten; 

k) sie legen im Einzelnen dar, welchen Berichtspflichten die 
Erdgasunternehmen auf der Alarm- und der Notfallstufe un­
terliegen; 

l) in ihnen ist eine Aufstellung der vorab festgelegten Maßnah­
men enthalten, die ergriffen werden müssen, damit im Not­
fall Gas zur Verfügung steht, dies beinhaltet geschäftliche 
Vereinbarungen der an solchen Maßnahmen beteiligten Par­
teien und gegebenenfalls Kompensationsmechanismen für 
Erdgasunternehmen, unter gebührender Berücksichtigung 
der Vertraulichkeit sensibler Daten. Zu diesen Maßnahmen 
gehören gegebenenfalls auch grenzübergreifende Verein­
barungen zwischen Mitgliedstaaten und/oder Erdgasunter­
nehmen. 

(2) Die nationalen und gemeinsamen Notfallpläne werden 
alle zwei Jahre aktualisiert, sofern nicht die Umstände eine häu­
figere Aktualisierung rechtfertigen, und spiegeln die aktualisierte 
Risikobewertung wider. Die gemäß Artikel 4 Absatz 2 vorgese­
hene Konsultation zwischen den zuständigen Behörden wird vor 
der Annahme des aktualisierten Plans vorgenommen. 

(3) Die drei Hauptkrisenstufen sind: 

a) Frühwarnstufe (Frühwarnung): Es liegen konkrete, ernst zu 
nehmende und zuverlässige Hinweise darauf vor, dass ein 
Ereignis eintreten kann, das wahrscheinlich zu einer erheb­
lichen Verschlechterung der Versorgungslage sowie wahr­
scheinlich zur Auslösung der Alarm- bzw. der Notfallstufe 
führt; die Frühwarnstufe kann durch ein Frühwarnsystem 
ausgelöst werden; 

b) Alarmstufe (Alarm): Es liegt eine Versorgungsstörung oder 
eine außergewöhnlich hohe Nachfrage nach Gas vor, die 
zu einer erheblichen Verschlechterung der Versorgungslage 
führt, der Markt ist aber noch in der Lage, diese Störung 
oder Nachfrage zu bewältigen, ohne auf nicht marktbasierte 
Maßnahmen zurückgreifen zu müssen; 

c) Notfallstufe (Notfall): Es liegt eine außergewöhnlich hohe 
Nachfrage nach Gas bzw. eine erhebliche Versorgungsstö­
rung oder eine andere beträchtliche Verschlechterung der 
Gasversorgung vor, und es wurden zwar alle einschlägigen 
marktbasierten Maßnahmen umgesetzt, doch die Gasversor­
gung reicht nicht aus, um die noch verbleibende Gasnach­
frage zu decken, so dass zusätzlich nicht marktbasierte Maß­
nahmen ergriffen werden müssen, um insbesondere die Gas­
versorgung der geschützten Kunden gemäß Artikel 8 sicher­
zustellen; 

(4) Die nationalen und gemeinsamen Notfallpläne stellen si­
cher, dass der grenzüberschreitende Zugang zu Infrastrukturen 
in Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 im Notfall, 
so weit technisch und sicherheitstechnisch möglich, aufrecht­
erhalten wird. Die Pläne müssen mit Artikel 3 Absatz 6 der 
vorliegenden Verordnung in Einklang stehen und dürfen keine 
Maßnahmen einführen, die die grenzüberschreitenden Lastflüsse 
unangemessen einschränken. 

(5) Ruft die zuständige Behörde eine der in Absatz 3 erwähn­
ten Krisenstufen aus, unterrichtet sie unverzüglich die Kommis­
sion und übermittelt ihr alle notwendigen Informationen, ins­
besondere über die von ihr geplanten Maßnahmen. Bei einem 
Notfall, der zu Hilfeersuchen an die Union und ihre Mitglied­
staaten führen kann, unterrichtet die zuständige Behörde des 
betreffenden Mitgliedstaats unverzüglich das Beobachtungs- 
und Informationszentrum für den Katastrophenschutz der Kom­
mission. 

(6) Ruft die zuständige Behörde den Notfall aus, leitet sie die 
im Notfallplan vorab festgelegten Maßnahmen ein und unter­
richtet die Kommission unverzüglich insbesondere über die 
Schritte, die sie gemäß Absatz 1 zu ergreifen gedenkt. Unter 
gebührend begründeten besonderen Umständen kann die zu­
ständige Behörde Maßnahmen ergreifen, die vom Notfallplan 
abweichen. Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission 
unverzüglich über jede derartige Maßnahme und gibt die 
Gründe dafür an.
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(7) Die Mitgliedstaaten und insbesondere die zuständigen Be­
hördengewährleisten, dass 

a) keine Maßnahmen ergriffen werden, durch die zu irgend­
einem Zeitpunkt die Lastflüsse innerhalb des Binnenmarkts 
ungebührlich eingeschränkt werden, 

b) keine Maßnahmen ergriffen werden, durch die wahrschein­
lich die Gasversorgung in einem anderen Mitgliedstaat ernst­
haft gefährdet wird, und 

c) der grenzüberschreitende Zugang zu Infrastrukturen in Ein­
klang mit der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 gemäß dem 
Notfallplan so weit technisch und sicherheitstechnisch mög­
lich aufrechterhalten wird. 

(8) Die Kommission prüft so bald wie möglich, auf jeden Fall 
jedoch innerhalb von fünf Tagen nach dem Erhalt der Informa­
tionen der zuständige Behörde nach Absatz 5, ob die Ausrufung 
des Notfalls gemäß Absatz 3 Buchstabe c gerechtfertigt ist und 
ob die ergriffenen Maßnahmen sich möglichst genau an den im 
Notfallplan aufgeführten Maßnahmen ausrichten und die Erd­
gasunternehmen nicht unverhältnismäßig belasten sowie in Ein­
klang mit Absatz 7 stehen. Die Kommission kann auf Antrag 
einer zuständigen Behörde, von Erdgasunternehmen oder von 
sich aus die zuständige Behörde auffordern, die Maßnahmen zu 
ändern, wenn sie den in Absatz 7 und in Satz 1 des vorliegen­
den Absatzes festgelegten Bedingungen zuwiderlaufen. Die 
Kommission kann von der zuständigen Behörde auch verlangen, 
die Ausrufung des Notfalls zurückzunehmen, wenn ihr diese 
Ausrufung nicht oder nicht mehr als gemäß Absatz 3 Buchstabe 
c gerechtfertigt erscheint. 

Innerhalb von drei Tagen, nachdem sie von der Kommission 
hierzu aufgefordert wurde, ändert die zuständige Behörde die 
Maßnahme und teilt dies der Kommission mit oder unterrichtet 
die Kommission, warum sie mit der Aufforderung nicht einver­
standen ist. In diesem Fall kann die Kommission innerhalb von 
drei Tagen ihr Ersuchen abändern oder zurückziehen oder die 
zuständige Behörde bzw. gegebenenfalls die betreffenden zu­
ständigen Behörden und, falls sie es für notwendig erachtet, 
die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ zusammenrufen, um die An­
gelegenheit zu prüfen. Die Kommission begründet ausführlich, 
warum sie um Änderungen der Maßnahmen ersucht. Die zu­
ständige Behörde berücksichtigt den Standpunkt der Kommis­
sion uneingeschränkt. Weicht die endgültige Entscheidung der 
zuständigen Behörde vom Standpunkt der Kommission ab, legt 
die zuständige Behörde eine Begründung für diese Entscheidung 
vor. 

Artikel 11 

Reaktionen auf Unions- und regionaler Ebene auf einen 
Notfall 

(1) Die Kommission kann auf Antrag einer zuständigen Be­
hörde, die einen Notfall ausgerufen hat, nach dessen Überprü­

fung gemäß Artikel 10 Absatz 8 einen unionsweiten Notfall 
bzw. einen regionalen Notfall für eine besonders betroffene 
geografische Region ausrufen. Auf Antrag von mindestens 
zwei zuständigen Behörden, die einen Notfall ausgerufen haben, 
und nach dessen Überprüfung gemäß Artikel 10 Absatz 8, ruft 
die Kommission, wenn die Gründe für diese Notfälle miteinan­
der verbunden sind, gegebenenfalls einen unionsweiten oder 
regionalen Notfall aus. In allen Fällen holt die Kommission 
unter Heranziehung der der Lage am ehesten angemessenen 
Kommunikationsmittel die Ansichten der anderen zuständigen 
Behörden ein und berücksichtigt alle von ihnen gelieferten sach­
dienlichen Informationen. Gelangt sie zu der Einschätzung, dass 
die Tatsachen nicht mehr die Ausrufung eines Notfalls recht­
fertigen, so erklärt sie den unionsweiten bzw. regionalen Notfall 
für beendet. In allen Fällen gibt die Kommission ihre Gründe 
dafür an und unterrichtet den Rat über ihren Beschluss. 

(2) Die Kommission beruft die Koordinierungsgruppe „Erd­
gas“ ein, sobald sie einen unionsweiten oder einen regionalen 
Notfall ausruft. Während des unionsweiten bzw. regionalen 
Notfalls kann die Kommission auf Antrag von mindestens 
drei Mitgliedstaaten für eine ganze Sitzung oder den Teil einer 
Sitzung der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ die Teilnahme daran 
auf die Vertreter der Mitgliedstaaten und der zuständigen Be­
hörden beschränken. 

(3) Bei einem unionsweiten oder regionalen Notfall gemäß 
Absatz 1 koordiniert die Kommission die Maßnahmen der zu­
ständigen Behörden und berücksichtigt dabei uneingeschränkt 
die sachdienlichen Informationen und die Ergebnisse, die sich 
aus den Beratungen der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ ergeben 
haben. Insbesondere 

a) gewährleistet die Kommission den Informationsaustausch; 

b) gewährleistet sie, dass die national und regional ergriffenen 
Maßnahmen im Verhältnis zu den unionsweiten Maßnahmen 
wirksam und abgestimmt sind; 

c) koordiniert sie die Maßnahmen mit Blick auf Drittländer. 

(4) Die Kommission kann ein Krisenmanagementteam bil­
den, dessen Mitglieder sich aus den in Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe g erwähnten Krisenmanagern der von dem Notfall 
betroffenen Mitgliedstaaten zusammensetzen. Die Kommission 
kann in Absprache mit den Krisenmanagern andere relevante 
Akteure einladen, daran teilzunehmen. Die Kommission gewähr­
leistet, dass die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ regelmäßig über 
die Arbeit des Krisenmanagementteams in Kenntnis gesetzt 
wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten und insbesondere die zuständigen Be­
hörden gewährleisten, dass 

a) keine Maßnahmen ergriffen werden, durch die zu irgend­
einem Zeitpunkt die Lastflüsse innerhalb des Binnenmarkts 
ungebührlich eingeschränkt werden,
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b) keine Maßnahmen ergriffen werden, durch die wahrschein­
lich die Gasversorgung in einem anderen Mitgliedstaat ernst­
haft gefährdet wird, und 

c) der grenzüberschreitende Zugang zu den Infrastrukturen 
nach der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 gemäß dem Not­
fallplan so weit technisch und sicherheitstechnisch möglich 
aufrechterhalten wird. 

(6) Wenn die Kommission auf Antrag einer zuständigen Be­
hörde oder eines Erdgasunternehmens oder von sich aus der 
Ansicht ist, dass bei einem unionsweiten oder regionalen Notfall 
eine von einem Mitgliedstaat bzw. einer zuständigen Behörde 
ergriffene Maßnahme oder das Verhalten eines Erdgasunterneh­
mens den Bestimmungen von Absatz 5 widerspricht, fordert sie 
diesen Mitgliedstaat bzw. die zuständige Behörde auf, ihre Maß­
nahme abzuändern oder etwas zu unternehmen, um die Ein­
haltung der Bestimmungen von Absatz 5 sicherzustellen, und 
teilt ihre Gründe hierfür mit. Dabei ist stets gebührend zu be­
achten, dass ein sicherer Betrieb der Gasnetze gewährleistet sein 
muss. 

Innerhalb von drei Tagen, nachdem sie von der Kommission 
hierzu aufgefordert wurden, ändern der Mitgliedstaat bzw. die 
zuständige Behörde die Maßnahme und teilen dies der Kommis­
sion mit oder begründen gegenüber der Kommission, warum sie 
mit der Aufforderung nicht einverstanden sind. In diesem Fall 
kann die Kommission innerhalb von drei Tagen ihr Ersuchen 
abändern oder zurückziehen oder den Mitgliedstaat bzw. die 
zuständige Behörde und, wenn sie es für notwendig erachtet, 
die Koordinierungsgruppe „Erdgas“ zusammenrufen, um die An­
gelegenheit zu prüfen. Die Kommission begründet ausführlich, 
warum sie um Änderungen an den Maßnahmen ersucht. Der 
Mitgliedstaat bzw. die zuständige Behörde berücksichtigt den 
Standpunkt der Kommission umfassend. Weicht die endgültige 
Entscheidung der zuständigen Behörde bzw. des Mitgliedstaats 
vom Standpunkt der Kommission ab, legen die zuständige Be­
hörde bzw. der Mitgliedstaat die Gründe für ihre Entscheidung 
vor. 

(7) Die Kommission erstellt nach Konsultation der Koordinie­
rungsgruppe „Erdgas“ eine ständige Reserveliste für den Einsatz 
einer Überwachungs-Task Force, die sich aus Branchenexperten 
und Vertretern der Kommission zusammensetzt. Die Über­
wachungs-Task Force kann bei Bedarf außerhalb der Union ein­
gesetzt werden; sie überwacht die Lastflüsse in die Union in 
Zusammenarbeit mit den Liefer- und Transitdrittländern und 
erstattet darüber Bericht. 

(8) Die zuständige Behörde informiert das Beobachtungs- 
und Informationszentrum für den Katastrophenschutz der Kom­
mission über den etwaigen Hilfsbedarf. Das Beobachtungs- und 
Informationszentrum für den Katastrophenschutz bewertet die 
Gesamtlage und hat beratende Funktion hinsichtlich der Hilfe­
leistungen für die am stärksten betroffenen Mitgliedstaaten und 
gegebenenfalls für Drittländer. 

Artikel 12 

Koordinierungsgruppe „Erdgas“ 

(1) Um die Maßnahmen zur Gewährleistung der Gasversor­
gungssicherheit leichter koordinieren zu können, wird eine Ko­
ordinierungsgruppe „Erdgas“ eingesetzt. Diese Gruppe setzt sich 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten, insbesondere ihrer zuständi­
gen Behörden, sowie der Agentur, des ENTSO (Gas) sowie der 
Interessenverbände der Erdgasindustrie und der betreffenden 
Verbraucherverbände zusammen. Die Kommission beschließt 
nach Konsultation der Mitgliedstaaten über die Zusammenset­
zung der Gruppe unter Gewährleistung ihrer uneingeschränkten 
Repräsentativität. Die Kommission führt den Vorsitz. Die 
Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Gemäß dieser Verordnung wird die Koordinierungs­
gruppe „Erdgas“ konsultiert, und sie unterstützt die Kommission 
insbesondere in folgenden Fragen: 

a) Sicherheit der Gasversorgung — jederzeit und insbesondere 
in einer Notfallsituation; 

b) sämtliche Informationen, die für die nationale, regionale und 
unionsweite Gasversorgungssicherheit relevant sind; 

c) bewährte Verfahren und mögliche Leitlinien für alle Betrof­
fenen; 

d) Niveau der Versorgungssicherheit, Benchmarks und Bewer­
tungsmethoden; 

e) nationale, regionale und unionsweite Szenarien und Über­
prüfung des Grades der Vorbereitung; 

f) Bewertung der Präventions- und Notfallpläne und der Durch­
führung der darin vorgesehenen Maßnahmen; 

g) Koordinierung der Notfallmaßnahmen innerhalb der Union, 
mit Drittländern, die Vertragsparteien des Vertrags zur Grün­
dung der Energiegemeinschaft und mit anderen Drittländern; 

h) Hilfen für die am stärksten betroffenen Mitgliedstaaten. 

(3) Die Kommission beruft die Koordinierungsgruppe „Erd­
gas“ regelmäßig ein und leitet die Informationen, die ihr die 
zuständigen Behörden übermitteln, an sie weiter, wobei sie die 
Vertraulichkeit von wirtschaftlich sensiblen Informationen 
wahrt.
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Artikel 13 

Informationsaustausch 

(1) Bestehen in den Mitgliedstaaten bezüglich der Gasversor­
gungssicherheit gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen, ver­
öffentlichen sie diese bis 3. Januar 2011. Anschließende Aktua­
lisierungen oder zusätzliche gemeinwirtschaftliche Verpflichtun­
gen bezüglich der Gasversorgungssicherheit werden ebenfalls 
umgehend nach ihrer Annahme durch die Mitgliedstaaten ver­
öffentlicht. 

(2) Während eines Notfalls stellen die betreffenden Erdgas­
unternehmen der zuständigen Behörde insbesondere die folgen­
den Informationen täglich zur Verfügung: 

a) tägliche Prognosen zu Erdgas-Angebot und -Nachfrage für 
die folgenden drei Tage; 

b) tägliche Lastflüsse in Mio. m 3 /Tag an allen Grenzein- und 
-ausspeisepunkten sowie an allen Punkten, die eine Produk­
tionsanlage, eine Speicheranlage oder ein LNG-Terminal mit 
dem Netz verbinden; 

c) Zeitraum in Tagen, über den voraussichtlich die Erdgasver­
sorgung der geschützten Kunden gesichert werden kann. 

(3) Im Falle eines unionsweiten oder regionalen Notfalls ist 
die Kommission berechtigt, die zuständige Behörde aufzufor­
dern, ihr unverzüglich zumindest die folgenden Informationen 
zu übermitteln: 

a) die Informationen gemäß Absatz 2; 

b) Informationen zu den von der zuständigen Behörde zur Ab­
schwächung des Notfalls geplanten und bereits umgesetzten 
Maßnahmen sowie Informationen zu deren Wirksamkeit; 

c) Aufforderungen an andere zuständige Behörden, zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen; 

d) Maßnahmen, die auf Aufforderung anderer zuständiger Be­
hörden umgesetzt wurden. 

(4) Die zuständige Behörde und die Kommission behandeln 
wirtschaftlich sensible Informationen vertraulich. 

(5) Nach einem Notfall übermittelt die zuständige Behörde 
der Kommission so rasch wie möglich und spätestens sechs 
Wochen nach Behebung des Notfalls eine detaillierte Bewertung 

des Notfalls und der Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen, 
einschließlich einer Bewertung der wirtschaftlichen Folgen des 
Notfalls, der Auswirkungen auf den Elektrizitätssektor und der 
von der Union und ihren Mitgliedstaaten geleisteten Hilfe bzw. 
der dieser/diesen zur Verfügung gestellten Hilfe. Diese Bewer­
tung wird der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ zur Verfügung 
gestellt und schlägt sich in den Aktualisierungen der Präventi­
onspläne und der Notfallpläne nieder. 

Die Kommission analysiert die Bewertungen der zuständigen 
Behörden und legt die Ergebnisse dieser Analyse den Mitglied­
staaten, dem Europäischen Parlament und der Koordinierungs­
gruppe „Erdgas“ in zusammengefasster Form vor. 

(6) Um die Versorgungssicherheitslage auf Unionsebene be­
werten zu können, 

a) übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission bis spätes­
tens 3. Dezember 2011 die bestehenden mit Drittländern 
geschlossenen Regierungsvereinbarungen, die sich auf die 
Entwicklung der Erdgasinfrastrukturen und -lieferungen aus­
wirken können. Beim Abschluss neuer Regierungsverein­
barungen mit Drittländern, die solche Auswirkungen haben, 
informieren die Mitgliedstaaten die Kommission. 

b) die Erdgasunternehmen teilen bei bestehenden Verträgen bis 
3. Dezember 2011 sowie bei neuen Verträgen oder bei Än­
derungen bestehender Verträge den betreffenden zuständigen 
Behörden die folgenden Details der Verträge mit einer mehr 
als einjährigen Laufzeit mit, die mit Lieferanten in Drittlän­
dern geschlossen wurden: 

i) Vertragsdauer; 

ii) kontrahierte Mengen insgesamt, auf Jahresbasis und 
durchschnittliche Menge pro Monat; 

iii) bei einem Notfall, die kontrahierte Tageshöchstmenge; 

iv) kontrahierte Lieferpunkte. 

Die zuständige Behörde übermittelt der Kommission diese Da­
ten in zusammengefasster Form. Im Falle, dass neue Verträge 
abgeschlossen oder bestehende Verträge geändert werden, wird 
der gesamte Datensatz in zusammengefasster Form erneut regel­
mäßig übermittelt werden. Die zuständige Behörde und die 
Kommission gewährleisten die Vertraulichkeit der Information.
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Artikel 14 

Überwachung durch die Kommission 

Die Kommission überwacht fortlaufend die Maßnahmen zur 
Erdgasversorgungssicherheit und erstattet darüber Bericht, ins­
besondere mithilfe einer jährlichen Bewertung der in Artikel 5 
der Richtlinie 2009/73/EG genannten Berichte und der Infor­
mationen über die Durchführung von Artikel 11 und Artikel 52 
Absatz 1 der genannten Richtlinie sowie, soweit verfügbar, der 
Informationen aus der Risikobewertung und den Präventions- 
und Notfallplänen, die gemäß dieser Verordnung anzufertigen 
sind. 

Bis spätestens 3. Dezember 2014 wird die Kommission auf der 
Grundlage der in Artikel 4 Absatz 6 genannten Pläne und nach 
Konsultation der Koordinierungsgruppe „Erdgas“ 

a) Schlussfolgerungen hinsichtlich möglicher Verbesserungen 
der Versorgungssicherheit auf Unionsebene ziehen, die 
Durchführbarkeit einer Risikobewertung und Aufstellung 
von Präventions- und Notfallplänen auf Unionsebene beur­
teilen und dem Europäischen Parlament und dem Rat über 
die Durchführung dieser Verordnung und dabei auch über 
die im Bereich der Verbundfähigkeit der Märkte erzielten 
Fortschritte Bericht erstatten und 

b) dem Europäischen Parlament und dem Rat über die all­
gemeine Kohärenz der Präventions- und Notfallpläne der 
Mitgliedstaaten sowie über deren Beitrag zur Solidarität 
und zum Grad der Vorbereitung aus der Sicht der Union 
Bericht erstatten. 

Der Bericht wird gegebenenfalls Empfehlungen zur Verbes­
serung dieser Verordnung enthalten. 

Artikel 15 

Aufhebung 

Unbeschadet der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten bezüglich 
der Fristen für die Umsetzung und Anwendung der Richtlinie 
2004/67/EG wird die genannte Richtlinie mit Wirkung vom 
2. Dezember 2010 aufgehoben, mit Ausnahme von Artikel 4 
Absätze 1 und 2 der genannten Richtlinie, die so lange gelten, 
bis der betreffende Mitgliedstaat gemäß Artikel 2 Absatz 1 „ge­
schützte Kunden“ festgelegt und gemäß Artikel 8 Absatz 1 
Erdgasunternehmen bezeichnet hat. 

Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels gelten Artikel 4 Ab­
sätze 1 und 2 der Richtlinie 2004/67/EG nicht mehr nach dem 
3. Juni 2012. 

Artikel 16 

Ausnahme 

Diese Verordnung gilt nicht für Malta und Zypern, solange in 
ihrem jeweiligen Staatsgebiet keine Erdgasversorgung besteht. 
Für Malta und Zypern gelten die in Artikel 2 Absatz 2 Ziffer 
1, Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absätze 2 und 5, Artikel 6 
Absätze 1 und 5, Artikel 8 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 1 und 
Artikel 13 Absatz 6 Buchstaben a und b implizierten Zeiträume 
wie folgt: 

a) Artikel 2 Absatz 2 Ziffer 1, Artikel 3 Absatz 2, Artikel 9 
Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 6 Buchstaben a und b: 12 
Monate 

b) Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 1: 18 Monate 

c) Artikel 4 Absatz 5: 24 Monate 

d) Artikel 6 Absatz 5: 36 Monate 

e) Artikel 6 Absatz 1: 48 Monate 

ab dem Tag, an dem auf ihrem jeweiligen Staatsgebiet zum 
ersten Mal Erdgas geliefert wird. 

Artikel 17 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 6 Absatz 8, Artikel 10 Absatz 4 Satz 1, Artikel 10 
Absatz 7 Buchstabe c und Artikel 11 Absatz 5 Buchstabe c 
gelten ab dem 3. März 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Straßburg am 20. Oktober 2010. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

J. BUZEK 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
O. CHASTEL
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ANHANG I 

BERECHNUNG DER N-1-FORMEL 

1. Definition der n-1-Formel 

Mit der n-1-Formel wird die technische Fähigkeit einer Gasinfrastruktur zur Deckung der gesamten Gasnachfrage in 
einem berechneten Gebiet bei Ausfall der größten einzelnen Gasinfrastruktur während eines Tages mit außergewöhn­
lich hoher Gasnachfrage beschrieben, wie sie mit statistischer Wahrscheinlichkeit einmal in 20 Jahren auftritt. 

Die Gasinfrastruktur umfasst das Erdgasfernleitungsnetz, einschließlich Verbindungsleitungen, und die mit dem berech­
neten Gebiet verbundenen Produktionsanlagen, LNG-Anlagen und Speicher. 

Die technische Kapazität ( 1 ) der übrigen Gasinfrastruktur sollte bei Ausfall der größten einzelnen Gasinfrastruktur 
mindestens der gesamten täglichen Nachfrage des berechneten Gebiets nach Erdgas entsprechen, die für die Dauer 
von einem Tag mit außergewöhnlich hoher Nachfrage, wie sie mit statistischer Wahrscheinlichkeit einmal in 20 Jahren 
auftritt, gegeben ist. 

Die wie folgt berechneten Ergebnisse der n-1-Formel sollten mindestens 100 % betragen. 

2. Methode zur Berechnung der n-1-Formel 

N – 1½%â ¼ 
EP m þ P m þ S m þ LNG m – I m 

D max 
Ü 100, N – 1 ≥ 100 % 

3. Definitionen der Parameter der n-1-Formel 

„Berechnetes Gebiet“ bezeichnet ein geografisches Gebiet, für das die n-1-Formel berechnet wird, so wie es von der 
zuständigen Behörde festgelegt wird. 

Definitionen auf der Nachfrageseite 

„D max “ bezeichnet die gesamte tägliche Gasnachfrage (Mio. m 3 /Tag) in dem berechneten Gebiet während eines Tages 
mit außergewöhnlich hoher Nachfrage, wie sie mit statistischer Wahrscheinlichkeit einmal in 20 Jahren auftritt. 

Definitionen auf der Angebotsseite 

„EP m “ — Technische Kapazität von Einspeisepunkten (Mio. m 3 /Tag), außer von Produktionsanlagen, LNG-Anlagen und 
Speichern gemäß Pm, Sm und LNGm — bezeichnet die Summe der technischen Kapazitäten an allen Grenzeinspeise­
punkten, die geeignet sind, das berechnete Gebiet mit Gas zu versorgen. 

„P m “ — Maximale technische Produktionskapazität (Mio. m 3 /Tag) — bezeichnet die Summe der größtmöglichen 
technischen Tagesproduktionskapazität sämtlicher Gasproduktionsanlagen, die an die Einspeisepunkte für das berech­
nete Gebiet geliefert werden kann. 

„S m “ — Maximale technische Ausspeisekapazitäten (Mio. m 3 /Tag) — bezeichnet die Summe der maximalen tech­
nischen Tagesentnahmekapazitäten sämtlicher Speicheranlagen, die an die Einspeisepunkte für das berechnete Gebiet 
geliefert werden kann, unter Berücksichtigung ihrer physikalischen Merkmale. 

„LNG m “ — Maximale technische Kapazität der LNG-Anlagen (Mio. m 3 /Tag) — bezeichnet die Summe der größt­
möglichen Tagesausspeisungskapazitäten aller LNG-Anlagen in dem berechneten Gebiet unter Berücksichtigung von 
kritischen Faktoren wie Entladung, Hilfsdienste, vorübergehende Speicherung und Regasifizierung von LNG sowie 
technische Kapazität zur Ausspeisung in das Netz. 

„I m “ — Bezeichnet die technische Kapazität der größten einzelnen Gasinfrastruktur (Mio. m 3 /Tag) mit der größten 
Kapazität zur Versorgung des berechneten Gebiets. Wenn verschiedene Gasinfrastrukturen an eine gemeinsame vor- 
oder nachgelagerte Gasinfrastruktur angeschlossen sind und nicht getrennt betrieben werden können, sind sie als eine 
einzelne Gasinfrastrukturen zu betrachten.
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( 1 ) Gemäß Artikel 2 Absatz 1 Nummer 18 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 bezeichnet „technische Kapazität“ die verbindliche 
Höchstkapazität, die der Fernleitungsnetzbetreiber den Netznutzern unter Berücksichtigung der Netzintegrität und der betrieblichen 
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4. Berechnung der n-1-Formel mithilfe von nachfrageseitigen Maßnahmen 

N – 1½%â ¼ 
EP m þ P m þ S m þ LNG m – I m 

D max – D eff 
Ü 100, N – 1 ≥ 100 % 

Definitionen auf der Nachfrageseite 

„D eff “ — bezeichnet den Anteil (Mio. m 3 /Tag) von Dmax, der im Falle einer Versorgungsstörung durch angemessene 
marktbasierte nachfrageseitige Maßnahmen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 2 hinreichend 
und zeitnah gedeckt werden kann. 

5. Berechnung der n-1-Formel auf regionaler Ebene 

Das in Nummer 3 genannte „berechnete Gebiet“ ist gegebenenfalls auf die adäquate regionale Ebene auszudehnen, so 
wie es die zuständigen Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten festgelegt haben. Für die Berechnung der n-1-Formel 
auf regionaler Ebene wird die größte einzelne Gasinfrastruktur von gemeinsamem Interesse zugrunde gelegt. Die 
größte einzelne Gasinfrastruktur von gemeinsamem Interesse für eine Region ist die größte Gasinfrastruktur der 
Region, die direkt oder indirekt zur Gasversorgung des Mitgliedstaats dieser Region beiträgt und wird in dem bei­
gefügten Präventionsplan festgelegt. 

Die regionale n-1-Berechnung kann die nationale n-1-Berechnung nur dann ersetzen, wenn die größte einzelne 
Gasinfrastruktur von gemeinsamem Interesse von erheblicher Bedeutung für die Gasversorgung aller betroffenen 
Mitgliedstaaten gemäß der beigefügten Risikobewertung ist.
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ANHANG II 

LISTE MARKTBASIERTER MASSNAHMEN ZUR GEWÄHRLEISTUNG DER SICHEREN GASVERSORGUNG 

Bei der Erstellung des Präventions- und des Notfallplans berücksichtigt die zuständige Behörde die vorläufige und nicht 
erschöpfende Liste von Maßnahmen, die in diesem Anhang aufgeführt sind. Die zuständige Behörde berücksichtigt bei der 
Erstellung des Präventions- und des Notfallplans die Umweltauswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen in angemes­
sener Weise und gibt unter Berücksichtigung von Gesichtspunkten der Versorgungssicherheit soweit wie möglich den 
Maßnahmen den Vorzug, die die Umwelt am wenigsten belasten. 

Maßnahmen auf der Angebotsseite: 

— Steigerung der Produktionsflexibilität 

— Steigerung der Importflexibilität 

— Erleichterung der Einspeisung von Gas aus erneuerbaren Energiequellen in die Gasnetzinfrastruktur 

— kommerzielle Gasspeicherung — Ausspeisekapazität und gespeicherte Gasmenge 

— Kapazität der LNG-Kopfstationen und maximale Ausspeisekapazität 

— Diversifizierung von Gaslieferungen und Gaslieferwegen 

— Umkehrflüsse 

— koordinierte Abgabe durch Fernleitungsnetzbetreiber 

— Rückgriff auf lang- und kurzfristige Verträge 

— Infrastrukturinvestitionen, einschließlich in Kapazitäten für Lastflüsse in beide Richtungen 

— vertragliche Vereinbarungen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung 

Maßnahmen auf der Nachfrageseite: 

— Rückgriff auf unterbrechbare Verträge 

— Möglichkeiten des Brennstoffwechsels, einschließlich Verwendung von Ersatzbrennstoffen in Industrieanlagen und 
Kraftwerken 

— freiwillige Abschaltung 

— Erhöhung der Effizienz 

— verstärkte Nutzung erneuerbarer Energieträger.
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ANHANG III 

LISTE NICHT MARKTBASIERTER MASSNAHMEN ZUR GEWÄHRLEISTUNG DER SICHEREN 
GASVERSORGUNG 

Bei der Erstellung des Präventions- und des Notfallplans erwägt die zuständige Behörde die Anwendung einer Maßnah­
men, die in der folgenden nicht erschöpfenden Liste enthalten sind, ausschließlich im Notfall: 

Maßnahmen auf der Angebotsseite: 

— Rückgriff auf strategische Gasvorräte; 

— Anordnung der Nutzung der Speicherbestände alternativer Brennstoffe (d. h. gemäß der Richtlinie 2009/119/EG des 
Rates vom 14. September 2009 zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeug­
nissen zu halten ( 1 )); 

— Anordnung der Nutzung von Strom, der nicht mit Gas erzeugt wird; 

— Anordnung der Erhöhung der Produktionsniveaus; 

— Anordnung der Entnahme aus Speicheranlagen; 

Maßnahmen auf der Nachfrageseite: 

— verschiedene Etappen einer verbindlichen Reduzierung der Nachfrage, einschließlich 

— Anordnung des Brennstoffwechsels 

— Anordnung der Nutzung unterbrechbarer Verträge, wo diese nicht als Teil der marktbasierten Maßnahmen einge­
setzt werden 

— Anordnung der Abschaltung von Kunden.
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ANHANG IV 

REGIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Gemäß Artikel 194 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und wie in Artikel 6 der Richtlinie 
2009/73/EG sowie in Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 hervorgehoben wird, reflektiert die regionale 
Zusammenarbeit den Geist der Solidarität und ist zudem eine der Grundlagen dieser Verordnung. Insbesondere für die 
Durchführung der Risikobewertung (Artikel 9), die Erstellung der Präventions- und Notfallpläne (Artikel 4, 5 und 10) 
sowie der Infrastruktur- und Versorgungsstandards (Artikel 6 und 8) und die Bestimmungen bezüglich der Reaktionen auf 
Unions- und regionaler Ebene auf einen Notfall (Artikel 11) ist die regionale Zusammenarbeit erforderlich. 

Die regionale Zusammenarbeit im Rahmen dieser Verordnung baut auf die bestehende regionale Zusammenarbeit zwi­
schen Erdgasunternehmen, Mitgliedstaaten und nationalen Regulierungsbehörden auf, deren Ziel unter anderem die 
Stärkung der Versorgungssicherheit und die Integration des Energiebinnenmarkts ist; hier sind etwa die drei regionalen 
Gasmärkte im Rahmen der Regionalinitiative Erdgas, die Gasplattform, die Hochrangige Gruppe des Verbundplans für den 
baltischen Energiemarkt („Baltic Energy Market Interconnection Plan“) und die Gruppe für Versorgungssicherheit der 
Energiegemeinschaft zu nennen. Aufgrund der besonderen Anforderungen an die Versorgungssicherheit werden jedoch 
wahrscheinlich neue Rahmenregelungen für die Zusammenarbeit gefördert, während bestehende Bereiche der Zusammen­
arbeit angepasst werden müssen, um die größtmögliche Effizienz sicherzustellen. 

Angesichts der zunehmend vernetzten und voneinander abhängigen Märkte und im Hinblick auf die Vollendung des 
Erdgasbinnenmarkts kann beispielsweise und unter anderem eine Zusammenarbeit zwischen den folgenden Mitglied­
staaten, einschließlich zwischen Teilen benachbarter Mitgliedstaaten, deren individuelle und kollektive Erdgasversorgungs­
sicherheit verbessern: 

— Polen und die drei baltischen Staaten (Estland, Lettland und Litauen), 

— die Iberische Halbinsel (Spanien und Portugal) und Frankreich, 

— Irland und das Vereinigte Königreich, 

— Bulgarien, Griechenland und Rumänien, 

— Dänemark und Schweden, 

— Slowenien, Italien, Österreich, Ungarn und Rumänien, 

— Polen und Deutschland, 

— Frankreich, Deutschland, Belgien, Niederlande und Luxemburg, 

— Deutschland, Tschechische Republik und Slowakei, 

— sonstige. 

Die regionale Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten wird gegebenenfalls ausgeweitet und ihre Zusammenarbeit mit 
Nachbarstaaten gestärkt, insbesondere im Fall von Erdgasinseln und vor allem um Verbundsysteme zu verbessern. Die 
Mitgliedstaaten können sich auch an mehreren Kooperationsnetzen beteiligen.

DE L 295/22 Amtsblatt der Europäischen Union 12.11.2010



Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung
(Energiewirtschaftsgesetz - EnWG)

EnWG

Ausfertigungsdatum: 07.07.2005

Vollzitat:

"Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Januar 2017 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 22.12.2016 I 3106

Hinweis: Änderung durch Art. 1 G v. 27.1.2017 I 130 (Nr. 05) textlich nachgewiesen, dokumentarisch noch
nicht abschließend bearbeitet

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie
96/92/EG (ABl. EU Nr. L 176 S. 37), der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie
98/30/EG (ABl. EU Nr. L 176 S. 57), der Richtlinie 2004/67/EG des Rates vom 26. April 2004 über Maßnahmen
zur Gewährleistung der sicheren Erdgasversorgung (ABl. EU Nr. L 127 S. 92) und der Richtlinie 2006/32/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen
und zur Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 114 S. 64).

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 13.7.2005 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. § 17d Abs. 9, § 14, § 17c u. § 118 +++)
(+++ Zur Anwendung d. § 6b vgl. § 26 Abs. 3 KWKG 2016 +++)
(+++ Zur Anwendung d. §§ 21b bis 21h vgl. § 14 Abs. 1 KWKG 2016 +++)
(+++ Zur Anwendung d. § 49 Abs. 2 vgl. § 3 Abs. 4 LSV +++)

Überschrift Fußnote (Text der EG-Umsetzung): IdF d. Art. 1 Buchst. a u. b. G v. 29.8.2008 I 1790 mWv 9.9.2008

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 7.7.2005 I 1970 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates
beschlossen. Es ist gem. Art. 5 Abs. 1 dieses G am 13.7.2005 in Kraft getreten.

(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der
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EGRL 32/2006 (CELEX Nr: 32006L0032)
EGRL 123/2006 (CELEX Nr: 32006L0123) vgl. Art. 2 Nr. 1

G v. 4.11.2010 I 1483 +++)



§ 1 Zweck und Ziele des Gesetzes

(1) Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und
umweltverträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität und Gas, die zunehmend
auf erneuerbaren Energien beruht.

(2) Die Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetze dient den Zielen der Sicherstellung eines
wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizität und Gas und der Sicherung eines
langfristig angelegten leistungsfähigen und zuverlässigen Betriebs von Energieversorgungsnetzen.

(3) Zweck dieses Gesetzes ist ferner die Umsetzung und Durchführung des Europäischen
Gemeinschaftsrechts auf dem Gebiet der leitungsgebundenen Energieversorgung.

(4) Um den Zweck des Absatzes 1 auf dem Gebiet der leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit
mit Elektrizität zu erreichen, verfolgt dieses Gesetz insbesondere die Ziele,

1. die freie Preisbildung für Elektrizität durch wettbewerbliche Marktmechanismen zu stärken,

2. den Ausgleich von Angebot und Nachfrage nach Elektrizität an den Strommärkten jederzeit zu ermöglichen,

3. dass Erzeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und Lasten insbesondere möglichst
umweltverträglich, netzverträglich, effizient und flexibel in dem Umfang eingesetzt werden, der erforderlich
ist, um die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems zu gewährleisten, und

4. den Elektrizitätsbinnenmarkt zu stärken sowie die Zusammenarbeit insbesondere mit den an das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Staaten sowie mit dem Königreich Norwegen und dem
Königreich Schweden zu intensivieren.

§ 2 Aufgaben der Energieversorgungsunternehmen

(1) Energieversorgungsunternehmen sind im Rahmen der Vorschriften dieses Gesetzes zu einer Versorgung im
Sinne des § 1 verpflichtet.

(2) Die Verpflichtungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz
bleiben vorbehaltlich des § 13, auch in Verbindung mit § 14, unberührt.

§ 3 Begriffsbestimmungen§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet

1. Ausgleichsleistungen
Dienstleistungen zur Bereitstellung von Energie, die zur Deckung von Verlusten und für den Ausgleich von
Differenzen zwischen Ein- und Ausspeisung benötigt wird, zu denen insbesondere auch Regelenergie
gehört,

1a Ausspeisekapazität
im Gasbereich das maximale Volumen pro Stunde in Normkubikmeter, das an einem Ausspeisepunkt aus
einem Netz oder Teilnetz insgesamt ausgespeist und gebucht werden kann,

1b Ausspeisepunkt
ein Punkt, an dem Gas aus einem Netz oder Teilnetz eines Netzbetreibers entnommen werden kann,

2. Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die Betreiber von Übertragungs- oder Elektrizitätsverteilernetzen
sind,

3. Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verteilung von Elektrizität wahrnehmen und
verantwortlich sind für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in
einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen,

4. Betreiber von Energieversorgungsnetzen
Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen oder Gasversorgungsnetzen,

5. Betreiber von Fernleitungsnetzen
Betreiber von Netzen, die Grenz- oder Marktgebietsübergangspunkte aufweisen, die insbesondere die
Einbindung großer europäischer Importleitungen in das deutsche Fernleitungsnetz gewährleisten, oder
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbstständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Fernleitung von Erdgas wahrnehmen und
verantwortlich sind für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau eines Netzes,



a) das der Anbindung der inländischen Produktion oder von LNG-Anlagen an das deutsche
Fernleitungsnetz dient, sofern es sich hierbei nicht um ein vorgelagertes Rohrleitungsnetz im Sinne
von Nummer 39 handelt, oder

b) das an Grenz- oder Marktgebietsübergangspunkten Buchungspunkte oder -zonen aufweist, für die
Transportkunden Kapazitäten buchen können,

6. Betreiber von Gasversorgungsnetzen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die Gasversorgungsnetze betreiben,

7. Betreiber von Gasverteilernetzen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verteilung von Gas wahrnehmen und verantwortlich
sind für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem
bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen,

8. Betreiber von LNG-Anlagen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Verflüssigung von Erdgas oder der Einfuhr,
Entladung und Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas wahrnehmen und für den Betrieb einer
LNG-Anlage verantwortlich sind,

9. Betreiber von Speicheranlagen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Speicherung von Erdgas wahrnehmen und für
den Betrieb einer Speicheranlage verantwortlich sind,

10. Betreiber von Übertragungsnetzen
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselbständige Organisationseinheiten eines
Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der Übertragung von Elektrizität wahrnehmen
und die verantwortlich sind für den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des
Übertragungsnetzes in einem bestimmten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu
anderen Netzen,

10a Bilanzkreis
im Elektrizitätsbereich innerhalb einer Regelzone die Zusammenfassung von Einspeise- und
Entnahmestellen, die dem Zweck dient, Abweichungen zwischen Einspeisungen und Entnahmen durch
ihre Durchmischung zu minimieren und die Abwicklung von Handelstransaktionen zu ermöglichen,

10b Bilanzzone
im Gasbereich der Teil eines oder mehrerer Netze, in dem Ein- und Ausspeisepunkte einem bestimmten
Bilanzkreis zugeordnet werden können,

10c Biogas
Biomethan, Gas aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Grubengas sowie Wasserstoff, der durch
Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur Elektrolyse
eingesetzte Strom und das zur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid jeweils
nachweislich weit überwiegend aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG
(ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16) stammen,

11. dezentrale Erzeugungsanlage
eine an das Verteilernetz angeschlossene verbrauchs- und lastnahe Erzeugungsanlage,

12. Direktleitung
eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem einzelnen Kunden verbindet, oder eine
Leitung, die einen Elektrizitätserzeuger und ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen zum Zwecke der
direkten Versorgung mit ihrer eigenen Betriebsstätte, Tochterunternehmen oder Kunden verbindet, oder
eine zusätzlich zum Verbundnetz errichtete Gasleitung zur Versorgung einzelner Kunden,

13. Eigenanlagen
Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität zur Deckung des Eigenbedarfs, die nicht von
Energieversorgungsunternehmen betrieben werden,

13a Einspeisekapazität
im Gasbereich das maximale Volumen pro Stunde in Normkubikmeter, das an einem Einspeisepunkt in
ein Netz oder Teilnetz eines Netzbetreibers insgesamt eingespeist werden kann,

13b Einspeisepunkt
ein Punkt, an dem Gas an einen Netzbetreiber in dessen Netz oder Teilnetz übergeben werden
kann, einschließlich der Übergabe aus Speichern, Gasproduktionsanlagen, Hubs oder Misch- und
Konversionsanlagen,



14. Energie
Elektrizität und Gas, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung verwendet werden,

15. Energieanlagen
Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie, soweit sie nicht lediglich der
Übertragung von Signalen dienen, dies schließt die Verteileranlagen der Letztverbraucher sowie bei der
Gasversorgung auch die letzte Absperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein,

15a Energiederivat
ein in Abschnitt C Nummer 5, 6 oder 7 des Anhangs I der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der
Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. L 145 vom
30.4.2001, S. 1, ABl. L 45 vom 16.2.2005, S. 18) in der jeweils geltenden Fassung genanntes
Finanzinstrument, sofern dieses Instrument auf Elektrizität oder Gas bezogen ist,

15b Energieeffizienzmaßnahmen
Maßnahmen zur Verbesserung des Verhältnisses zwischen Energieaufwand und damit erzieltem Ergebnis
im Bereich von Energieumwandlung, Energietransport und Energienutzung,

16. Energieversorgungsnetze
Elektrizitätsversorgungsnetze und Gasversorgungsnetze über eine oder mehrere Spannungsebenen oder
Druckstufen mit Ausnahme von Kundenanlagen im Sinne der Nummern 24a und 24b,

17. Energieversorgungsnetze der allgemeinen Versorgung
Energieversorgungsnetze, die der Verteilung von Energie an Dritte dienen und von ihrer Dimensionierung
nicht von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzerrichtung feststehender oder
bestimmbarer Letztverbraucher ausgelegt sind, sondern grundsätzlich für die Versorgung jedes
Letztverbrauchers offen stehen,

18. Energieversorgungsunternehmen
natürliche oder juristische Personen, die Energie an andere liefern, ein Energieversorgungsnetz betreiben
oder an einem Energieversorgungsnetz als Eigentümer Verfügungsbefugnis besitzen; der Betrieb einer
Kundenanlage oder einer Kundenanlage zur betrieblichen Eigenversorgung macht den Betreiber nicht zum
Energieversorgungsunternehmen,

18a Energieversorgungsvertrag
ein Vertrag über die Lieferung von Elektrizität oder Gas, mit Ausnahme von Energiederivaten,

18b erneuerbare Energien
Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,

18c Erzeugungsanlage
Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie,

18d europäische Strommärkte
die Strommärkte der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und des Königreichs Norwegen,

19. Fernleitung
der Transport von Erdgas durch ein Hochdruckfernleitungsnetz, mit Ausnahme von vorgelagerten
Rohrleitungsnetzen, um die Versorgung von Kunden zu ermöglichen, jedoch nicht die Versorgung der
Kunden selbst,

19a Gas
Erdgas, Biogas, Flüssiggas im Rahmen der §§ 4 und 49 sowie, wenn sie in ein Gasversorgungsnetz
eingespeist werden, Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch
erzeugtes Methan, das durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschließende
Methanisierung hergestellt worden ist,

19b Gaslieferant
natürliche und juristische Personen, deren Geschäftstätigkeit ganz oder teilweise auf den Vertrieb von
Gas zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern ausgerichtet ist,

20. Gasversorgungsnetze
alle Fernleitungsnetze, Gasverteilernetze, LNG-Anlagen oder Speicheranlagen, die für den Zugang zur
Fernleitung, zur Verteilung und zu LNG-Anlagen erforderlich sind und die einem oder mehreren
Energieversorgungsunternehmen gehören oder von ihm oder von ihnen betrieben werden, einschließlich
Netzpufferung und seiner Anlagen, die zu Hilfsdiensten genutzt werden, und der Anlagen verbundener
Unternehmen, ausgenommen sind solche Netzteile oder Teile von Einrichtungen, die für örtliche
Produktionstätigkeiten verwendet werden,

21. Großhändler



natürliche oder juristische Personen mit Ausnahme von Betreibern von Übertragungs-, Fernleitungs-sowie
Elektrizitäts- und Gasverteilernetzen, die Energie zum Zwecke des Weiterverkaufs innerhalb oder
außerhalb des Netzes, in dem sie ansässig sind, kaufen,

22. Haushaltskunden
Letztverbraucher, die Energie überwiegend für den Eigenverbrauch im Haushalt oder für den einen
Jahresverbrauch von 10 000 Kilowattstunden nicht übersteigenden Eigenverbrauch für berufliche,
landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke kaufen,

23. Hilfsdienste
sämtliche zum Betrieb eines Übertragungs- oder Elektrizitätsverteilernetzes erforderlichen Dienste
oder sämtliche für den Zugang zu und den Betrieb von Fernleitungs- oder Gasverteilernetzen oder
LNG-Anlagen oder Speicheranlagen erforderlichen Dienste, einschließlich Lastausgleichs-und
Mischungsanlagen, jedoch mit Ausnahme von Anlagen, die ausschließlich Betreibern von
Fernleitungsnetzen für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind,

24. Kunden
Großhändler, Letztverbraucher und Unternehmen, die Energie kaufen,

24a. Kundenanlagen
Energieanlagen zur Abgabe von Energie,

a) die sich auf einem räumlich zusammengehörenden Gebiet befinden,

b) mit einem Energieversorgungsnetz oder mit einer Erzeugungsanlage verbunden sind,

c) für die Sicherstellung eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit
Elektrizität und Gas unbedeutend sind und

d) jedermann zum Zwecke der Belieferung der angeschlossenen Letztverbraucher im Wege der
Durchleitung unabhängig von der Wahl des Energielieferanten diskriminierungsfrei und unentgeltlich
zur Verfügung gestellt werden,

24b. Kundenanlagen zur betrieblichen Eigenversorgung
Energieanlagen zur Abgabe von Energie,

a) die sich auf einem räumlich zusammengehörenden Betriebsgebiet befinden,

b) mit einem Energieversorgungsnetz oder mit einer Erzeugungsanlage verbunden sind,

c) fast ausschließlich dem betriebsnotwendigen Transport von Energie innerhalb des eigenen
Unternehmens oder zu verbundenen Unternehmen oder fast ausschließlich dem der Bestimmung des
Betriebs geschuldeten Abtransport in ein Energieversorgungsnetz dienen und

d) jedermann zum Zwecke der Belieferung der an sie angeschlossenen Letztverbraucher im Wege der
Durchleitung unabhängig von der Wahl des Energielieferanten diskriminierungsfrei und unentgeltlich
zur Verfügung gestellt werden,

25. Letztverbraucher
Natürliche oder juristische Personen, die Energie für den eigenen Verbrauch kaufen; auch der
Strombezug der Ladepunkte für Elektromobile steht dem Letztverbrauch im Sinne dieses Gesetzes und
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen gleich,

26. LNG-Anlage
eine Kopfstation zur Verflüssigung von Erdgas oder zur Einfuhr, Entladung und Wiederverdampfung von
verflüssigtem Erdgas; darin eingeschlossen sind Hilfsdienste und die vorübergehende Speicherung, die für
die Wiederverdampfung und die anschließende Einspeisung in das Fernleitungsnetz erforderlich sind,
jedoch nicht die zu Speicherzwecken genutzten Teile von LNG-Kopfstationen,

26a Messstellenbetreiber
ein Netzbetreiber oder ein Dritter, der die Aufgabe des Messstellenbetriebs wahrnimmt,

26b Messstellenbetrieb
der Einbau, der Betrieb und die Wartung von Messeinrichtungen,

26c Messung
die Ab- und Auslesung der Messeinrichtung sowie die Weitergabe der Daten an die Berechtigten,

27. Netzbetreiber
Netz- oder Anlagenbetreiber im Sinne der Nummern 2 bis 7 und 10,

28. Netznutzer
natürliche oder juristische Personen, die Energie in ein Elektrizitäts- oder Gasversorgungsnetz einspeisen
oder daraus beziehen,

29. Netzpufferung



die Speicherung von Gas durch Verdichtung in Fernleitungs- und Verteilernetzen, ausgenommen sind
Einrichtungen, die Betreibern von Fernleitungsnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten
sind,

29a neue Infrastruktur
eine Infrastruktur, die nach dem 12. Juli 2005 in Betrieb genommen worden ist,

29b oberste Unternehmensleitung
Vorstand, Geschäftsführung oder ein Gesellschaftsorgan mit vergleichbaren Aufgaben und Befugnissen,

29c örtliches Verteilernetz
ein Netz, das überwiegend der Belieferung von Letztverbrauchern über örtliche Leitungen, unabhängig
von der Druckstufe oder dem Durchmesser der Leitungen, dient; für die Abgrenzung der örtlichen
Verteilernetze von den vorgelagerten Netzebenen wird auf das Konzessionsgebiet abgestellt, in
dem ein Netz der allgemeinen Versorgung im Sinne des § 18 Abs. 1 und des § 46 Abs. 2 betrieben
wird einschließlich von Leitungen, die ein örtliches Verteilernetz mit einem benachbarten örtlichen
Verteilernetz verbinden,

30. Regelzone
im Bereich der Elektrizitätsversorgung das Netzgebiet, für dessen Primärregelung, Sekundärregelung und
Minutenreserve ein Betreiber von Übertragungsnetzen im Rahmen der Union für die Koordinierung des
Transports elektrischer Energie (UCTE) verantwortlich ist,

31. Speicheranlage
eine einem Gasversorgungsunternehmen gehörende oder von ihm betriebene Anlage zur Speicherung von
Gas, einschließlich des zu Speicherzwecken genutzten Teils von LNG-Anlagen, jedoch mit Ausnahme des
Teils, der für eine Gewinnungstätigkeit genutzt wird, ausgenommen sind auch Einrichtungen, die
ausschließlich Betreibern von Leitungsnetzen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind,

31a Teilnetz
im Gasbereich ein Teil des Transportgebiets eines oder mehrerer Netzbetreiber, in dem ein
Transportkunde gebuchte Kapazitäten an Ein- und Ausspeisepunkten flexibel nutzen kann,

31b Transportkunde
im Gasbereich Großhändler, Gaslieferanten einschließlich der Handelsabteilung eines vertikal
integrierten Unternehmens und Letztverbraucher,

31c Transportnetzbetreiber
jeder Betreiber eines Übertragungs- oder Fernleitungsnetzes,

31d Transportnetz
jedes Übertragungs- oder Fernleitungsnetz,

32. Übertragung
der Transport von Elektrizität über ein Höchstspannungs- und Hochspannungsverbundnetz einschließlich
grenzüberschreitender Verbindungsleitungen zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern oder
Verteilern, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst,

33. Umweltverträglichkeit
dass die Energieversorgung den Erfordernissen eines nachhaltigen, insbesondere rationellen und
sparsamen Umgangs mit Energie genügt, eine schonende und dauerhafte Nutzung von Ressourcen
gewährleistet ist und die Umwelt möglichst wenig belastet wird, der Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung
und erneuerbaren Energien kommt dabei besondere Bedeutung zu,

33a. Unternehmensleitung
die oberste Unternehmensleitung sowie Personen, die mit Leitungsaufgaben für den
Transportnetzbetreiber betraut sind und auf Grund eines Übertragungsaktes, dessen Eintragung im
Handelsregister oder einem vergleichbaren Register eines Mitgliedstaates der Europäischen Union
gesetzlich vorgesehen ist, berechtigt sind, den Transportnetzbetreiber gerichtlich und außergerichtlich zu
vertreten,

34. Verbindungsleitungen
Anlagen, die zur Verbundschaltung von Elektrizitätsnetzen dienen, oder eine Fernleitung, die eine
Grenze zwischen Mitgliedstaaten quert oder überspannt und einzig dem Zweck dient, die nationalen
Fernleitungsnetze dieser Mitgliedstaaten zu verbinden,

35. Verbundnetz
eine Anzahl von Übertragungs- und Elektrizitätsverteilernetzen, die durch eine oder mehrere
Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind, oder eine Anzahl von Gasversorgungsnetzen, die
miteinander verbunden sind,

36. Versorgung
die Erzeugung oder Gewinnung von Energie zur Belieferung von Kunden, der Vertrieb von Energie an
Kunden und der Betrieb eines Energieversorgungsnetzes,



37. Verteilung
der Transport von Elektrizität mit hoher, mittlerer oder niederer Spannung über Elektrizitätsverteilernetze
oder der Transport von Gas über örtliche oder regionale Leitungsnetze, um die Versorgung von Kunden zu
ermöglichen, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst; der Verteilung von Gas dienen auch solche
Netze, die über Grenzkopplungspunkte verfügen, über die ausschließlich ein anderes, nachgelagertes Netz
aufgespeist wird,

38. vertikal integriertes Energieversorgungsunternehmen
ein in der Europäischen Union im Elektrizitäts- oder Gasbereich tätiges Unternehmen oder eine Gruppe
von Elektrizitäts- oder Gasunternehmen, die im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (ABl.
L 24 vom 29.1.2004, S. 1) miteinander verbunden sind, wobei das betreffende Unternehmen oder die
betreffende Gruppe in der Europäischen Union im Elektrizitätsbereich mindestens eine der Funktionen
Übertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung oder Vertrieb von
Elektrizität oder im Erdgasbereich mindestens eine der Funktionen Fernleitung, Verteilung, Betrieb einer
LNG-Anlage oder Speicherung und gleichzeitig eine der Funktionen Gewinnung oder Vertrieb von Erdgas
wahrnimmt,

39. vorgelagertes Rohrleitungsnetz
Rohrleitungen oder ein Netz von Rohrleitungen, deren Betrieb oder Bau Teil eines Öl- oder
Gasgewinnungsvorhabens ist oder die dazu verwendet werden, Erdgas von einer oder mehreren solcher
Anlagen zu einer Aufbereitungsanlage, zu einem Terminal oder zu einem an der Küste gelegenen
Endanlandeterminal zu leiten, mit Ausnahme solcher Netzteile oder Teile von Einrichtungen, die für
örtliche Produktionstätigkeiten verwendet werden,

40. Winterhalbjahr
der Zeitraum vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 31. März des Folgejahres.

§ 13a Anpassungen von Einspeisungen und ihre Vergütung

(1) Für die Durchführung von Maßnahmen nach § 13 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 sind Betreiber von
Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung von elektrischer Energie mit einer Nennleistung ab 10 Megawatt
verpflichtet, auf Anforderung durch die Betreiber von Übertragungsnetzen und erforderlichenfalls in Abstimmung
mit dem Betreiber desjenigen Netzes, in das die Anlage eingebunden ist, gegen eine angemessene Vergütung
die Wirkleistungs- oderBlindleistungseinspeisung oderden Wirkleistungsbezug anzupassen. Eine Anpassung
umfasst auch die Anforderung einer Einspeisung oder eines Bezugs aus Anlagen, die

1. derzeit nicht einspeisen oder beziehen und erforderlichenfalls erst betriebsbereit gemacht werden müssen
oder

2. zur Erfüllung der Anforderung einer Einspeisung oder eines Bezugs eine geplante Revision verschieben
müssen.

(2) Die Vergütung für eine nach Absatz 1 Satz 1 angeforderte Anpassung ist angemessen, wenn sie den
Betreiber der Anlage wirtschaftlich weder besser noch schlechter stellt, als er ohne die Maßnahme stünde. Eine
angemessene Vergütung nach Absatz 1 Satz 1 umfasst folgende Bestandteile, wenn und soweit diese durch
die jeweilige Anpassung der Wirkleistungs- oder Blindleistungseinspeisung oder des Wirkleistungsbezugs auf
Anforderung des Betreibers eines Übertragungsnetzes verursacht worden sind:

1. die notwendigen Auslagen für die tatsächlichen Anpassungen der Einspeisung (Erzeugungsauslagen) oder
des Bezugs,

2. den Werteverbrauch der Anlage für die tatsächlichen Anpassungen der Einspeisung oder des Bezugs
(anteiligen Werteverbrauch),

3. die nachgewiesenen entgangenen Erlösmöglichkeiten, wenn und soweit diese die Summe der nach den
Nummern 1 und 2 zu erstattenden Kosten übersteigen, und

4. die notwendigen Auslagen für die Herstellung der Betriebsbereitschaft nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder
die Verschiebung einer geplanten Revision nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2.

Ersparte Aufwendungen erstattet der Anlagenbetreiber an den zuständigen Betreiber eines Übertragungsnetzes.

(3) Grundlage für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 sind die
handelsrechtlichen Restwerte und handelsrechtlichen Restnutzungsdauern in Jahren; für die Bestimmung des
anteiligen Werteverbrauchs für die Anlage oder Anlagenteile ist als Schlüssel das Verhältnis aus den
anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 und den für die Anlage bei
der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden zugrunde zu legen.

(4) Weitergehende Kosten, die dem Anlagenbetreiber auch ohne die Anforderung nach Absatz 1 Satz 1
entstehen, insbesondere Betriebsbereitschaftsauslagen und eine Verzinsung des gebundenen Kapitals, werden



nicht erstattet.

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind ab dem 1. Januar 2013 anzuwenden, wobei sie in dem Zeitraum vom 1. Januar
2013 bis zum 30. April 2015 nur anzuwenden sind, wenn und soweit die Betreiber von Erzeugungsanlagen
dadurch nicht schlechter stehen, als sie durch die tatsächlich von den Betreibern von Übertragungsnetzen in
diesem Zeitraum gezahlte jeweilige Vergütung stünden.

§ 13c Vergütung bei geplanten Stilllegungen von Anlagen

(1) Fordert der Betreiber eines Übertragungsnetzes den Betreiber einer Anlage, die andernfalls auf Grund
einer vorläufigen Stilllegung im erforderlichen Zeitraum nicht anfahrbereit wäre, nach § 13b Absatz 4 dazu auf,
die Betriebsbereitschaft der Anlage für Anpassungen der Einspeisung weiter vorzuhalten oder
wiederherzustellen, kann der Betreiber als angemessene Vergütung geltend machen:

1. die für die Vorhaltung und die Herstellung der Betriebsbereitschaft notwendigen Auslagen
(Betriebsbereitschaftsauslagen); im Rahmen der Betriebsbereitschaftsauslagen

a) werden die einmaligen Kosten für die Herstellung der Betriebsbereitschaft der Anlage berücksichtigt;
Kosten in diesem Sinn sind auch die Kosten erforderlicher immissionsschutzrechtlicher Prüfungen sowie
die Kosten der Reparatur außergewöhnlicher Schäden, und

b) wird ein Leistungspreis für die Bereithaltung der betreffenden Anlage gewährt; hierbei werden die
Kosten berücksichtigt, die dem Betreiber zusätzlich und fortlaufend auf Grund der Vorhaltung der
Anlage für die Netzreserve nach § 13d entstehen; der Leistungspreis kann als pauschalierter Betrag
(Euro je Megawatt) zu Vertragsbeginn auf Grundlage von jeweils ermittelten Erfahrungswerten der
Anlage festgelegt werden; die Bundesnetzagentur kann die der Anlage zurechenbaren Gemeinkosten
eines Betreibers bis zu einer Höhe von 5 Prozent der übrigen Kosten dieser Nummer pauschal
anerkennen; der Nachweis höherer Gemeinkosten durch den Betreiber ist möglich;

2. die Erzeugungsauslagen und

3. den anteiligen Werteverbrauch.

Betriebsbereitschaftsauslagen nach Satz 1 Nummer 1 sind zu erstatten, wenn und soweit diese ab dem
Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz der Anlage durch den Betreiber eines Übertragungsnetzes
anfallen und der Vorhaltung und dem Einsatz als Netzreserve im Sinne von § 13d Absatz 1 Satz 1 zu dienen
bestimmt sind. Grundlage für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs nach Satz 1 Nummer 3 sind
die handelsrechtlichen Restwerte und handelsrechtlichen Restnutzungsdauern in Jahren; für die Bestimmung
des anteiligen Werteverbrauchs für die Anlage oder Anlagenteile ist als Schlüssel das Verhältnis aus den
anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von Maßnahmen nach § 13a Absatz 1 Satz 2 und den für die Anlage
bei der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden zugrunde zu legen. Im Rahmen
der Erzeugungsauslagen wird ein Arbeitspreis in Form der notwendigen Auslagen für eine Einspeisung der Anlage
gewährt.

(2) Nimmt der Betreiber der Anlage im Sinn von § 13b Absatz 4 Satz 1 den Betreiber des Übertragungsnetzes
auf Zahlung der Betriebsbereitschaftsauslagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Anspruch, darf ab diesem
Zeitpunkt die Anlage für die Dauer der Ausweisung der Anlage als systemrelevant durch den Betreiber
eines Übertragungsnetzes ausschließlich nach Maßgabe der von den Betreibern von Übertragungsnetzen
angeforderten Systemsicherheitsmaßnahmen betrieben werden. Wird die Anlage nach Ablauf der Dauer der
Ausweisung als systemrelevant wieder eigenständig an den Strommärkten eingesetzt, ist der Restwert der
investiven Vorteile, die der Betreiber der Anlage erhalten hat, zu erstatten. Maßgeblich ist der Restwert zu dem
Zeitpunkt, ab dem die Anlage wieder eigenständig an den Strommärkten eingesetzt wird.

(3) Der Betreiber einer Anlage, deren endgültige Stilllegung nach § 13b Absatz 5 Satz 1 verboten ist, kann als
angemessene Vergütung für die Verpflichtung nach § 13b Absatz 5 Satz 11 von dem jeweiligen Betreiber eines
Übertragungsnetzes geltend machen:

1. die Kosten für erforderliche Erhaltungsmaßnahmen nach § 13b Absatz 5 Satz 11 (Erhaltungsauslagen),

2. die Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinn von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2,

3. Erzeugungsauslagen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 4 und

4. Opportunitätskosten in Form einer angemessenen Verzinsung für bestehende Anlagen, wenn und soweit
eine verlängerte Kapitalbindung in Form von Grundstücken und weiterverwertbaren technischen Anlagen
oder Anlagenteilen auf Grund der Verpflichtung für die Netzreserve besteht.

Erhaltungs- und Betriebsbereitschaftsauslagen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind zu erstatten, wenn und soweit
diese ab dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz durch den Betreiber eines Übertragungsnetzes nach
§ 13b Absatz 5 anfallen und der Vorhaltung und dem Einsatz als Netzreserve zu dienen bestimmt sind. Der
Werteverbrauch der weiterverwertbaren technischen Anlagen oder der Anlagenteile ist nur erstattungsfähig,
wenn und soweit die technischen Anlagen in der Netzreserve tatsächlich eingesetzt werden; für die Bestimmung



des anteiligen Werteverbrauchs ist Absatz 1 Satz 3 anzuwenden. Weitergehende Kosten, insbesondere Kosten,
die auch im Fall einer endgültigen Stilllegung angefallen wären, sind nicht erstattungsfähig.

(4) Nimmt der Betreiber der Anlage, deren endgültige Stilllegung nach § 13b Absatz 5 Satz 1 verboten ist, den
Betreiber des Übertragungsnetzes auf Zahlung der Erhaltungsauslagen oder der Betriebsbereitschaftsauslagen
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie Satz 2 in Anspruch, darf die Anlage bis zu ihrer endgültigen
Stilllegung ausschließlich nach Maßgabe der von den Betreibern von Übertragungsnetzen angeforderten
Systemsicherheitsmaßnahmen betrieben werden. Wird die Anlage endgültig stillgelegt, so ist der Restwert
der investiven Vorteile bei wiederverwertbaren Anlagenteilen, die der Betreiber der Anlage im Rahmen der
Erhaltungsauslagen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und der Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinne von Absatz
1 Satz 1 Nummer 1 erhalten hat, zu erstatten. Maßgeblich ist der Restwert zu dem Zeitpunkt, ab dem die Anlage
nicht mehr als Netzreserve vorgehalten wird. Der Umfang der Vergütung nach Absatz 3 wird in den jeweiligen
Verträgen zwischen den Betreibern der Anlagen und den Betreibern der Übertragungsnetze auf Grundlage der
Kostenstruktur der jeweiligen Anlage nach Abstimmung mit der Bundesnetzagentur festgelegt.

(5) Die durch die Absätze 1 bis 4 entstehenden Kosten der Betreiber von Übertragungsnetzen werden
durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer freiwilligen Selbstverpflichtung der Betreiber von
Übertragungsnetzen nach § 11 Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer 4 der Anreizregulierungsverordnung
in der jeweils geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach Maßgabe der hierfür geltenden Vorgaben
anerkannt.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für die stillzulegenden Anlagen nach § 13g.

§ 13f Systemrelevante Gaskraftwerke

(1) Betreiber von Übertragungsnetzen können eine Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie aus Gas mit
einer Nennleistung ab 50 Megawatt ganz oder teilweise als systemrelevantes Gaskraftwerk ausweisen,
soweit eine Einschränkung der Gasversorgung dieser Anlage mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht
unerheblichen Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems
führt. Die Ausweisung erfolgt in dem Umfang und für den Zeitraum, der erforderlich ist, um die Gefährdung oder
Störung abzuwenden. Sie soll eine Dauer von 24 Monaten nicht überschreiten, es sei denn, die Systemrelevanz
der Anlage wird durch eine Systemanalyse des regelzonenverantwortlichen Betreibers eines Übertragungsnetzes
für einen längeren Zeitraum nachgewiesen und von der Bundesnetzagentur bestätigt. Die Ausweisung bedarf der
Genehmigung der Bundesnetzagentur. Der Betreiber des Übertragungsnetzes hat den Antrag auf Genehmigung
unverzüglich nach der Ausweisung bei der Bundesnetzagentur zu stellen und zu begründen. Er hat dem
Anlagenbetreiber unverzüglich eine Kopie von Antrag und Begründung zu übermitteln. Die Bundesnetzagentur
hat den Antrag zu genehmigen, wenn die Anlage systemrelevant im Sinne der Sätze 1 und 2 ist. § 13b Absatz
5 Satz 5 bis 7 ist entsprechend anzuwenden. Der Betreiber des Übertragungsnetzes hat die Ausweisung
einessystemrelevantenGaskraftwerksnachGenehmigungdurchdieBundesnetzagenturunverzüglich
dem Betreiber der Anlage, den betroffenen Betreibern von Gasversorgungsnetzen sowie dem Betreiber des
Elektrizitätsversorgungsnetzes, an das die Anlage angeschlossen ist, mitzuteilen und zu begründen. Die
Betreiber von Übertragungsnetzen haben eine Liste mit den systemrelevanten Kraftwerken aufzustellen,
diese Liste, falls erforderlich, zu aktualisieren und der Bundesnetzagentur unverzüglich vorzulegen.

(2) Soweit die Ausweisung einer Anlage genehmigt worden ist, sind Betreiber der Erzeugungsanlagen
verpflichtet, soweit technisch und rechtlich möglich sowie wirtschaftlich zumutbar, eine Absicherung der Leistung
im erforderlichen Umfang durch Inanspruchnahme der vorhandenen Möglichkeiten für einen Brennstoffwechsel
vorzunehmen. Fallen bei dem Betreiber der Erzeugungsanlage in diesem Zusammenhang Mehrkosten für einen
Brennstoffwechsel an, sind diese durch den jeweiligen Betreiber eines Übertragungsnetzes zu erstatten. Soweit
ein Brennstoffwechsel nicht möglich ist, ist dies gegenüber der Bundesnetzagentur zu begründen und kurzfristig
dazulegen, mit welchen anderen Optimierungs- oder Ausbaumaßnahmen der Kapazitätsbedarf befriedigt werden
kann. Die durch den Brennstoffwechsel oder andere Optimierungs- oder Ausbaumaßnahmen entstehenden
Kosten des Betreibers von Übertragungsnetzen werden durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer
freiwilligen Selbstverpflichtung der Betreiber von Übertragungsnetzen nach § 11 Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz
1 Nummer 4 der Anreizregulierungsverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung als verfahrensregulierte
Kosten nach Maßgabe der hierfür geltenden Vorgaben anerkannt.

§ 14b Steuerung von vertraglichen Abschaltvereinbarungen, Verordnungsermächtigung

Soweit und solange es der Vermeidung von Engpässen im vorgelagerten Netz dient, können Betreiber
von Gasverteilernetzen an Ausspeisepunkten von Letztverbrauchern, mit denen eine vertragliche
Abschaltvereinbarung zum Zweck der Netzentlastung vereinbart ist, ein reduziertes Netzentgelt berechnen.
Das reduzierte Netzentgelt muss die Wahrscheinlichkeit der Abschaltung angemessen widerspiegeln. Die
Betreiber von Gasverteilernetzen haben sicherzustellen, dass die Möglichkeit von Abschaltvereinbarungen
zwischen Netzbetreiber und Letztverbraucher allen Letztverbrauchern diskriminierungsfrei angeboten wird. Die
grundsätzliche Pflicht der Betreiber von Gasverteilernetzen, vorrangig nicht unterbrechbare Verträge anzubieten
und hierfür feste Bestellleistungen nachzufragen, bleibt hiervon unberührt. Die Bundesregierung wird ermächtigt,



durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur näheren Konkretisierung der
Verpflichtung für Betreiber von Gasverteilernetzen und zur Regelung näherer Vorgaben für die vertragliche
Gestaltung der Abschaltvereinbarung Bestimmungen zu treffen

1. über Kriterien, für Kapazitätsengpässe in Netzen, die eine Anpassung der Gasausspeisungen zur sicheren
und zuverlässigen Gasversorgung durch Anwendung der Abschaltvereinbarung erforderlich macht,

2. über Kriterien für eine Unterversorgung der Netze, die eine Anpassung der Gasausspeisungen zur sicheren
und zuverlässigen Gasversorgung durch Anwendung der Abschaltvereinbarung erforderlich macht und

3. für die Bemessung des reduzierten Netzentgelts.

§ 15 Aufgaben der Betreiber von Fernleitungsnetzen

(1) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben den Gastransport durch ihr Netz unter Berücksichtigung der
Verbindungen mit anderen Netzen zu regeln und mit der Bereitstellung und dem Betrieb ihrer Fernleitungsnetze
im nationalen und internationalen Verbund zu einem sicheren und zuverlässigen Gasversorgungssystem in ihrem
Netz und damit zu einer sicheren Energieversorgung beizutragen.

(2) Um zu gewährleisten, dass der Transport und die Speicherung von Erdgas in einer mit dem sicheren
und effizienten Betrieb des Verbundnetzes zu vereinbarenden Weise erfolgen kann, haben Betreiber von
Fernleitungsnetzen, Speicher- oder LNG-Anlagen jedem anderen Betreiber eines Gasversorgungsnetzes, mit
demdieeigenenFernleitungsnetzeoderAnlagentechnischverbundensind,dienotwendigen Informationen
bereitzustellen. Betreiber von Übertragungsnetzen sind verpflichtet, Betreibern von Fernleitungsnetzen
unverzüglich die Informationen einschließlich etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bereitzustellen, die
notwendigsind,damitdieFernleitungsnetzesicherundzuverlässigbetrieben,gewartetundausgebautwerden
können.DieBetreiber von Fernleitungsnetzen haben sicherzustellen, ihnennach Satz2 zurKenntnis gelangte
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ausschließlich so zu den dort genannten Zwecken zu nutzen, dass deren
unbefugte Offenbarung ausgeschlossen ist.

(3) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben dauerhaft die Fähigkeit ihrer Netze sicherzustellen, die
Nachfrage nach Transportdienstleistungen für Gas zu befriedigen und insbesondere durch entsprechende
Transportkapazität und Zuverlässigkeit der Netze zur Versorgungssicherheit beizutragen.

§ 15a Netzentwicklungsplan der Fernleitungsnetzbetreiber

(1) Die Betreiber von Fernleitungsnetzen haben in jedem geraden Kalenderjahr einen gemeinsamen nationalen
Netzentwicklungsplan zu erstellen und der Regulierungsbehörde unverzüglich vorzulegen, erstmals zum 1. April
2016. Dieser muss alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, Verstärkung und zum
bedarfsgerechten Ausbau des Netzes und zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit enthalten, die in den
nächsten zehn Jahren netztechnisch für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind.
Insbesondere ist in den Netzentwicklungsplan aufzunehmen, welche Netzausbaumaßnahmen in den nächsten drei
Jahren durchgeführt werden müssen, und ein Zeitplan für die Durchführung aller Netzausbaumaßnahmen. Bei der
Erarbeitung des Netzentwicklungsplans legen die Betreiber von Fernleitungsnetzen angemessene Annahmen über
die Entwicklung der Gewinnung, der Versorgung, des Verbrauchs von Gas und seinem Austausch mit anderen
Ländern zugrunde und berücksichtigen geplante Investitionsvorhaben in die regionale und gemeinschaftsweite
Netzinfrastruktur sowie in Bezug auf Speicheranlagen und LNG-Wiederverdampfungsanlagen sowie die
Auswirkungen denkbarer Störungen der Versorgung (Szenariorahmen). Der Netzentwicklungsplan berücksichtigt
den gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan nach Artikel 8 Absatz 3b der Verordnung (EG) Nr. 715/2009. Die
Betreiber von Fernleitungsnetzen veröffentlichen den Szenariorahmen und geben der Öffentlichkeit und den
nachgelagerten Netzbetreibern Gelegenheit zur Äußerung, sie legen den Entwurf des Szenariorahmens der
Regulierungsbehörde vor. Die Regulierungsbehörde bestätigt den Szenariorahmen unter Berücksichtigung der
Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung.

(2) Betreiber von Fernleitungsnetzen haben der Öffentlichkeit und den nachgelagerten Netzbetreibern vor der
Vorlage des Entwurfs des Netzentwicklungsplans bei der Regulierungsbehörde Gelegenheit zur Äußerung zu
geben. Hierzu stellen die Betreiber von Fernleitungsnetzen die erforderlichen Informationen auf ihrer
Internetseite zur Verfügung. Betreiber von Fernleitungsnetzen nutzen bei der Erarbeitung des
Netzentwicklungsplans eine geeignete und allgemein nachvollziehbare Modellierung der deutschen
Fernleitungsnetze. Dem Netzentwicklungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die Art und
Weise, wie die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung in dem Netzentwicklungsplan berücksichtigt wurden und
aus welchen Gründen der Netzentwicklungsplan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden
anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Der aktuelle Netzentwicklungsplan muss den Stand der
Umsetzung des vorhergehenden Netzentwicklungsplans enthalten. Haben sich Maßnahmen verzögert, sind die
Gründe der Verzögerung anzugeben.

(3) Die Regulierungsbehörde hört zum Entwurf des Netzentwicklungsplans alle tatsächlichen und potenziellen



Netznutzer an und veröffentlicht das Ergebnis. Personen und Unternehmen, die den Status potenzieller
Netznutzer beanspruchen, müssen diesen Anspruch darlegen. Die Regulierungsbehörde ist befugt, von den
Betreibern von Fernleitungsnetzen sämtliche Daten zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, die zur Prüfung
erforderlich sind, ob der Netzentwicklungsplan den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 und 5 sowie nach Absatz
2 entspricht. Bestehen Zweifel, ob der Netzentwicklungsplan mit dem gemeinschaftsweit geltenden
Netzentwicklungsplan in Einklang steht, konsultiert die Regulierungsbehörde die Agentur für die Zusammenarbeit
der Energieregulierungsbehörden. Die Regulierungsbehörde kann innerhalb von drei Monaten nach
Veröffentlichung des Konsultationsergebnisses von den Betreibern von Fernleitungsnetzen Änderungen des
Netzentwicklungsplans verlangen, diese sind von den Betreibern von Fernleitungsnetzen innerhalb von drei
Monaten umzusetzen. Die Regulierungsbehörde kann bestimmen, welcher Betreiber von Fernleitungsnetzen für
die Durchführung einer Maßnahme aus dem Netzentwicklungsplan verantwortlich ist. Verlangt die
Regulierungsbehörde keine Änderungen innerhalb der Frist nach Satz 3 und 4, ist der Netzentwicklungsplan für
die Betreiber von Fernleitungsnetzen verbindlich.

(4) Betreiber von Gasverteilernetzen sind verpflichtet, mit den Betreibern von Fernleitungsnetzen in dem
Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich ist, um eine sachgerechte Erstellung der Netzentwicklungspläne
zu gewährleisten; sie sind insbesondere verpflichtet, den Betreibern von Fernleitungsnetzen für die Erstellung
des Netzentwicklungsplans erforderliche Informationen unverzüglich zur Verfügung zu stellen.

(5) Die Regulierungsbehörde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zu Inhalt und Verfahren des
Netzentwicklungsplans sowie zur Ausgestaltung der von den Fernleitungsnetzbetreibern durchzuführenden
Konsultationsverfahren nähere Bestimmungen treffen.

(6) Nach der erstmaligen Durchführung des Verfahrens nach Absatz 1 und 2 kann sich die
Öffentlichkeitsbeteiligung auf Änderungen gegenüber dem zuletzt bestätigten Szenariorahmen oder dem zuletzt
veröffentlichten Netzentwicklungsplan beschränken. Ein vollständiges Verfahren muss mindestens alle vier Jahre
durchgeführt werden.

§ 16 Systemverantwortung der Betreiber von Fernleitungsnetzen

(1) Sofern die Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems in dem jeweiligen Netz gefährdet
oder gestört ist, sind Betreiber von Fernleitungsnetzen berechtigt und verpflichtet, die Gefährdung oder Störung
durch

1. netzbezogeneMaßnahmen und

2. marktbezogene Maßnahmen, wie insbesondere den Einsatz von Ausgleichsleistungen, vertragliche
Regelungen über eine Abschaltung und den Einsatz von Speichern,

zu beseitigen.

(2) Lässt sich eine Gefährdung oder Störung durch Maßnahmen nach Absatz 1 nicht oder nicht rechtzeitig
beseitigen, so sind Betreiber von Fernleitungsnetzen im Rahmen der Zusammenarbeit nach § 15 Abs. 1
berechtigt und verpflichtet, sämtliche Gaseinspeisungen, Gastransporte und Gasausspeisungen in ihren Netzen
den Erfordernissen eines sicheren und zuverlässigen Betriebs der Netze anzupassen oder diese Anpassung
zu verlangen. Bei einer erforderlichen Anpassung von Gaseinspeisungen und Gasausspeisungen sind die
betroffenen Betreiber von anderen Fernleitungs- und Gasverteilernetzen und Gashändler soweit möglich vorab
zu informieren.

(2a) Bei Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 sind Auswirkungen auf die Sicherheit und Zuverlässigkeit des
Elektrizitätsversorgungssystems auf Grundlage der von den Betreibern von Übertragungsnetzen nach § 15
Absatz2bereitzustellenden Informationenangemessenzuberücksichtigen.DerGasbezugeinerAnlage,die
als systemrelevantes Gaskraftwerk nach § 13f ausgewiesen ist, darf durch eine Maßnahme nach Absatz 1 nicht
eingeschränkt werden, soweit der Betreiber des betroffenen Übertragungsnetzes die weitere Gasversorgung der
Anlage gegenüber dem Betreiber des Fernleitungsnetzes anweist. Der Gasbezug einer solchen Anlage darf
durch eine Maßnahme nach Absatz 2 nur nachrangig eingeschränkt werden, soweit der Betreiber des betroffenen
Übertragungsnetzes die weitere Gasversorgung der Anlage gegenüber dem Betreiber des Fernleitungsnetzes
anweist. Eine Anweisung der nachrangigen Einschränkbarkeit systemrelevanter Gaskraftwerke nach Satz 3
ist nurzulässig, wennderBetreiberdesbetroffenen Übertragungsnetzes zuvor alle verfügbarennetz- und
marktbezogenen Maßnahmen nach § 13 Absatz 1 ausgeschöpft hat und eine Abwägung der Folgen weiterer
Anpassungen von Stromeinspeisungen und Stromabnahmen im Rahmen von Maßnahmen nach § 13 Absatz 2 mit
den Folgen weiterer Anpassungen von Gaseinspeisungen und Gasausspeisungen im Rahmen von Maßnahmen
nach Absatz 2 eine entsprechende Anweisung angemessen erscheinen lassen.

(3) Im Falle einer Anpassung nach Absatz 2 ruhen bis zur Beseitigung der Gefährdung oder Störung alle hiervon
jeweils betroffenen Leistungspflichten. Satz 1 führt nicht zu einer Aussetzung der Abrechnung der Bilanzkreise
durch den Marktgebietsverantwortlichen. Soweit bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 2 und 2a
Maßnahmen getroffen werden, ist insoweit die Haftung für Vermögensschäden ausgeschlossen. Im Übrigen bleibt



§ 11 Absatz 3 unberührt.

(4) Über die Gründe von durchgeführten Anpassungen und Maßnahmen sind die hiervon unmittelbar
Betroffenen und die Regulierungsbehörde unverzüglich zu informieren. Auf Verlangen sind die vorgetragenen
Gründe zu belegen.

(5) Zur Vermeidung schwerwiegender Versorgungsstörungen haben Betreiber von Fernleitungsnetzen
jährlich eine Schwachstellenanalyse zu erarbeiten und auf dieser Grundlage notwendige Maßnahmen zu
treffen. Über das Ergebnis der Schwachstellenanalyse und die Maßnahmen hat der Betreiber von
Fernleitungsnetzen der Regulierungsbehörde auf Anforderung zu berichten.

§ 16a Aufgaben der Betreiber von Gasverteilernetzen

Die §§ 15 und 16 Abs. 1 bis 4 gelten für Betreiber von Gasverteilernetzen im Rahmen ihrer Verteilungsaufgaben
entsprechend, soweit sie für die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Gasversorgung in ihrem Netz verantwortlich
sind. § 16 Abs. 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Betreiber von Gasverteilernetzen nur auf
Anforderung der Regulierungsbehörde eine Schwachstellenanalyse zu erstellen und über das Ergebnis zu
berichten haben.

§ 19a Umstellung der Gasqualität; Verordnungsermächtigung

(1) Stellt der Betreiber eines Gasversorgungsnetzes die in seinem Netz einzuhaltende Gasqualität auf
Grund eines von einem oder mehreren Fernleitungsnetzbetreibern veranlassten und netztechnisch
erforderlichen Umstellungsprozesses dauerhaft von L-Gas auf H-Gas um, hat er die notwendigen
technischen Anpassungen der Netzanschlüsse, Kundenanlagen und Verbrauchsgeräte auf eigene Kosten
vorzunehmen. Diese Kosten werden bis einschließlich 31. Dezember 2016 auf alle Gasversorgungsnetze
innerhalb des Marktgebiets umgelegt, in dem das Gasversorgungsnetz liegt. Ab dem 1. Januar 2017 sind
diese Kosten bundesweit auf
alle Gasversorgungsnetze unabhängig vom Marktgebiet umzulegen. Die näheren Modalitäten der Berechnung
sind der Kooperationsvereinbarung nach § 20 Absatz 1b und § 8 Absatz 6 der Gasnetzzugangsverordnung
vorbehalten. Betreiber von Gasversorgungsnetzen haben den jeweiligen technischen Umstellungstermin zwei
Jahre vorher auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen und die betroffenen Anschlussnehmer entsprechend
schriftlich zu informieren; hierbei ist jeweils auch auf den Kostenerstattungsanspruch nach Absatz 3 hinzuweisen.

(2) Der Netzbetreiber teilt der zuständigen Regulierungsbehörde jährlich bis zum 31. August mit, welche
notwendigen Kosten ihm im vorherigen Kalenderjahr durch die Umstellung entstanden sind und welche
notwendigen Kosten ihm im folgenden Kalenderjahr planmäßig entstehen werden. Die Regulierungsbehörde
kann Entscheidungen durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 darüber treffen, in welchem Umfang technische
Anpassungen der Netzanschlüsse, Kundenanlagen und Verbrauchsgeräte notwendig im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 sind. Daneben ist die Regulierungsbehörde befugt, gegenüber einem Netzbetreiber festzustellen, dass
bestimmte Kosten nicht notwendig waren. Der Netzbetreiber hat den erforderlichen Nachweis über die
Notwendigkeit zu führen. Kosten, deren fehlende Notwendigkeit die Regulierungsbehörde festgestellt hat, dürfen
nicht umgelegt werden.

(3) Installiert der Eigentümer einer Kundenanlage oder eines Verbrauchsgeräts mit ordnungsgemäßem
Verwendungsnachweis auf Grund des Umstellungsprozesses nach Absatz 1 ein Neugerät, welches im
Rahmen der Umstellung nicht mehr angepasst werden muss, so hat der Eigentümer gegenüber dem
Netzbetreiber, an dessen Netz die Kundenanlage oder das Verbrauchsgerät angeschlossen ist, einen
Kostenerstattungsanspruch. Dieser Erstattungsanspruch entsteht nur dann, wenn die Installation nach dem
Zeitpunkt der Veröffentlichung gemäß Absatz 1 Satz 5 und vor der Anpassung des Verbrauchsgeräts auf die
neue Gasqualität im jeweiligen Netzgebiet erfolgt. Der Erstattungsanspruch beträgt 100 Euro für jedes Neugerät.
Der Eigentümer hat gegenüber dem Netzbetreiber die ordnungsgemäße Verwendung des Altgeräts und die
Anschaffung des Neugeräts nachzuweisen. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden. Das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung das Nähere zu darüber hinausgehenden
Kostenerstattungsansprüchen für technisch nicht anpassbare Kundenanlagen oder Verbrauchsgeräte zu regeln.
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann die Ermächtigung nach Satz 6 durch Rechtsverordnung
unter Sicherstellung der Einvernehmensregelung auf die Bundesnetzagentur übertragen. Die Pflichten nach §
9 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), die
zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 24. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1789) geändert worden ist, bleiben
unberührt.

(4) Anschlussnehmer oder -nutzer haben dem Beauftragten oder Mitarbeiter des Netzbetreibers den Zutritt
zu ihrem Grundstück und zu ihren Räumen zu gestatten, soweit dies für die nach Absatz 1 durchzuführenden
Handlungen erforderlich ist. Die Anschlussnehmer und -nutzer sind vom Netzbetreiber vorab zu benachrichtigen.
Die Benachrichtigung kann durch schriftliche Mitteilung an die jeweiligen Anschlussnehmer oder -nutzer



oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens drei Wochen vor dem
Betretungstermin erfolgen; mindestens ein kostenfreier Ersatztermin ist anzubieten. Der Beauftragte oder
Mitarbeiter des Netzbetreibers muss sich entsprechend ausweisen. Die Anschlussnehmer und -nutzer haben
dafür Sorge zu tragen, dass die Netzanschlüsse, Kundenanlagen und Verbrauchsgeräte während der
durchzuführenden Handlungen zugänglich sind. Soweit und solange Netzanschlüsse, Kundenanlagen oder
Verbrauchsgeräte zum Zeitpunkt der Umstellung aus Gründen, die der Anschlussnehmer oder -nutzer zu
vertreten hat, nicht angepasst werden können, ist der Betreiber des Gasversorgungsnetzes berechtigt, den
Netzanschluss und die Anschlussnutzungzu verweigern. Hinsichtlich derAufhebung derUnterbrechung des
Anschlusses und der Anschlussnutzung ist § 24 Absatz 5 der Niederdruckanschlussverordnung entsprechend
anzuwenden.Das GrundrechtderUnverletzlichkeit derWohnung (Artikel 13des Grundgesetzes) wirddurchSatz
1 eingeschränkt.

§ 49 Anforderungen an Energieanlagen

(1) Energieanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dabei
sind vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten.

(2) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, wenn bei Anlagen
zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von

1. Elektrizität die technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V.,

2. Gas die technischen Regeln der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V.

eingehalten worden sind. Die Bundesnetzagentur kann zu Grundsätzen und Verfahren der Einführung
technischer Sicherheitsregeln, insbesondere zum zeitlichen Ablauf, im Verfahren nach § 29 Absatz 1 nähere
Bestimmungen treffen, soweit die technischen Sicherheitsregeln den Betrieb von Energieversorgungsnetzen
betreffen. Dabei hat die Bundesnetzagentur die Grundsätze des DIN Deutsches Institut für Normung e. V. zu
berücksichtigen.

(3) Bei Anlagen oder Bestandteilen von Anlagen, die nach den in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum geltenden
Regelungen oder Anforderungen rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht wurden und die gleiche
Sicherheit gewährleisten, ist davon auszugehen, dass die Anforderungen nach Absatz 1 an die Beschaffenheit der
Anlagen erfüllt sind. In begründeten Einzelfällen ist auf Verlangen der nach Landesrecht zuständigen Behörde
nachzuweisen, dass die Anforderungen nach Satz 1 erfüllt sind.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, zur Gewährleistung der technischen
Sicherheit, der technischen und betrieblichen Flexibilität von Energieanlagen sowie der Interoperabilität von
Ladepunkten für Elektromobile durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. Anforderungen an die technische Sicherheit dieser Anlagen, ihre Errichtung und ihren Betrieb festzulegen;

2. das Verwaltungsverfahren zur Sicherstellung der Anforderungen nach Nummer 1 zu regeln, insbesondere zu
bestimmen,

a) dass und wo die Errichtung solcher Anlagen, ihre Inbetriebnahme, die Vornahme von Änderungen oder
Erweiterungen und sonstige die Anlagen betreffenden Umstände angezeigt werden müssen,

b) dass der Anzeige nach Buchstabe a bestimmte Nachweise beigefügt werden müssen und

c) dass mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen erst nach Ablauf bestimmter Prüffristen begonnen
werden darf;

3. Prüfungen vor Errichtung und Inbetriebnahme und Überprüfungen der Anlagen vorzusehen und festzulegen,
dass diese Prüfungen und Überprüfungen durch behördlich anerkannte Sachverständige zu erfolgen haben;

4. behördliche Anordnungsbefugnisse festzulegen, insbesondere die Befugnis, den Bau und den Betrieb von
Energieanlagen zu untersagen, wenn das Vorhaben nicht den in der Rechtsverordnung geregelten
Anforderungen entspricht;

5. zu bestimmen, welche Auskünfte die zuständige Behörde vom Betreiber der Energieanlage gemäß Absatz 6
Satz 1 verlangen kann;

6. die Einzelheiten des Verfahrens zur Anerkennung von Sachverständigen, die bei der Prüfung der
Energieanlagen tätig werden, sowie der Anzeige der vorübergehenden Tätigkeit von Sachverständigen aus
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum zu bestimmen;

7. Anforderungen sowie Meldepflichten festzulegen, die Sachverständige nach Nummer 6 und die Stellen,
denen sie angehören, erfüllen müssen, insbesondere zur Gewährleistung ihrer fachlichen Qualifikation,
Unabhängigkeit und Zuverlässigkeit;



8. Anforderungen an die technische und betriebliche Flexibilität neuer Anlagen zur Erzeugung von Energie zu
treffen.

Die Regelungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes bleiben davon
unberührt.

(4a) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates einen Ausschuss zur Beratung in Fragen der technischen Sicherheit von
Gasversorgungsnetzen und Gas-Direktleitungen einschließlich der dem Leitungsbetrieb dienenden Anlagen
einzusetzen. Diesem Ausschuss kann insbesondere die Aufgabe übertragen werden, vorzuschlagen, welches
Anforderungsprofil Sachverständige, die die technische Sicherheit dieser Energieanlagen prüfen, erfüllen müssen,
um den in einer Verordnung nach Absatz 4 festgelegten Anforderungen zu genügen. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie kann das Anforderungsprofil im Bundesanzeiger veröffentlichen. In den Ausschuss sind
sachverständige Personen zu berufen, insbesondere aus dem Kreis

1. der Sachverständigen, die bei der Prüfung der Energieanlagen tätig werden,

2. der Stellen, denen Sachverständige nach Nummer 1 angehören,

3. der zuständigen Behörden und

4. der Betreiber von Energieanlagen.

(5) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall die zur Sicherstellung der Anforderungen an
die technische Sicherheit von Energieanlagen erforderlichen Maßnahmen treffen.

(6) Die Betreiber von Energieanlagen haben auf Verlangen der nach Landesrecht zuständigen Behörde
Auskünfte über technische und wirtschaftliche Verhältnisse zu geben, die zur Wahrnehmung der Aufgaben nach
Absatz 5 erforderlich sind. Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(7) Die von der nach Landesrecht zuständigen Behörde mit der Aufsicht beauftragten Personen sind berechtigt,
Betriebsgrundstücke, Geschäftsräume und Einrichtungen der Betreiber von Energieanlagen zu betreten, dort
Prüfungen vorzunehmen sowie die geschäftlichen und betrieblichen Unterlagen der Betreiber von Energieanlagen
einzusehen, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 5 erforderlich ist.

Fußnote

(+++ § 49 Abs. 2: Zur Anwendung vgl. § 3 Abs. 4 LSV +++)

§ 53a Sicherstellung der Versorgung von Haushaltskunden mit Erdgas

Gasversorgungsunternehmen, die Haushaltskunden oder Betreiber von gasbetriebenen Fernwärmeanlagen
beliefern, haben zu gewährleisten, dass

1. die von ihnen direkt belieferten Haushaltskunden und

2. Fernwärmeanlagen, soweit sie Wärme an Haushaltskunden liefern, an ein Erdgasverteilernetz oder ein
Fernleitungsnetz angeschlossen sind und keinen Brennstoffwechsel vornehmen können,

mindestens in den in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 20. Oktober 2010 über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Erdgasversorgung und
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/67/EG des Rates (ABl. L 295 vom 12.11.2010, S. 1) genannten Fällen
versorgtwerden.DarüberhinaushabenGasversorgungsunternehmen imFalleeiner teilweisenUnterbrechung
der Versorgung mit Erdgas oder im Falle außergewöhnlich hoher Gasnachfrage Haushaltskunden sowie
Fernwärmeanlagen im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 mit Erdgas zu versorgen, solange die Versorgung aus
wirtschaftlichenGründenzumutbarist.ZurGewährleistungeinersicherenVersorgungvonHaushaltskunden
mit Erdgas kann insbesondere auf die im Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 aufgeführten Instrumente
zurückgegriffen werden.

§ 54a Zuständigkeiten gemäß der Verordnung (EU) Nr. 994/2010, Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ist zuständige Behörde für die Durchführung der in der
Verordnung (EU) Nr. 994/2010 festgelegten Maßnahmen. Die §§ 3, 4 und 16 des Energiesicherungsgesetzes
1975 vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3681), das zuletzt durch Artikel 164 der Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, und die §§ 5, 8 und 21 des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1069), das zuletzt durch Artikel 134 der
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, bleiben hiervon unberührt.



(2) Folgende in der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 bestimmte Aufgaben werden auf die
Bundesnetzagentur übertragen:

1. die Durchführung der Risikoanalyse gemäß Artikel 9,

2. folgende Aufgaben betreffend den Ausbau bidirektionaler Lastflüsse: die Aufgaben im Rahmen des
Verfahrens gemäß Artikel 7, die Überwachung der Erfüllung der Verpflichtung nach Artikel 6 Absatz 5, die
Befugnis zur Forderung nach Erweiterung von Kapazitäten nach Artikel 6 Absatz 6, Aufgaben gemäß Artikel 6
Absatz 7 sowie

3. die in Artikel 6 Absatz 1 Satz 1, Absatz 4 und 9 Satz 1 genannten Aufgaben.

Die Bundesnetzagentur nimmt diese Aufgaben unter der Aufsicht des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie wahr. Die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie gemäß Absatz 1 für
Regelungen im Hinblick auf die in Artikel 6 Absatz 1 bis 3 und Artikel 8 in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 994/2010 genannten Standards bleibt hiervon unberührt.

(3) Die Bestimmung der wesentlichen Elemente, die im Rahmen der Risikoanalyse zu berücksichtigen und
zu untersuchen sind, einschließlich der Szenarien, die gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung
(EU) Nr. 994/2010 zu analysieren sind, bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie. Die Bundesnetzagentur kann durch Festlegung gemäß § 29 Einzelheiten zu Inhalt und Verfahren
der Übermittlung von Informationen gemäß Artikel 9 Absatz 3, zum Verfahren gemäß Artikel 7 sowie zur
Kostenaufteilung gemäß Artikel 6 Absatz 8 Satz 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 regeln.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf:

1. zum Zwecke der Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 weitere Aufgaben an die
Bundesnetzagentur zu übertragen,

2. Verfahren und Zuständigkeiten von Bundesbehörden bezüglich der Übermittlung von Daten gemäß Artikel
13 der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 festzulegen sowie zu bestimmen, welchen Erdgasunternehmen die
dort genannten Informationspflichten obliegen,

3. Verfahren und Inhalt der Berichtspflichten gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe k der Verordnung (EU) Nr.
994/2010 festzulegen sowie

4. weitere Berichts- und Meldepflichten zu regeln, die zur Bewertung der Gasversorgungssicherheitslage
erforderlichsind.

§ 65 Aufsichtsmaßnahmen

(1) Die Regulierungsbehörde kann Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehmen verpflichten, ein
Verhalten abzustellen, das den Bestimmungen dieses Gesetzes sowie den auf Grund dieses Gesetzes
ergangenen Rechtsvorschriften entgegensteht. Sie kann hierzu alle erforderlichen Abhilfemaßnahmen
verhaltensorientierter oder struktureller Art vorschreiben, die gegenüber der festgestellten Zuwiderhandlung
verhältnismäßig und für eine wirksame Abstellung der Zuwiderhandlung erforderlich sind. Abhilfemaßnahmen
struktureller Art können nur in Ermangelung einer verhaltensorientierten Abhilfemaßnahme von gleicher
Wirksamkeit festgelegt werden oder wenn letztere im Vergleich zu Abhilfemaßnahmen struktureller Art mit einer
größeren Belastung für die beteiligten Unternehmen verbunden wäre.

(2) Kommt ein Unternehmen oder eine Vereinigung von Unternehmen seinen Verpflichtungen nach
diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht nach, so kann
die Regulierungsbehörde die Maßnahmen zur Einhaltung der Verpflichtungen anordnen.

(2a) Hat ein Betreiber von Transportnetzen aus anderen als zwingenden, von ihn nicht zu beeinflussenden
Gründen eine Investition, die nach dem Netzentwicklungsplan nach § 12c Absatz 4 Satz 1 und 3 oder § 15a
in den folgenden drei Jahren nach Eintritt der Verbindlichkeit nach § 12c Absatz 4 Satz 1 oder § 15a Absatz 3
Satz 8 durchgeführt werden musste, nicht durchgeführt, fordert die Regulierungsbehörde ihn mit Fristsetzung
zur Durchführung der betreffenden Investition auf, sofern die Investition unter Zugrundelegung des jüngsten
Netzentwicklungsplans noch relevant ist. Die Regulierungsbehörde kann nach Ablauf der Frist nach Satz 1 ein
Ausschreibungsverfahren zur Durchführung der betreffenden Investition durchführen. Die Regulierungsbehörde
kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 zum Ausschreibungsverfahren nähere Bestimmungen treffen.

(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Regulierungsbehörde auch eine
Zuwiderhandlung feststellen, nachdem diese beendet ist.

(4) § 30 Abs. 2 bleibt unberührt.



(5) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 68, 69 und 71 sind entsprechend anzuwenden auf die Überwachung von
Bestimmungen dieses Gesetzes und von auf Grund dieser Bestimmungen ergangenen Rechtsvorschriften durch
die nach Landesrecht zuständige Behörde, soweit diese für die Überwachung der Einhaltung dieser Vorschriften
zuständig ist und dieses Gesetz im Einzelfall nicht speziellere Vorschriften über Aufsichtsmaßnahmen enthält.

(6) Die Bundesnetzagentur kann gegenüber Personen, die gegen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 verstoßen, sämtliche Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 ergreifen, soweit sie zur Durchsetzung der
Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erforderlich sind.

Fußnote

(+++ § 65 Abs. 2a: Zur Anwendung vgl. § 17d Abs. 9 +++)
§ 65 Abs. 2a Satz 1 Kursivdruck: Das Wort "ihn" müsste richtig "ihm" lauten
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Gesetz zur Sicherung der Energieversorgung
(Energiesicherungsgesetz 1975)
EnSiG 1975

Ausfertigungsdatum: 20.12.1974

Vollzitat:

"Energiesicherungsgesetz 1975 vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3681), das zuletzt durch Artikel 324 der
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 324 V v. 31.8.2015 I 1474

Fußnote

(+++ Textnachweis Geltung ab: 29.12.1979 +++)
 
 
Überschrift: Langüberschrift idF d. Art. 20 Nr. 1 Buchst. a G v. 9.1.2002 I 361 mWv 1.1.2002

Eingangsformel  

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 Sicherung der Energieversorgung

(1) Um die Deckung des lebenswichtigen Bedarfs an Energie für den Fall zu sichern, daß die Energieversorgung
unmittelbar gefährdet oder gestört und die Gefährdung oder Störung der Energieversorgung durch
marktgerechte Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln zu beheben ist,
können durch Rechtsverordnung Vorschriften über
1.   die Produktion, den Transport, die Lagerung, die Verteilung, die Abgabe, den Bezug, die Verwendung

sowie Höchstpreise von Erdöl und Erdölerzeugnissen, von sonstigen festen, flüssigen und gasförmigen
Energieträgern, von elektrischer Energie und sonstigen Energien (Gütern),
 

2.   Buchführungs-, Nachweis- und Meldepflichten über die in Nummer 1 genannten wirtschaftlichen Vorgänge,
über Mengen und Preise sowie über sonstige Marktverhältnisse bei diesen Gütern und
 

3.   die Herstellung, die Instandhaltung, die Abgabe, die Verbindung und die Verwendung von Produktionsmitteln
der gewerblichen Wirtschaft, soweit diese Produktionsmittel der Versorgung mit elektrischer Energie
und Erdgas dienen, sowie über Werkleistungen von Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft zur
Instandhaltung, Instandsetzung, Herstellung und Veränderung von Bauwerken und technischen Anlagen, die
der Versorgung mit elektrischer Energie und Erdgas dienen
 

erlassen werden. Als lebenswichtig gilt auch der Bedarf zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben und internationaler
Verpflichtungen.

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, soweit die Güter für nichtenergetische Zwecke bestimmt sind.

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kann insbesondere vorgesehen werden, daß die Abgabe, der
Bezug oder die Verwendung der Güter zeitlich, örtlich oder mengenmäßig beschränkt oder nur für bestimmte
vordringliche Versorgungszwecke vorgenommen werden darf; die Benutzung von Motorfahrzeugen aller Art kann
nach Ort, Zeit, Strecke, Geschwindigkeit und Benutzerkreis sowie Erforderlichkeit der Benutzung eingeschränkt
werden.

(4) Die Rechtsverordnungen sind auf daß Maß zu beschränken, das zur Behebung der Gefährdung oder Störung
der Energieversorgung unbedingt erforderlich ist. Sie sind insbesondere so zu gestalten, daß in die Freiheit des
einzelnen und der wirtschaftlichen Betätigung so wenig wie möglich eingegriffen und die Leistungsfähigkeit der
Gesamtwirtschaft möglichst wenig beeinträchtigt wird.

§ 2 Internationale Verpflichtungen
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(1) Soweit es zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen vom 18. November 1974 über
ein Internationales Energieprogramm erforderlich ist, können für Erdöl und Erdölerzeugnisse durch
Rechtsverordnung Vorschriften über die Beschränkung der Einfuhren, die Verpflichtung zu Ausfuhren und die
Abgabe sowie Vorschriften des im § 1 Abs. 3 genannten Inhalts erlassen werden. Rechtsverordnungen nach Satz
1 können erst erlassen werden, wenn das Bundesgesetz in Kraft getreten ist, durch welches die gesetzgebenden
Körperschaften nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes dem genannten Übereinkommen ihre
Zustimmung erteilt haben, und wenn die Erfüllung der Verpflichtungen durch marktgerechte Maßnahmen nicht,
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln zu erreichen ist. § 1 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Rechtsverordnungen, nach denen Einfuhren von Erdöl und Erdölerzeugnissen aus Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaften beschränkt werden können oder zu Ausfuhren und Abgabe in diese Staaten
verpflichtet werden kann, können nur erlassen werden, wenn die Bundesrepublik Deutschland hierzu
gemeinschaftsrechtlich ermächtigt ist.

(3) Rechtsverordnungen nach § 1 können auch erlassen werden, wenn die Energieversorgung durch die
Beschränkung der Einfuhren oder die Verpflichtung zu Ausfuhren von Erdöl und Erdölerzeugnissen gefährdet
oder gestört wird.

§ 3 Erlaß von Rechtsverordnungen

(1) Rechtsverordnungen nach den §§ 1 und 2 erläßt die Bundesregierung. Sie kann diese Befugnis durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
sowie in Bezug auf die leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizität und Erdgas auf die Bundesnetzagentur
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen übertragen, wenn die Energieversorgung im
Sinne des § 1 Abs. 1 gefährdet oder gestört ist. Rechtsverordnungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie, die der Zollverwaltung Aufgaben übertragen, werden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Finanzen erlassen.

(2) Rechtsverordnungen, die nach Eintritt einer Gefährdung oder Störung der Energieversorgung im Sinne des § 1
Abs. 1 erlassen werden und deren Geltungsdauer sich auf nicht mehr als sechs Monate erstreckt, bedürfen nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Ihre Geltungsdauer darf nur mit Zustimmung des Bundesrates verlängert
werden.

(3) Werden Rechtsverordnungen nach § 1 erlassen, bevor die Energieversorgung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder
des § 2 Abs. 3 gefährdet oder gestört ist, so ist ihre Anwendung von der Feststellung der Bundesregierung
abhängig zu machen, daß eine solche Gefährdung oder Störung eingetreten ist. Die Feststellung erfolgt
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung ohne Zustimmung des Bundesrates. Die Bundesregierung
kann die Befugnis nach Satz 2 in Bezug auf die leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizität und Erdgas
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen übertragen. Satz 1 gilt nicht für Rechtsverordnungen über
1.   Meldepflichten über getätigte oder beabsichtigte Einfuhren und Ausfuhren sowie über Produktion, Transport,

Lagerung und Abgabe,
 

2.   Buchführungs-, Nachweis- und Meldepflichten zur Vorbereitung der Ausführung von Rechtsverordnungen
nach § 1 Abs. 3
 

bei Erdöl, Erdölerzeugnissen elektrischer Energie und Erdgas.

(4) Die Anwendung der Rechtsverordnungen kann, auch solange die Energieversorgung im Sinne des § 1 Abs.
1 und des § 2 Abs. 3 gefährdet oder gestört ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
ausgesetzt und wieder hergestellt werden. Der Lauf der in Absatz 2 Satz 1 festgelegten Frist wird durch eine
Aussetzung der Anwendung nicht unterbrochen. Die Rechtsverordnungen nach § 1 sind unverzüglich aufzuheben
oder außer Anwendung zu setzen, wenn keine Gefährdung oder Störung der Energieversorgung im Sinne des § 1
Abs. 1 und des § 2 Abs. 3 mehr vorliegt oder wenn Bundestag und Bundesrat dies verlangen.

(5) Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 1 dürfen erst angewendet werden, wenn dies zur Erfüllung der dort
genannten Verpflichtungen erforderlich ist. Sie sind unverzüglich aufzuheben oder außer Anwendung zu setzen,
wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht mehr vorliegen.

§ 4 Ausführung des Gesetzes
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(1) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 über Meldepflichten und nach § 2 Abs. 1 über die Beschränkung
der Einfuhren, die Verpflichtung zu Ausfuhren und die Abgabe werden vom Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) ausgeführt. Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 über Meldepflichten im Rahmen
der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität und Erdgas werden abweichend von Satz 1 von der
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen ausgeführt.

(2) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1, die Vorschriften über Höchstpreise enthalten, werden insoweit
vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ausgeführt, als Ausnahmen von diesen
Rechtsverordnungen erforderlich werden, die die Preisbildung in mehr als einem Land beeinflussen.
Abweichend von Satz 1 werden Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1, die Vorschriften über Höchstpreise für
die leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizität und Erdgas enthalten, insoweit von der Bundesnetzagentur
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen ausgeführt, als Ausnahmen von diesen
Rechtsverordnungen erforderlich werden, die die Preisbildung in mehr als einem Land beeinflussen.

(3) Rechtsverordnungen über die Lastverteilung im Bereich der Elektrizitäts- und Gasversorgung werden von der
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen als Lastverteiler insoweit
ausgeführt, als
1.   die im überregionalen öffentlichen Interesse liegende Versorgung sicherzustellen ist,

 

2.   ein Ausgleich der elektrizitäts- und gaswirtschaftlichen Bedürfnisse und Interessen der Länder
herbeizuführen ist oder
 

3.   der Einsatz von unterirdischen Gasspeichern und sonstigen Gasversorgungsanlagen mit überregionaler
Bedeutung zu regeln ist.
 

(4) Rechtsverordnungen, die eine Bemessung der Verbrauchsmenge und eine Überwachung der Abgabe, des
Bezugs oder der Verwendung von leichtem Heizöl anordnen, werden von der Zollverwaltung ausgeführt, soweit
in ihnen nichts anderes bestimmt ist.

(5) Im übrigen werden das Gesetz und die auf Grund des Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit
nichts anderes bestimmt ist, von den nach Landesrecht zuständigen Stellen, in Bayern, Bremen und Nordrhein-
Westfalen von der Landesregierung oder den von ihr bestimmten Stellen ausgeführt.

§ 5 Keine aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Verfügungen, die nach § 10 oder auf Grund von Rechtsverordnungen
nach den §§ 1 und 2 ergehen, haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 6 Verwaltungsvorschriften

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie erläßt mit Zustimmung des Bundesrates zur
Ausführung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen allgemeine
Verwaltungsvorschriften.

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedarf es nicht, soweit die allgemeinen Verwaltungsvorschriften an das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) oder an die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen gerichtet sind.

§ 7 Einzelweisungen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann, soweit die Ausführung der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen den Ländern obliegt, Einzelweisungen erteilen, wenn dies zur Sicherung einer
regional ausgeglichenen Versorgung erforderlich ist und die Auswirkungen der zu treffenden Maßnahmen sich
auf mehr als ein Land erstrecken.

§ 8 Mitwirkung von Vereinigungen

(1) In Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes kann bestimmt werden, daß Verbände und
Zusammenschlüsse sowie Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts bei der Ausführung der
Rechtsverordnungen beratend mitwirken, soweit ihre Interessen unmittelbar betroffen sind.
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(2) Die zuständige Behörde kann sich bei der Durchführung einzelner Aufgaben, die sie auf Grund dieses
Gesetzes oder der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen zu erfüllen hat, der in Absatz 1
genannten Stellen mit deren Zustimmung bedienen. Diese Stellen unterstehen insoweit den Weisungen der
zuständigen Behörden, die Verbände und Zusammenschlüsse insoweit auch deren Aufsicht.

§ 9 Vorbereitung des Vollzugs

Der Bund und die Länder einschließlich der Gemeinden und Gemeindeverbände haben die personellen,
materiellen und organisatorischen Voraussetzungen zur Durchführung der Maßnahmen zu schaffen, die für die in
§ 1 und § 2 bezeichneten Zwecke erforderlich sind.

§ 10 Auskünfte

(1) Zur Ausführung der Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes und zur Vorbereitung der
Ausführung solcher Rechtsverordnungen haben natürliche und juristische Personen und nichtrechtsfähige
Personenvereinigungen den zuständigen Behörden auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie
haben ferner dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie der Bundesnetzagentur für Elektrizität,
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen Auskünfte zu erteilen, soweit dies zur Wahrnehmung der ihnen
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben, insbesondere zur Vorbereitung der auf Grund dieses Gesetzes zu
erlassenden Rechtsverordnungen erforderlich ist.

(2) Die mit der Einholung von Auskünften beauftragten Personen sind befugt, Grundstücke und die Geschäfts-
und Betriebsräume des Auskunftspflichtigen während der üblichen Geschäfts- und Betriebsstunden zu betreten,
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, Proben zu entnehmen und in die geschäftlichen Unterlagen
des Auskunftspflichtigen Einsicht zu nehmen. Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden.

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(4) Auf die nach den Absätzen 1 und 2 erlangten Kenntnisse und Unterlagen sind §§ 93, 97, 105 Abs. 1,
§ 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung nicht anzuwenden.
Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehörden die Kenntnisse für die Durchführung eines Verfahrens wegen
einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens benötigen, an deren
Verfolgung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich falsche Angaben
des Auskunftspflichtigen oder der für ihn tätigen Personen handelt.

§ 11 Entschädigung

(1) Stellt eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder eine Maßnahme auf Grund einer nach
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung eine Enteignung dar, ist eine Entschädigung in Geld zu leisten. Die
Entschädigung bemißt sich nach dem für eine vergleichbare Leistung im Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt
oder ist, falls es an einer vergleichbaren Leistung fehlt oder ein übliches Entgelt nicht zu ermitteln ist, unter
gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bemessen.

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist derjenige verpflichtet, der durch die Rechtsverordnung oder Maßnahme
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 begünstigt ist. Ist kein Begünstigter vorhanden, so hat der Bund die
Entschädigung zu leisten, wenn die Enteignung durch eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder
durch eine Maßnahme einer Bundesbehörde erfolgt ist; in den übrigen Fällen hat das Land die Entschädigung
zu leisten, das die Maßnahme angeordnet hat. Kann die Entschädigung von demjenigen, der begünstigt ist,
nicht erlangt werden, so haftet nach Maßgabe des Satzes 2 der Bund oder das Land; soweit der Bund oder das
Land den Entschädigungsberechtigten befriedigt, geht dessen Anspruch gegen den Begünstigten auf den Bund
oder das Land über. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Entschädigungsberechtigten geltend gemacht
werden.

(3) Ist die Enteignung durch eine nach diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder durch eine Maßnahme
einer Bundesbehörde erfolgt, so wird die Entschädigung von dieser Behörde festgesetzt. In den übrigen Fällen
wird die Entschädigung von den in § 4 Abs. 5 genannten Stellen festgesetzt.

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
Vorschriften über die Verjährung der Ansprüche nach Absatz 1, über das Verfahren der Festsetzung einer
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Entschädigung sowie über die Zuständigkeit und das Verfahren der Gerichte nach den Grundsätzen der §§ 34, 49
bis 63 und 65 des Bundesleistungsgesetzes zu erlassen. Dabei treten an die Stelle der Anforderungsbehörden die
in Absatz 3 bezeichneten Stellen.

§ 12 Härteausgleich

(1) Wird durch eine Rechtsverordnung oder Maßnahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 dem Betroffenen ein
Vermögensnachteil zugefügt, der nicht nach § 11 abzugelten ist, so ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren,
soweit seine wirtschaftliche Existenz durch unabwendbare Schäden gefährdet oder vernichtet ist oder die
Entschädigung zur Abwendung oder zum Ausgleich ähnlicher unbilliger Härten geboten ist.

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Bund verpflichtet, wenn der Vermögensnachteil durch eine nach
diesem Gesetz erlassene Rechtsverordnung oder durch eine Maßnahme einer Bundesbehörde zugefügt worden
ist; in den übrigen Fällen ist die Entschädigung von dem Land zu leisten, das die Maßnahme angeordnet hat.

(3) § 11 Abs. 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

§ 13  

(weggefallen)

§ 14 Zustellungen

Für Zustellungen durch die Verwaltungsbehörde gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes
mit der Maßgabe, daß in dringenden Fällen, soweit es zur Aufrechterhaltung der Versorgung erforderlich ist,
die Zustellung auch durch schriftliche, fernschriftliche, mündliche oder fernmündliche Mitteilung, durch Presse,
Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), Funkspruch oder in einer sonstigen ortsüblichen und geeigneten Weise
erfolgen kann. In diesen Fällen gilt die Zustellung mit dem auf die Bekanntgabe folgenden Tage als bewirkt.

§ 15 Zuwiderhandlungen

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.   gegen eine auf Grund des § 1 oder des § 2 erlassene Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund einer

solchen Rechtsverordnung ergangene vollziehbare Verfügung verstößt, soweit die Rechtsverordnung für
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
 

2.   entgegen § 10 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder
 

3.   entgegen § 10 Abs. 2 Prüfungen, Besichtigungen, die Einsichtnahme in geschäftliche Unterlagen oder die
Entnahme von Proben nicht duldet.
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu
fünfundzwanzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend
Euro geahndet werden.

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
1.   eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete Zuwiderhandlung beharrlich wiederholt,

 

2.   durch eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete Zuwiderhandlung die Versorgung mit einem der in § 1 Abs. 1 Nr. 1
genannten Güter, sei es auch nur in einem örtlichen Bereich, schwer gefährdet oder
 

3.   bei Begehung einer in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Zuwiderhandlung eine außergewöhnliche Mangellage
bei der Versorgung mit einem der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 genannten Güter zur Erzielung von bedeutenden
Vermögensvorteilen ausnutzt.
 

§ 16 Zuständige Verwaltungsbehörde bei Zuwiderhandlungen

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
1.   bei Zuwiderhandlungen gegen Verfügungen nach § 10 Abs. 1 und 2,

a)   sofern sie von einer Bundesbehörde erlassen worden sind, diese Behörde,
 

b)   sofern sie von einer Landesbehörde erlassen worden sind, die in § 4 Abs. 5 genannten Stellen,
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2.   bei Zuwiderhandlungen gegen eine nach § 1 oder nach § 2 erlassene Rechtsverordnung oder gegen eine auf
Grund einer solchen Rechtsverordnung ergangene Verfügung,
a)   soweit Bundesbehörden zur Durchführung zuständig sind, das Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie oder diese Behörden, soweit sie durch Rechtsverordnungen für zuständig erklärt werden,
 

b)   soweit Landesbehörden zur Durchführung zuständig sind, die in § 4 Abs. 5 genannten Stellen.
 

 

§ 17 Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.

§ 18 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

- Seite 1 von 3 -

Verordnung zur Sicherung der Gasversorgung in
einer Versorgungskrise
(Gassicherungsverordnung - GasSV)
GasSV

Ausfertigungsdatum: 26.04.1982

Vollzitat:

"Gassicherungsverordnung vom 26. April 1982 (BGBl. I S. 517), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 48 des
Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 48 G v. 7. 7.2005 I 1970

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 1.5.1982 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. § 7 +++)

Eingangsformel  

Auf Grund des § 1 Abs. 1 und 3, des § 2 Abs. 3, des § 3 Abs. 1 und 3 sowie des § 16 Nr. 2 Buchstabe a des
Energiesicherungsgesetzes 1975 vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3681), das durch Gesetz vom 19. Dezember
1979 (BGBl. I S. 2305) zuletzt geändert worden ist, verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§ 1  

(1) Zur Deckung des lebenswichtigen Bedarfs an Gas können die zuständigen Stellen als Lastverteiler
Verfügungen erlassen
1.   an Unternehmen und Betriebe, die Gas erzeugen, beziehen oder abgeben, über

a)   die Gewinnung, Herstellung, den Bezug, die Bearbeitung, Verarbeitung, Umwandlung, Lagerung,
Weiterleitung, Zuteilung, Abgabe, Verwendung, Einfuhr und Ausfuhr von Gas,
 

b)   die Lagerung, Abgabe und Verwendung von Ausgangsstoffen zur Gasherstellung;
 

 

2.   an Verbraucher über die Zuteilung, den Bezug und die Verwendung von Gas sowie den Ausschluß vom
Bezug von Gas.
 

(2) Die Lastverteiler können Unternehmen und Betriebe, die Gas erzeugen, beziehen oder abgeben, sowie
Verbraucher durch Verfügung verpflichten, innerhalb einer bestimmten Frist bestehende Verträge des in Absatz
1 bezeichneten Inhalts zu ändern oder neue Verträge dieses Inhalts abzuschließen, soweit das angestrebte
Verhalten durch Anwendung bestehender Verträge nicht oder nicht rechtzeitig verwirklicht werden kann. In
der Verfügung ist für eine Leistung das übliche Entgelt oder, in Ermangelung eines solchen, ein angemessenes
Entgelt festzusetzen; für die übrigen Vertragsbedingungen gilt Entsprechendes. Kommt ein solcher Vertrag nicht
fristgemäß zustande, so können die Lastverteiler ihn durch Verfügung begründen.

(3) Die Lastverteiler dürfen Verfügungen nur erlassen, soweit diese unbedingt erforderlich sind, um eine
Gefährdung oder Störung der lebenswichtigen Versorgung mit Gas zu beheben oder zu mindern. Bestehende
Verträge und die Zweckbestimmung von Eigenanlagen sind möglichst zu berücksichtigen.

(4) Die Abschaltung eines Versorgungsbereichs ist nur zulässig, soweit eine Verringerung der Leistung
oder sonstige Maßnahmen nicht ausreichen, um einen über den Versorgungsbereich hinausgehenden
Netzzusammenbruch zu verhindern oder zu beheben. Hierbei darf die Deckung des Gasbedarfs zur
Erfüllung öffentlicher und anderer für die Bevölkerung lebenswichtiger Aufgaben so wenig wie möglich
beeinträchtigt werden. Die Abschaltung ist aufzuheben, sobald die Gefahr des Netzzusammenbruchs oder
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dieser selbst behoben ist. Für die bei der erneuten Inbetriebsetzung der Versorgungsleitungen erforderlichen
Sicherheitsmaßnahmen ist Sorge zu tragen. Abschaltung und Inbetriebsetzung sind unverzüglich in geeigneter
Weise öffentlich bekanntzugeben.

(5) Die Verfügungen sind zu befristen, soweit sich ihre Geltungsdauer nicht schon aus ihrem Inhalt ergibt. Sie
werden unwirksam, sobald diese Verordnung aufgehoben oder außer Anwendung gesetzt wird. Entsprechendes
gilt für Verträge, die auf Grund einer Verfügung nach Absatz 2 Satz 1 geschlossen oder durch eine Verfügung
nach Absatz 2 Satz 3 begründet worden sind. Verträge, die auf Grund oder durch Verfügung nach Absatz 2
geändert worden sind, leben mit ihrem ursprünglichen Inhalt wieder auf.

§ 2  

(1) Unternehmen und Betriebe, die Gas gewinnen, herstellen oder einführen und in das Netz der öffentlichen
Versorgung abgeben können, sind verpflichtet, der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen sowie der nach Landesrecht zuständigen Stelle Meldungen entsprechend der Anlage zu
dieser Verordnung bis zum Zehnten jeden Monats zu erstatten. Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen und die nach Landesrecht zuständige Stelle können, wenn dies zur
Sicherung der Energieversorgung notwendig ist, die Meldepflicht nach Satz 1 auf Unternehmen und Betriebe
ausdehnen, die Gas im Inland beziehen und in das Netz der öffentlichen Versorgung abgeben können, und die
Meldungen nach Satz 1 auch in kürzeren Zeitabständen verlangen.

(2) Die zuständige Stelle kann im Interesse der Sicherung der Energieversorgung bereits vor der
Feststellung der Bundesregierung, daß die Energieversorgung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder § 2 Abs. 3 des
Energiesicherungsgesetzes 1975 gefährdet oder gestört ist, Meldungen nach Absatz 1 verlangen.

§ 3  

(1) Gas im Sinne dieser Verordnung sind brennbare, verdichtete oder verflüssigte Gase, die für eine Verwendung
in der öffentlichen Gasversorgung mittelbar oder unmittelbar geeignet sind.

(2) Auf Flüssiggas ist diese Verordnung insoweit anzuwenden, als es für die leitungsgebundene öffentliche
Gasversorgung verwendet wird.

§ 4  

Ordnungswidrig im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 1 des Energiesicherungsgesetzes 1975 handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1.   einer vollziehbaren Verfügung nach § 1 Abs. 1 zuwiderhandelt oder

 

2.   eine Meldung nach § 2 nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.
 

§ 5  

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 16 Nr. 2 Buchstabe a des Energiesicherungsgesetzes 1975 ist die
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen.

§ 6  

(weggefallen)

§ 7  

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2) Sie darf mit Ausnahme des § 2 Abs. 2 erst dann angewandt werden, wenn die Bundesregierung
1.   durch Verordnung festgestellt hat, daß die Energieversorgung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder des § 2 Abs. 3

des Energiesicherungsgesetzes 1975 gefährdet oder gestört ist, und
 

2.   die Anwendbarkeit durch Verordnung bestimmt.
 

Anlage (zu § 2)
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Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1982, 519
 
-------------------------------------           ------------------------------
I Unternehmen                       I           I Datum                      I
I                                   I           I                            I
I                                   I           I                            I
-------------------------------------           ------------------------------
 
                                       Meldung
              gemäß § 2 der Gassicherungsverordnung vom 26. April 1982
              (BGBl. I S. 517) für Monat 19   (Ist-Angaben) und für
              Monat 19   (Vorausschau)
                           - alle Mengen in 1.000 cbm 1) -
-------------------------------------------------------------------------------
I                        I Ist                Vorausschau     I Bemerkungen   I
I                        I für ----- 19---  I für ----  19--- I (u.a. Gasart, I
I                        I Monats-  I max.  I Monats- I max.  I Gasqualität)  I
I                        I menge    I Tages-  menge   I Tages-                I
I                        I          I menge I         I menge I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I  1. Einfuhr            I          I       I         I       I               I
I  2. Gewinnung,         I          I       I         I       I               I
I     Herstellung        I          I       I         I       I               I
I  3. sonst. Bezug       I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I  4. Summe 1. bis 3.    I          I       I         I       I               I
I  5. Speichersaldo      I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I  6. Summe 4. und 5.    I          I       I         I       I               I
I  7. Eigenverbrauch,    I          I       I         I       I               I
I     Verluste           I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I  8. Darbietung         I          I       I         I       I               I
I     (Differenz         I          I       I         I       I               I
I     zwischen           I          I       I         I       I               I
I     6. und 7.)         I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I     Abgabe an          I          I       I         I       I               I
I  9. Endverbraucher     I          I       I         I       I               I
I     davon:             I          I       I         I       I               I
I     a) öffentl. Heiz-  I          I       I         I       I               I
I        und Kraftwerke  I          I       I         I       I               I
I     b) Industrie       I          I       I         I       I               I
I 10. andere GVU         I          I       I         I       I               I
I     (Verteiler)        I          I       I         I       I               I
I 11. Export             I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I 12. Summe 9. bis 11.   I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I 13. Differenz zwischen I          I       I         I       I               I
I     8. und 12.         I          I       I         I       I               I
I------------------------I----------I-------I---------I-------I---------------I
I 14. Speicherinhalt     I          I       I         I       I               I
I     insgesamt 2)3)     I          I       I         I       I               I
I 15. Arbeitsgas 2)3)    I          I       I         I       I               I
I 16. max.               I          I       I         I       I               I
I     Entnahmemenge/h 3) I          I       I         I       I               I
-------------------------------------------------------------------------------
1) cbm = 9,769 kWh = 35,169 MJ (= 8.400 Kcal)
2) Jeweils am letzten Tag der Meldemonate
3) Bei mehreren Speichern bitte die Angaben für
   die einzelnen Speicher aufgliedern
               ------------------------
                                                          Unterschrift 
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